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KAPVERDISCHE INSELN 


Hungersnot 


Wir veröffentlichen untenstehend ei- 
nen Aufruf des Komitee Südliches Afri- 
ka Heidelberg, dem sich die Redaktion 
der "blätter des izöw" anschließt, 


SPENDENAUFRUF ZUM KAMPF_GEGEN DIE 
HUNGERSNOT AUF_DEN KAPVERDISCHEN 
INSELN 


Am Montag, den 12. August 74, erkann- 
‚e die Bundesrepublik Deutschland dio 
Republik Guinea-Bissau als unabhänni- 
gen Staat an. Aber noch vor kurzer 
Zeit haben die BRD und andere NATD- 
Länder durch Waffenlieferungen cie 
Herrschaft des Kolonialismus über die 
afrikanischen Völkar von Guinea-3is- 
sau, Angola und Mozambique ebenso wir 
die Herrschaft des Faschismus über as 
portugiesische Volk selbst unterstützt. 
Schon vor einem Jahr, am 24. Sept. 73, 
wählte sich das Volk von Guinea-Bissau 
in freier und geheimer Wahl eine eige- 
ne Regierung und schuf sich eine eige- 
ne Verfassung. Seine Nationalversann- 
lung erklärte die WUnabhänyinkeit der 
tepublik Guinea-Bissau. Gleichzeitig 
erklärte es seine Solidarität mit dem 
unterdrückten portugiesischen Volk; 

in der Tat wurde der erfolgreiche 
Freiheitskampf der afrikanischen Völ- 
er ausschlaggebend 'ür das portugie- 
sische Vol«, sich selbst am 25. April 
74 von Faschismus befreien zu können. 


Die afrikanischen Völker mußten erst 
ein Jahrzehnt für ihre Freiheit känp- 
fen; 90 Staaten mußten erst die unab- 
hängige Republik Guinea-Bissau aner- 
sennen; das portugiesische Vo!k mußte 
erst vom Faschismus frei sein und 
seloast das Recht dar afrikanischen 
Völker auf Unabhängigkeit und Selast- 
bestimmung anerkennen: dann erst sa- 
hen sich die ehemaligen Verbündeten 
des portugiesischen Faschismus, die 
waffenliefernden EG-Staaten, darunter 
auch die BRD, zur Anerkennung der un- 
abhängigen Republik Guinea-Dissau ge- 
zwungen, 


Noch immer aber leiden die Kapverdi- 
schen Inseln unter der Herrschaft des 
Kolonialismus. Ihnen wird die Unahhän- 
gigkeit und die Einheit mit der Repu- 


slik Guinea-Bissau vorenthalten. Den- 
20 kämpft das Volk hier wie dort un- 
teı der Führung ein und derselben Par- 


tei 
des 
von 


um die vollständige Beseitigung 
Kolonialregimes und die Einheit 
beiden Gebieten. 


Die NATO-Länder und die RRD unterstüt- 


zen noch die Herrschaft des Kolonia- 
Tismus über dis Kapverdischen Inseln. 
Denn die NATU will ihre Stützpunkte 


auf den Kapverden nicht aufgeben, weil 
sie von dort die atlantische Küste Af- 
rikas kuntrolligren und beherrschen 
ann. Mit SRD-Steuasrgeldern und NATO- 
!itteln werden auf den Kapverden der 
'lughafen von Sal ausgebaut, der Mari- 
ne-Infanteriestützpunkt von Ribeira 

de Juliao errichtet und modernste 
'ernmeldezrentren finanziert. 


Das Volk von Guinca-Pissau und den 
Kapverdischen Inseln will überhaupt 
sine Stützpunkte irgendeiner fremden 


lacht im zeinenen Lande haben. Es wird 
sich nicht spalten lassen in ein frei- 
es und ein unterdrücktes Gebiet; son- 


dern es verlangt vollständige Unabhän- 
aigkeit und Freie !Nand für den Aufbau 
des Landes. 
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Jahre seines 
bewaffneten Kampfes, ganz besonders 
aber nach der Unabhängigkeitserklä- 
rung der Republik Guinea-Bissau hat 
das Volk von Guinea-Bissau unter der 
Führung der PAIGC (der Afrikanischen 
Partei für die Unabhängigkeit von Gui- 
nea-Bissau und den Kapverdischen In- 
seln) neue Strukturen in dem Gesund- 
heitswesen, der Erziehung, der Wirt- 
schaft und Verwaltung von Guinea-lis- 
sau aufgebaut und ständig ausgebaut. 
Im Februar 74 hat das Ministerium für 
Wirtschaft und Finanzen der Republik 
Suinea-lissau einen ersten, sehr ein- 


Schon vährend der langen 


drucksvollen Bericht über den Stand 
des Wiederaufbaus des Landes vorge- 
legt. Der Bericht ist jetzt auch in 
der BRD erhältlich. 


Aber die Bevölkerung der. Kapverdi- 
schen Inseln steht noch direkt unter 
portugiesischer Kolonialherrschaft, 
Das hat verheerende Folgen für die Be- 
völkerung. Ein UND-Sonderkomites un- 
tersuchte die Situation auf den Kap- 
verdischen Inseln und verabschiedete 
am 5. April 74 eine Resolution, in 
der es unter anderem heißt: "... Das 
Sonderkomitee... ist sehr beunruhigt 
über die kritischs Lage in diesem Ge- 
biet, wo als Folge der von Portugal 
verfolgten Politik der Kolonialherr- 
schaft und der Unterdrückung sowie 
als Folge der Tatsache, da® dieses 
Land weiterhin kein Interesse am Wohl- 
ergehen der Bevölkerung zeigt, die Be- 
völkerung dieses Gebietes schwer an 
Hunger, Unterernährung und Krankhei- 
ten leidet... Die Ursache dafür liegt 
in einer sich über mehrere Jahre er- 
streckenden Trockenheit, gegen die 
von seiten der portugiesischen Behör- 
den keine wirksamen Maßnahmen ergrif- 
fen wurden. (Das Sonderkomitee) nimmt 
mit großer Besorgnis die verzweifelte 
Lage zur Kenntnis, in der sich Tausen- 
de von ausgewanderten Kapverdianern 
befinden, von denen die Mehrheit zum 
Verlassen ihres Landes gezwungen wur- 
den, vorwiegend wegen der in diesem 
Gebiet herrschenden Armut und den 
schwierigen Lebensbedingungen, die 
eine unmittelbare Folge der portugie- 
sischen Kolonialausbeutung sind... 
(Das Sonderkomitee) verurteilt die 
Versuche der portugiesischen Regie- 
rung, die darauf abzielen, der NATD 
die Kapverdischen Inseln zur Ausnut- 
zung ihrer militärischen Zwecke anzu- 
bieten..." 


Mit einem dringenden Appell wendet 
sich die PAIGC an alle Menschen in 

der Bundesrepublik, aus humanitären 
wie aus politischen Gründen die ver- 
heerenden Folgen des Kolonialregines 
über die Kapverdischen Inseln zu be- 
kämpfen; die PAIGC bittet um finan- 
ziella und materielle wie auch sanitä- 
re Unterstützung, damit sie effektiv 
gegen eine schon seit mehr als vier, 
Jahren herrschenden Hungersnot und eine 
jetzt aufgetretene Cholera-Epidemie 
auf den Inseln auftreten kann. Die 
Hungersnot, durch die das Leben von 
Zehntausenden von Bewohnern der In- 
seln: bedroht ist, ist eine Folge der 
Dürre, die sich über die gesamte Sa- 
hel-Zone erstreckt. - Schon 1971 gab 
Amilcar Cabral, der von Portugiesen 
ermordete Generalsekretär der PAIGL, 
auf einer Pressekonferenz in Stock- 
holm “kannt, daß das Volk auf den 
Kapverdischen Inseln von einer unvor- 
stellbaren Hungersnot und unbeschreib- 
lichem Elend bedroht ist. Während die 
internationale humanitäre Hilfe ande- 
re afrikanische Länder Uer Sahel-Zone 


erreinhte, lehnte das damalige fa- 
schistische und kolonialistische Regi- 
me Caetano die angebotene internatio- 
nale humanitäre Hilfe ab. Statt des- 
sen organisierte die portugiesische 
Regierung die Emigration der kapverdi- 
schen Bauern und Arbeiter nach Portu- 
gal. Dort waren ihr Lohn, ihre Ar- 
beitszeit, die Art der Arbeit, ihre 
Wohnverhältnisse, ihre Ernährung und 
die sanitären und hygienischen Bedin- 
gungen von äußerstem Elend gekennzeich- 
net. Damit wollte die Regierung Caeta- 
no die chronische Hungersnot auf den 
Kapverdischen Inseln vertuschen; zwei- 
tens den großen Manyel an Arbeitskräf- 
ten in Portugal selbst (bedinat durch 
die Emigratian der portugiesischen Ar- 
beiter in andere westeuropäische Län- 
der) durch billige Kapverdianer erset- 
zen; und drittens die Droanisation 

der PAIGC auf den Kapverdischen In- 
seln schwächen. 


Selbst nach dem Sturz des faschisti- 
schen Regimes Caetano nimmt das Elend 
des kapverdianischen Volkes auf den 
Inseln immer bedrohlichere Ausmaße an. 
Darüber hinaus werden die kapverdiani- 


‚schen Arbeiter, die vorher zur Emigra- 


tion nach Portugal gezwungen wurden, 
jetzt massenhaft entlassen. 


Die Bürger der Bundesrepublik haben 
jetzt die Gelegenheit, die Republik 
Guinea-Bissau in ihrem Wiederaufbau 
des Landes und die PAIGC in ihrem 
Kampf gegen die Hungerkatastrophe auf 
den kapverdischen Inseln zu unterstüt- 
zen. Wie sie schon in Guinea-Bissau 
bewiesen hat, ist die PAIGC nicht nur 
bereit, sondern auch fähig, effektive 
Hilfsmaßnahmen yegen Hunger und Chole- 
ra auf den Kapverden zu organisieren. 
Sie braucht aber Ihre finanzielle und 
materislle Hilfe. 


Nach unserer Meinung sollte jede ge- 
spendete DM auch als ein politischer 
Protest verstanden werden gegen die 
Waffenlieferungen der BRD an das frü- 


‘ here faschistische Kolonialregime Por- 


tugals, wie auch gegen das Festhalten 
und den Ausbau des NATJ-Stützpunktes 
auf den kapverdischen Inseln. 


Bitte überweisen Sie Ihre Finanzspen- 
de an: . 


Pastscheckkonto Karlsruhe 
Nr. 35 292/754 
Komitee Südl. Afrika/69 HD 


Stichwort "LCapverden" 
ı . | 


Informationen über die kapverdischen 
Inseln, eine Langspielplatte der 
PAIGC mit Freiheitsliedern von den 
kapverdischen Inseln sowie ein Be- 
richt der Republik \;uinsa-Bissau über 
den Wiederaufbau des Landes können 
bestellt warden bei dem Komitee Süd- 
liches Afrika, 69 HD, Postfach 103368. 
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GEN WELT: 


CHRONIK DER ABHANGI- 


MITTE JULI BIS MITTE SEPTEMBER 


AFRIKA 


22.8.74 (NZZ) 

Die Kirchenleitung der "Vereinigten 
Lutherischen Kirchen Deutschlands" 
empfiehlt ihren Mitgliedskirchen, von 
einer -Unterstützung des Sonderfonds 
zur Bekämpfung des Rassismus (Weltkir- 
chenrat) abzusshen. Begründung: Das 
Antirassismus-Programm ermutige zur 
Anwendung von Gewalt. 


1.9.74 (NZZ) 

Neuere Zahlen der UND-Wirtschaftskom- 
mission für Afrika (ECA) zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung Afrikas (oh- 
ne südliches Afrika) im Verlauf der 
Jahre 1972 und 73: Gesamtwirtschaftli- 
che Wachstumsrate des Kontinents 1972: 
5,4 % / 1978: & %; ein vom Durchschnitt 
nach oben abweichendes Wachstum ver- 
zeichnen für 1972 die Länder: Alge- 
rien, Tunesien, Lybien, Nigeria, Ga- 
bon, Botswana, Malawi, Mauritius und 
Swaziland (Wachstumsraten bei 6 % 

oder auch darüber); Bevölkerungszu- 
wachsrate für 1972: durchschnittlich 
bei 2,8 %; Handelsbilanz des Kontinen- 
tes für 1972: Export in Höhe von 14,2 
Mrd. Dollar (Zuwachsrate: 7 %) / Inm- 
porte in Höhe von 12,4 Mrd. Dollar 
(Zuwachsrate: 7 %); für 1972 also ein 
Handelsbilanzüberschuß von 1,B Mrd. 
Dollar; endgültige Zahlen für 1973 
liegen diesbezüglich noch nicht vor; 
die ECA rechnet jedoch mit einem nega- 
tiven Handelsbilanzabschluß und nennt 
als einen wesentlichen Grund dafür. 
dia 1973 für Afrika wieder verstärkt 
wirksame Verschlechterung der "Terms 
of Trade". Durchschnittliches indu- 
strielles Wachstum 1972: 5,7 % (damit 
liegt der Anteil der afrikanischen 
Länder an der Weltindustrie-Produk- 
tion unverändert bei 0,6 %). 


Afar und Issa (Französisch Somaliland) 


3.3.74.(NZZ) 

Frankreich beabsichtigt, seine militä- 
rische Präsenz in Schwarzafrika wei- 
ter zu verstärken. Zu dem Zweck sol- 
len die in und um Djibouti (am Aus- 
gang des Roten Meers) stationierten 
französischen Land- und Seestreitkräf- 
te personell verstärkt und auf eine 
modernere Waffentechnik umgerüstet 
werden. Damit wird die in den letzten 
Monaten zu beobachtende Waffenkonzen- 
tration im nördlichen Teil Dstafrikas 
weiter zunehmen (die USA betreibt 


seit längerer Zeit eine massive Aufrü- 
stung Äthiopiens, während die Sowjet- 
union neuerdings militärisch verstärkt 
in Somalia präsent ist). . 

Die vorweg genannte Hafenstadt Djibu- 
ti liegt auf dem Territorium des noch 
von Frankreich in kolonialer Abhängig- 
keit gehaltenen Stammesgebiet der 
Afar- und Issa-Völker. Zur dortigen 
französischen Kolonialherrschaft 

merkt ein Kenner der Verhältnisse in 
der FR vom 16.7. an: "... Frankreish 
hält hier eine Herrschaft nur mit bru- 
talsten Methoden traditioneller Kolo- 
nialpolitik gegen den massiven Wider- 
stand der Bevölkerung aufrecht. Bluti- 
ge Massaker, Deportationen, Liquidie- 
rung der Führer der PMP (Populair Mo- 
vement Party), wahllose Verhaftungen, 
völliger Mangel an Bildungschancen 

für die einheimische Bevölkerung, 
Elend, .Hunger, Arbeitslosigkeit kenn- 
zeichnen die Situation". 


Äthiopien 

(siehe im Anschluß an die Chronik den 
Artikel zum Thema: "Ühronik-Anmerkun- 
gen zum Sturz Kaiser Haile Selassieg) 


Portugiesische Kolonien 


(siehe Artikel im Anschluß an die 
Chronik: "Portugal und portugiesische 


Kolonien - Fortschreibung der Ereig- 
nisse") 

Rhodesien 

(vgl. auch im Anschluß an die [Chro- 

nik: "Rhodesien - Zur gegenwärtigen 

Lage") 


27.7.74 (NZZ) 

Die rhodesische Regierung plant eine 
sog. Umsiedlu. saktion für den im 
Nordosten Rhodesiens ansässigen Chi- 
wesche-Stamm. Das Stammesgebiet der 
Chiwesche gilt als das Hauptopera- 
tionsfeld der Befreiungsbewegung ZANLU. 
Von der "Umsiedlungs"-Aktion sind 

6D DDD Personen betroffen. Sie werden 
zwangsweise in sog. Wehrdüörfern unter- 
gebracht. Unter "Wehrdörfern" sind 
Barackensiedlungen zu verstehen, die 
nach außen hin durch Stacheldrahtzaun 
und Flutlichtring abgeschirmt sind. 


6 Wochen später kündigt die Regierung 
eine weitere Aktion dieser Art an: 
Diesmal sind die 16 5DD Angehörigen 
des Madziwa-Stammes (gleichfalls Nord- 
ost-Region) betroffen (FR vom 1D.9.). 


Kommentar eines Arztes im Chiwesche- 
Bezirk zu der dort inzwischen angelau- 
fenen Zwangsumsiedlung: "Das Ganze 
ist, wie wenn man Tiere aufsammelt 

und sie von einem Feld zum anderen 
bringt" (FR vom 10.9.). 


31.7.74 (SZ) 

In den vorzeitig angesetzten Parla- 
mentswahlen gewann die Partei von Pre- 
mierminister Smith, die "Rhodesische 
Front", einen Stimmenanteil von 75 %. 
Da die oppositionelle "Rhodesische 
Partei" (gemäßigt fortschrittliche 
Partei, die für eine stärkere politi- 
sche Repräsentanz der Schwarzenbevöl- 
kerung in Rhodesien plädiert) in al- 
len Wahlkreisen des Landes der Rhode- 
sischen Front unterlegen ist, fallen 
alle 50 "weißen" Parlamentssitze der 


Smith-Partei zu. Von den 16 Parlaments- 


sitzen, die dem afrikanischan Bevälke- 
rungsteil worbehalten sind, gingen 3 
Sitze an Kandidaten des ANC und 5 an 
sog. unabhängige Kandidaten. Die übri- 
gen B Sitze teilen die Häuptlinge der 
verschiedenen Stänme des Landes unter 
sich auf. Wie in den vorangegangenen 
Wahlen, waren bei einer potentiellen 
Wahlbevölkerung von annähernd zweiein- 
halb Millionen nur 7000 Afrikaner zur 
Wahl zugelassen. 


Der ANC (African National Council) 
hatte, in Reaktion auf das Scheitern 
der Ende letzten Jahres mit der Smith- 
Regierung geführten Verhandlungen um 
eine Vergrößerung des Sitzanteils von 
Afrikanern im rhodssischen Parlament, 
seine Parteimitglieder zu einem Boy- 
kott der Wahlen aufgerufen. Den 6 ANC- 
Mitgliedern, die sich dessen ungeach- 
tet als Kandidaten aufstellen ließen, 
droht inzwischen ein Partei-Ausschluß- 
verfahren (NZZ vom 18.9.). 


2.8.74 (FR) 

Eine von Mitgliedern des Auswärtigen 
Amtes und dem BMZ gebildete Kommis- 
sion.will sich in der BRD darum bemü- 
hen, die, wie es heißt, "Gesetzeslük- 
ken zu stopfen", die es deutschen Ex- 
und Importeuren bislang möglich mach- 
ten (unter Mißachtung des UND-Boy- 
kotts) Handel mit Rhodesien zu trei- 
ben. 1973 erreichten Jie statistisch 
erfaßten Ausfuhren nach Rhodesien ein 
Volumen von 6,2 Mill. DM (Einfuhren: 
2,4 Mill. DM). 


Die genannte Kommission, die auf mas- 
siven Druck der UNO hin gebildet wor- 
den sein soll, will auch die Vorgänge 
um den Bau eines rhodesischen Stahl- 
werks untersuchen, an dem 2 deutsche 
Stahlunternehmen mit hohem Kapitalein- 
satz beteiligt sind (vol. Chronik 

Heft 36/37). 


9.8.74 (NZZ) 

Alle südafrikanischen Polizisten, die 
jünger als 50 Jahre alt sind, sollen 
3-6 Monate Dienst an der, wie es 
heißt, Grenze nach Rhodesien leisten. 
Da die zur "Grenze nach Rhodesien" 
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eingesetzten Polizei- und Militärein- 


heiten zeitweilig mehr auf rhodesi- 
schen als auf südafrikanischem Terri- 
torium operieren, drückt die südafri- 
kanische Regierung in diesem Beschluß 
offenbar auch die Absicht aus, sich 
stärker noch als bisher in den Gueril- 
la-Abwehrkrieg der rhodesischen Regie- 
rung einzuschalten. 


Wieweit dieses Engagement jetzt schon 
fortgeschritten ist, zeigen die in 

den vergangenan Wochen sich häufenden 
Meldungen über südafrikanische Polizi- 
sten, die, wie es offiziell heißt, 
"bei der Erfüllung ihrer beruflichen 
Mission" in ‚Rhodesien ums Leben gekom- 
men sind. 


DunkleWege Die Zeit,26.7.74 


Trotz aller Sanktionen gelangen sowjetische 
Kugellager auf geheimnisvollen Wegen nacdı 


Rhodesien. Wie dıe „Financial Mail“ in Johan- 
nesburg meldet, werden die Kugellager offenbar 
von der Magra GmbH in Hattersheim nach Rho- 
desien geliefert. Es ist unbekannt, ob die Sowjets 
von diesen Lieferungen wissen. ° 


Sahelzone 


Nach einer 6 Jahre anhaltenden Dürre 
werden aus der Sahelzone erstmals wie- 


‘der anhaltende Regenfälle gemeldet. 


Da diese Regenfälle stellenweise den 
Charakter von sintflutartigen Regen- 
stürmen angenommen haben, droht in ei- 
nigen Gebieten die ohnehin nur zöügernd 
angelaufene Versorgung der hungernden 
Bevölkerung (Korruption, schlechte 
Verkehrsbedingungen) wieder gänzlich 
zusammenzubrechen (FR vom 30.8.). 


Spanisch Sahara 


Die südlich von Marokko am atlanti- 
schen Ozean gelegene spanische Kolo- 
nie Spanisch Sahara ist zum Gegen- 
stand eines internationalen Konflik- 
tes geworden: Während Spanien immer 
noch zögert, den rund 250 000 arabi- 
schen und berberischen Einwohnern die- 
ses 260 000 km? umfassenden Gebietes 
die volle politische Autonomie zu ge- 
währen, melden die anliegenden Staa- 
ten Marokko, Algerien und Mauritanien 
immer entschiedener Ansprüche auf ei- 
ne Annektion der Kolonie an. Das In- 
teresse der 4 um die staatliche Ober- 
hoheit über Spanisch Sahara konkurrie- 
renden Staaten gilt vor allen Dingen 
den reichhaltigen Phosphatvorkommen 

im Gebiet von Rio de Oro. Algerien 

ist darüber hinaus auch an der Mög- 
lichkeit interessiert, sich über eine 
Einverleibung Spanisch Saharas einen 
Zugang zum Atlantischen Ozean zu ver- 
schaffen. In dem genannten Streit 
tritt zur Zeit insbesondere Marokko 
offensiuw in Erscheinung: Die marokka- 
nische Regierung ließ bereits eine De- 
monstration von Bewohnern Spanisch Sa- 
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-aras organisieren, die einen Anschluß 
der Kolonie an Marokko forderten (NZZ 
vom 31.7. / FR som 23.8.). 


Südafrikanische Republik 


26.7.74 (SZ) 

Zwei schwedische Journalisten beschul- 
digen südafrikanische Soldaten, in Re- 
aktion auf eine militärische Aktion 
der im Norden Namibias operierenden 
Befreiungsbewegung SWAPD im Septenber 
letzten Jahres dis Bewohner eines Dor- 
fes im Kahanga-Distrikt (Caprivi-Land- 
zipfel im nördlichen Namibia) massa- 
kriert zu haben. Dem Massaker, über 
dessen Spuren die Journalisten dem 
schwedischen Fernsehen ausgiebiges 
Filmmaterial vorgelegt haben, sollen 
105 Afrikaner zum Dpfer gefallen sein. 
Die Neue Züricher Zeitung äußert al- 
lerdings Zweifel an der Authentität 
des Filmmaterials. Sorgfältige Nach- 
forschungen eines Radakteurs der Zei- 
tung an Ort und Stelle hätten die B8e- 
schuldigungen der genannten Journali- 
sten nieht bestätigen können (NZZ vom 
28.8.). 


2.8.74 (FR) 

Eine Untersuchung des "Christlichen 
Instituts" in Südafrika weist nach, 
daß die schwarzen Angestellten der 
deutschen Schule in Johannesburg ei- 
nen Stundenlohn erhalten, der durch- 
schnittlich um 4D % unter der regie- 
rungsamtlichen Mindestlohngrenze 
("Poverty-Line"”) liegt. In der Min- 
destlohngrenze ist eine Lohnuntergren- 
ze errechnet, die einer 6-köpfigen 
Familie (in Südafrika die Regel) das 
"seine Überleben" \FR) sichert. 


"Die Mängel eines ungebil- 
deten Menschen werden durch 
die Zwanglosigkeit, mit der 
man ihn dank seiner ein- 
fachen Verfassung und Ig- 
noranz als wirtschaftliches 


Aktivum ausbeuten kann, wie- 
der ausgeglichen." 

Christian Express, 1907 

zit. nach M. Braun, Das 
schwarze Johannisburg, 
Frankfurt 1973 


5.8.74 (NZZ) 

Die Nationalkonferenz des südafrikani- 
schen Kirchenrates hat eine Resolu- 
tion verabschiedet, in der alle dienst- 
pflichtigen Kirchenmitglieder aufge- 
fordert werden, den Militärdienst zu 
verwei ,:rn. Die Konferenz leitet die- 
se Forderung aus einem von ihr erar- 
beiteten Thesenpapier ab, in dem es 
u.a. wörtlich heißt: "... in der Re- 
publik Südafrika (besteht) eine grund- 
sätzlich ungerechte und diskriminie- 
rende Gesellschaftsordnung, und diese 


Ungerechtigkeit und Diskriminierung 
(stellt) die primäre, institutionali- 
sierte Gewalt dar, die erst die Gegen- 
gewalt der Terroristen oder Freiheits- 
kämpfer ausgelöst hat" (vollständiger 
Wortlaut des Konferenzpapiers siehe 

in diesem Heft Seite ). 


Hinweis: 


Aus technischen Gründen kann dieser 
Nummer der "Blätter des iz3w" das 
angekündigte Register nicht beigelegt 
werden. Aber: die nächste Ausgabe 
kommt bestimmt! 


14.8.74 (FR) 

Unter Heranziehung eines speziell für 
diesen Zweck Mitte des Jahres erlasse- 
nen Gesetzes (Affected Organisations 
Act) hat das südafrikanische Parlament 
die "Nationale Südafrikanische Studen- 
ten Union", das "Christliche Institut", 
das "Institut für Rassen- und Reli- 
gionsfragen" und die "Organisation 


‘für ein christliches Ziel in einer Ge- 


sellschaft der Apartheid" zu "subver- 
siven" Organisationen erklärt. Den ge- 
nannten Drganisationen droht jetzt, 
von cer Regierung verboten zu werden. 
Es ist zu vermuten, daß dieser Schritt 
des Parlaments in Verbindung mit der 
vom südafrikanischen Kirchenrat in der 
Vorwoche verabschiedeten Anti-Apart- 
heid-Resulution steht. 


19.8.74 (FR) 
Die südafrikanische Ragierung will im 
Haushaltsjahr 1974/75 ihren "Verteidi- 


.gungs"-Etat um fast 50 % auf umgerech- 


net rund 2,8 Mrd. DM erhöhen. Das 
Hauptgewicht der Mehrausgaben soll 

auf die Landstreitkräfte entfallen 

(um 10D %). Diese beabsichtigte 'Ausga- 
bensteigerung und die Einführung ver- 
schiedener technischer Neuerungen ver- 
raten nach Meinung der FR die Furcht 
der südafrikanischen Regierung vor ei- 
nem auch nach Südafrika übergreifen- 
den Gusrilla-Krisg afrikanischer Wi- 
derstandskämpfer. 


5.9.74 (FR) 

England und die SAR fünren am Kap der 
Guten Hoffnung im Rahmen des sog. Si- 
monstown-Abkommens eine gemeinsame 
Seeübung durch. Das Simonstown-Abkom- 
nen verpflichtet im Kriegsfall Eng- 
land und die SAR zu einer gemeinsamen 
Vertzidigung der Kap-Seeroute. Das ge- 
nannte Abkommen ist in der Labour-Par- 
ty in England stark umstritten. Wenn 
sich die Wilson-Regierung nun doch 
entschlossen hat, das Abkommen weiter- 
hin zu respektieren, so geharcht sie 
darin nach Angaben der NZZ (7.9.) dem 
Bruck ihres NATU-Partners USA (zum 
Engagement der NATD im südlichen Afri- 
ka vgl. in diesem Heft: UN-Dokument 
zum Thema "Die NATO auf dem üUege..."). 


ARABISCHE LANDER UND VORDERASIEN 


28.8.74 (NZZ) 

Die französische Reoierung beschließt 
eine Lockerung des von ihr Mitte 1967 
gegenüber den Staaten des Nahen Dsten 
verhängten Waffenembargos. 


13.9.74 (FR) 

Die Regierungen ölproduzierender Län- 
der zeigen: auf den internationalen 
Kapitalmärkten erstes Kaufinteresse: 
So erhielt Anfang September die ame- 
rikanische First National City Bank 
von einem, wie sie erklärt, "kleine- 
ren Olstaat" eine Vollmacht zum Er- 
werb von Aktien in Höhe von rund 

100 Mill. Dollar. Weiter ist in die- 
sem Zusammenhang auf die jüngst er- 
folgte Umverteilung des Aktienkapi- 
tals des italienischen Chemiekonzerns 
"Montedison" (175 009 Beschäftigte, 
10 Mrd. DM Jahresumsatz) hinzuweisen. 
Entgegen anderslautenden Angaben des 
Unternehmens selbst vermuten Kenner 
der Branche, daß sich hinter dem neu- 
en Mehrheitsaktionär des Konzerns der 
Schah von Persien verborgen hält. 


Algerien 


7.8.74 (SZ) 

Nach einem im April dieses Jahres ge- 
troffenen Abkommen werden. erstmals 
auch 50D algerische Gastarbeiter in 
der DDR arbeiten. 


. Iran 


18.7.74 (NZZ/SZ) 

Ber Iran übernimmt etwa ein Viertel 
(25,4 %) des mit 573 Mill. DM angege- 
benen Grundkapitals der Friedrich 
Krupp Hüttenwerke, 3ochum. Darüber 
hinaus ist zwischen Krupp und der ira- 
nischen Regierung die Gründung einer 
von beiden Seiten getragenen Investi- 
tions-Gesellschaft vertraglich verein- 
bart. Diese soll gemeinsame Industrie- 
Projekte fürdern und auf ausländi- 
schen Kapitalmärkten spskulieren. 


Irak 


26.8. - 12.9.74 (Le Monde/FR/NZZ/SZ) 
Nach Angaben des kurdischen Senders 
"Stimme Kurdistan" hat die irakische 
Luftwaffe ihre Bombardierungen von 
Ortschaften im Operationsgebiet der 
kurdischen Separatisten-Bewegung wei- 
ter fortgesetzt. Wie schon in den Vor- 
monaten sollen dabei auch Napalmbom- 
ben eingesetzt worden sein. Wie der 
Sender weiter berichtet, befänden 

sich Tausende von Frauen, Kindern und 
Greisen aus den von der irakischen 
Luftwaffe heimgesuchten Gebieten auf 
der Flucht nach Persien. In einer An- 
fang 5-otember herausgegebenen Presse- 
meldung des Londoner Büros der DPK 
(Demokratische Partei Kurdistans) wird 
hierzu ergänzend berichtet, daß von 
sowjetischen Piloten gesteuerte Über- 
schallbomber vom Typ Tupolew 22 auf 
irakischer Seite in die Kämpfe gegen 


die Kurden eingegriffen hätten (zu 
den Hintergründen des Kurdenkrisges 
vgl. auch die fhronik Heft 35/37). 


Nach amtlichen iranischen Quellen sol- 


“ len fast 80 00D Kurden in den mehr 


als ein Dutzend Auffanglagern entlang 
der 700 km langen Grenze zwischen dem 
Iran und Irak leben und 200 000 auf 
die Erlaubnis zur Einreise in den 
Iran warten. Der für Flüchtlingsfra- 
gen im Iranischen Roten Kreuz zustän- 
dige Sohrab Shaybani beschuldigt den 
Irak, mit seinen systematischen Bon- 
benangriffen die 2 Mio. Kurden aus 
dem Land vertreiben zu wollen. 


Jordanien 


12.9.74 

Der britischen. Regierung liegen 3e- 
richte vor, nach denen Jordanien ins- 
geheim britische Flugzeuge, Tigercat- 
Raketen und 41 Centurion Panzer im 
Gesamtwert von 7 Mio. Pfund Sterling 
(etwa 40 Mio. DM) an die von England 
mit einem Waffen-Embargo belegten wei- 
‘ßen Minderheitsregime im südlichen Af- 
rika (Rhodesien, SAR) geliefert habe. 


Kuwait 


30.7.74 (FR) \ 
Kuwait, zweitgrößter arabischer Ül- 
lieferant, lehnt es ab, sich an einen 
UNDO-Notfond zu beteiligen, aus dem 
Staaten der Dritten Welt, die von den 
Ölpreiserhöhungen der letzten 1 1/2 
Jahre am stärksten betroffen sind, 
finanzielle Hilfe zufließen soll. Ku- 
wait beoründet seine Ablehnung damit, 
daß es sich auf die Entwicklung sei- 
ner eigenen Wirtschaft konzentrieren 
müsse und daß es Sache der ehemaligen 
Kolonialmächte sei, den von ihnen in 
Asien und Afrixa angerichteten Scha- 
den wiedergutzumachen. (FR) 


24.8. - 2.9.74 (SZ/NZZ) 

Die Regierungen von Kuwait, Libyen 

und Venezuela haben aus Protest gegen 
die ihren Aussagen nach noch immer zu 
niedrigen Erdölpreise die Rohölproduk- 
tion ihrer Länder gedrosselt. "Wenn 
die Preise", so der kuwaitische Erdöl- 
minister, "ein Problem des Vorrats 

und der Nachfrage ist, werden wir das 
Angebot verringern, um die Nachfrage 
nach unserem Dl zu vergrößern.” 


Palästinensische Befreiungsbewegungen 


3. - 14.8.74 (FR) 

Das Abschlußkommunique. zu dem kürz- 
lich erfolgten Besuch König Husseins 
von Jordanien in Ägypten hat nach An- 
gaben von Yassir Arafat zu Spannungen 
zwischen der ägyptischan Regierung 

und der Palästinensischen Befreiungs- 
organisation (PLO) geführt. In dem 
Kommunique wird der PLD mit Blick auf 
die Genfer Nahostkonferenz das Vertre- 
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tungsrecht für die auf jordanischem 
Territorium lebenden Palästinenser ab- 
gesprochen. 


Der Leiter der "Volksfront für die Be- 
freiung Palästinas" (PFLP), Georges 
Habasch, hat erneut mit dem Austritt 
seiner Organisation aus der PLO ge- 
droht, falls die PLO an ihrer Absicht 
festhalten sollte, an der Genfer Nah- 
ostkonferenz teilzunehmen. Habasch 
übte in diesem Zusammenhang auch Kri- 
tik an der sowjetischen Regierung, 
der er vorwirft, nicht mehr länger 
den Anspruch der Palästinenser auf 
Ganz-Palästina (in den Grenzen vor 
1948) zu unterstützen. 


Südjemen 


1.8.74 (NZZ) 

Der frühere Ministerpräsident Südje- 
mens, Ali Haytan, gibt die Gründung 
einer "Jemenitischen Einheitsfront" 
bekannt, die sich zum Ziel gesetzt 
hat, mit "allen politischen und mili- 
tärischen Mitteln" das gegenwärtige 
Regime in Aden zu stürzen und Nord- 
und Südjemen zu vereinigen. 


Tunesien 


26.8.74 (FR) 

In dem seit Anfang August in einer Ka- 
sernse bei Tunis stattfindenden Massen- 
prozeß gegen 202 Schüler, Studenten 


und Arbeiter sind gegen 175 der Ange- 
klagten Gefängnisstrafen zwischen 6 
Monaten und 10 Jahren verhängt wor- 
den. 27 Angeklagte sind freigespro- 
chen worden. Die Anklage hatte auf 
Zugehörigkeit zu illegalen Urganisa- 
tionen ("Marxistisch-leninistische 
Bewegung Tunesiens" und "Aktionsgrup- 
pe sozialistischer Studenten Tune- 
siens") und auf "Verleumdung" von 
Staatspräsident Burgiba gelautet. Die 
Angeklagten waren bei Streiks und De- 
monstrationen, die sich gegen die In- 
flation im Lande richteten, verhaftet 
worden. 


Türkei 


15.7.74 (FR) 

Türkische Behörden haben in Rahmen 
einer von Ministerpräsident Ecevit 
verfügten Amnestie mit der Freilas- 
sung von rund 4000 politischen Häft- 
lingen begonnen. Unter diese Amnestie 
fallen auch ca. 2700 links-gerichtete 
Häftlinge, gegen die bereits seitens 
der Militärgerichte Verfahren ange- 
laufen waren. 


ASIEN 


16.7.74 (FR) _ 

Asien erlebt in diesem Jahr die größ- 
te Nahrungsmittelknäppheit seiner bis- 
herigen Geschichte. Nach Berechnungen 
des amerikanischen Entwicklungshilfs- 
experten Lester Brown bedürfen bis 

zum Ende des laufenden Jahres in den 
asiatischen Ländern insgesamt rund 

200 Mill. Menschen des Importes von 
Lebensmitteln aus anderen Kontinenten. 
Mengenmäßig beziffert Brown Asiens 
diesjährigen Bedarf, vorausgesetzt, 
die noch ausstehenden Ernten fallen 
befriedigend aus, mit 50 Mill. Tonnen 
- eine bisher nicht erreichte Rekord- 
höhe. Dem steht gerade in diesem Jahr 
die Tatsache gegenüber, daß die Welt- 
getreidereserven auf dem seit langem 
niedrigsten Stand angelangt sind. Sie 
würden, falls sich die asiatischen 
Länder entschließen würden, den Nah- 
rungsmittelbedarf ihrer hungernden Be- 
völkerung Jurch Importe voll zu be- 
friedigen, binnen Frist eines Monats 
aufgebraucht sein. Indien müßte im 
laufenden Jahr insgesamt mindestens 
7,5 Mill. Tonnen Getreide einführen. 
Bei einem schlechten Ernteergebnis 

der noch ausstehenden Ernte wären wei- 
tere 15 Mill. Tonnen erforderlich. 


1.8.74 (FR) 

Bilanz der bisherigen Indochina-Poli- 
tik der USA (Zahlen des UN-Kinder- 
hilfswerk, UNICEFF): ca. 28 Mill. Bom- 
benkrater / ca. 11 Mill. Flüchtlinge, 
von denen 1,5 Mill. verwundet 

oder verkrüppelt sind. 

Indien 

14.8.74 (NZZ) 

Nach Berichten in der indischen Pres- 
se beginnt Indien in Kürze nach zwei- 
einhalb jähriger Zusamnenarbeit mit 

der französischen Firma "Aerospatiale" 
mit dem Eigenbau von französischen 
Mittelstreckenraketen des Typs S5S#S. 
Die von Frankreich erstmals 1965 gete- 
stete und seit 1971.in Dienst gestell- 
te Rakete eignet sich für eine maxima- 
le Einsatzdistanz von 3000 km. Sie 
vermag, mit einem Nuklearsprengkopf 
von 150 Kilotonnen ausgerüstet zu wer- 
den... j 

16.8.74 

Nach Angaben des "South Asia Commi- 
tee", dem Wissenschaftler aus ver- 
schiedenen westlichen Ländern - ins- 
besondere der USA. und Kanada - ange- 
hören, werden in Indien zur Zeit rund 
30 000 politische Häftlinge gefangen- 
gehalten. Es soll sich dabei haupt- 
sächlich um Anhänger der links-revolu- 
tionären Naxaliten-Bewegung handeln, 
die seit 1969 insbesondere in Westben- 
galen aktiv war (Landbesetzungen) und 
inzwischen vom indischen Militär mit 
äußerster Brutalität zerschlagen wor- 
den ist. Sprecher des genannten Konmi- 
tees schilderten grausame Einzelheiten 


über die Foltermethoden, denen die 
Häftlinge in indischen Gefängnissen 
unterworfen sind. Professor Christian 
Sigrist (Münster) wirft in diesem Zu- 
sammenhang den indischen Behörden vor, 
mit den Methpden eines Kolonialregi- 
mes gegen das eigene Volk vorzugehen. 
(FR/SZ 


23.8.74 (FR) 

Wie ein Anti-Hunger-Komitee in Indien 
berichtet, haben Dorfbewohner aus ei- 
nem seit 3 Jahren von Dürre heimge- 
suchten Landstrich in der Nähe von 

. Bombay in ihrer Not Zuflucht in dem 
Verkauf von Menschenknochen (aus ge- 
öffneten Gräbern) gesucht. Abnehmer 
war eine indische Düngernittelfabrik. 
Die den Bewohnern des genannten Not- 
gebietes von der indischen Regierung 
gewährte Hungerhilfe beschränkte sich 
auf eine monatliche Getreideration 
von 2 Kilo pro Kopf. 


31.8. - 9.9.74 (FR/SZ) 
Nach einer von der indischen Regie- 
rung seit Januar 1973 zielstrebig ver- 
folgten Annektionspolitik (Truppen- 
einmarsch wegen angeblicher Wahlfäl- 
schungen und eine Wiederholung der 
Wahl unter indischer "Aufsicht") ist 
dem Himalaya-Königreich Sikkim.auf Be- 
schluß des indischen Parlaments der 
seit 1950 für Sikkim gültige halbauto- 
nome Status (die indische Regierung 
war für die Außen- und Verteidigungs- 
politik sowie für das Verkehrswesen 
zuständig) aberkannt worden und das 
Land quasi auf den Status eines indi- 
schen Bundesstaates heruntergestuft 
worden. Über das Territorium von Sik- 
kim führt einer der wenigen Himalaya- 
Übergänge (nach China). 


Kambodscha 


27.8.74 (NZZ) 

Wirtschaftliche Bilanz der amerikani- 
schen Kambodscha-Politik: 1969, dem 
letzten Regierungsjahr dss mit ameri- 
kanischer Finanz- und Militär-"Hilfe" 
aus Kambodscha vertriebenen Staatsprä- 
sidenten Prinz Sihanuk, wurden in Kam- 
bodscha 2,5 Mill. ha an Boden land- 
wirtschaftlich genutzt (überwiegend 
Reisanbau); im Vorjahr waren es nur 
noch 0,8 Mill. ha. Entsprechend fiel 
die Reiserzeugung des Landes Zwischen 
1369 und 1972 von 3,3 Mill. auf 0,95 
Mill. t. Diese Tendenz dürfte sich 
1973 noch weiter fortgesetzt haben. 
Ber kambodschanische Viehbestand hat 
sich seit 1969 um mehr als die Hälfte 
reduziert. Die Holzproduktion (Holz 
war neben Reis ein wichtiger Exportar- 
tikel) ist fast zum Erliegen gekommen. 
Mit dem wirtschaftlichen Niedergang 
des Landes ist seit 1969 eine Geldent- 
wertung von annähernd 700 % einherge- 
gangen. 
Wirtschaftliche Properität verzeich- 


net allerdings weiterhin der in, der 
Hauptstadt-Pnom Penh und 4 anderen 


Städten des Landes im Schutz der Lon- 
Nol-Armee (230 000 Mann) lebende Geld- 
und Feudaladel Kambodschas. Diesem 
floß beispielsweise 1972 eine US-ame- 
rikanische Wirtschaftshilfe von 72,1 
Mill. Dollar und 1973 von rund. 350 
Mill. Dollar zu. (Zur militärischen 
Lage Kambodschas vgl. die Chroniken 
der vorangegangenen Hefte.) 


Konoren 


28.8.74 

Die französische Regierung beschloß, . 
der Nationalversammlung eine Gesetzes- 
vorlage für eine Volksabstimmung über 
die Unabhängigkeit der im indischen. 
Ozean gelegenen Komoren-Inseln vorzu- 
legen. (FR 


Siri Lanka (Ceylon 


3.8.74 (NZZ) 

Die mit finanzieller und technischer 
Hilfe der UdSSR durchgeführten Erdöl- 
prospektionen in Pesalai, im nordwest-. 
lichen Teil Siri Lankas, lassen dort 
beträchtliche Erdöl- und Erdgasvorkom- 
men vermuten. 


28.8.74 

Die erste Phase der 1972 eingelesite- 
ten Landreform ist abgeschlossen. Die 
Regierung hat in diesem Zeitabschnitt 
550 000 Acres Land (2,5. Acres = 1 Hek- 
tar) aus privatem in nationalen Be- 
sitz überführt, darunter 1300 Acres 
der Premierministerin Bandaranaike 
selbst. (NZZ) 


Südkorea 


22.7.74 

Der südkoreanische Verteidigungsmini- 
ster wandelt 5 von einem Militärge- 
richt gegen Studenten und Intellek- 
tuelle ausgesprochene Todesurteile 

in lebenslange Haftstrafen um. Zu den 
Begnadigten gehört auch der Dichter 
Kim Tschi-Ha. Inzwischen wurden aber 
bereits fünf weitere Todesurteile ge- 
gen angebliche Agenten Nordkoreas ver- 
hängt. 3 weitere Angeklagte erhalten 
lebenslange Haftstrafen. 


9.8.74 : 

Ein Sprecher des US-Außenministeriums 
bestätigt offiziell eine, wie es 

heißt, "enge Zusammenarbeit" der USA 
mit Südkorea im Bau von Atomreaktoren. 
Der Sprecher bestreitet jedoch, Kennt- 
nis zu haben von (angeblichen) Plänen 
der südkoreanischen Regierung, Nuklaar- 
Einrichtungen auch für militärische 
Zwecke einsetzen zu wollen. 


16.8.74 (SZ/NZZ) 

Der über einen Militärputsch (1961) 
an die Nacht. gelangte südkoreanische 
Staatspräsident Park Tschung-Hee ist 
knapp einem Attentatsversuch entkom- 
men. Park regiert seit Mitte letzten 
Jahres sein Länd mit allen diktatori- 
schen Vollmachten (vgl. die. Chroniken 
der letzten Monate). 
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24.8.74 (Nzz) 

Unter dem Eindruck das Attentatsver- 
suchs der Vorwoche entschloß sich 

Park Tschung-Hee zur Aufhebung des 

vor 9 Monaten von ihm verhängten Not- 
standsdekret. Das Dekret drohte Per- 
sonen, die in der Öffentlichkeit re- 
gierungskritische Meinungen vertraten, 
zunächst eine 15jährigs Haftstrafe 

und später sogar die Todesstrafe an. 
Die diesbezüglich bereits gegen 171 
Personen ausgesprochenen Strafen blei- 
ben rechtswirksanm. 


Thailand 


28.8.74 (NZZ) 

Nach mehr als 10-monatiger Regierungs- 
zeit des als bürgerlicher Reformpoli- 
tiker an die Macht gelangten Minister- 
präsidenten Sanya Dharmasakti ist die 
Lage in Thailand mehr denn je gekenn- 
zeichnet durch: “Xorruption Beamte, 
Offiziere, chinesische Kaufleute), In- 
flation (bei dem thailändischen Grund- 
nahrungsmittel Reis um 100 %), stei- 
gende Arbeitslosigkeit (bedingt durch 
den bedenkenlosen Einsatz moderner 
Techniken im Agrarsektor), sinkendes 
Lohnniveau (Inflation, Nachfragedruck 
auf das Arbeitsplätze-Angebot), wach- 
sende Froletarisierung der Landbevöl- 
kerung (Überschuldung der Kleinbauern 
aufgrund von Zins-Wucherei der Geld- 
verleiher) und, mit Jem letzten Punkt 
korrespondierend: eine schnelle Expan- 
sion des Großgrundbesitzes (überschul- 
dete Kleinbauern müssen an wohlhaben- 
dere Grundbesitzer verkaufen, die 
übrigens häufig identisch sind mit 
Offizieren der Armee, Verwaltungsbe- 
amten und Regierungenitgliedern). 


Vietnam 


16.8. - 26.8.74 (SZ/NZZ) 

Die schon in den Vormonaten gemelde- 
ten heftigen Kämpfe in Südvietnam zwi- 
schen den Truppen der Saigon-Regie- 
rung und dem Vietcong halten unvermin- 
dert an. Da Nang und Duc Duc sind zur 
Zeit die Zentren der Kämpfe. Das fak- 
tisch nicht mehr rechtsgültige Pari- 
ser Waffenstillstandsabkommen scheint 
demnächst auch offiziell aufigekündigt 
zu werden. Beide Vertragspartner ha- 
-ben diesen Schritt für. dia nahe Zu- 
kunft angekündigt. 


8.8.74 (FR) 

Ungeachtet der militärischen .Bedräng- 
nis, in der sich das Thieu-Regime zur 
Zeit befindet, entschied der amerika- 
nische Kongreß für das kommende Jahr 
eine 30 %ige Kürzung der Militärhilfe 
für die Saigon-Regierung (von 1 Mrd. 
Dollar auf 700 Mill.). 


4.9./20.9.74 (FR/NZZ) 

Auch in den städtischen Festungen des 

Thieu-Regimes scheint sich Widerstand 

gegen das Regime zu formieren. So de- 
 monstrieren anläßlich eines buddhisti- 


schen Feiertages in Saigon, wie es in 
Pressemeldungen heißt: Tausende von 
Personen für eine strikts Erfüllung 
des Pariser Waffenstillstandsabkom- 
mens seitens der Thieu-Regierung. 

Drei Wochen später demonstrieren in 
Hue 5000 Katholiken gegen die im Herr- 
schaftsbereich der Thieu-Regierung im- 
mer massiver um sich greifende Ic 'rup- 
tion. Beschuldigt wird dabei auch 
Thieu selbst, dem vorgeworfen wird, 

in großem Stil illegalen Bodenerwerb 
zu betreiben und sich auf Staatsko- 
sten verschiedene Luxusvillen zuge- 
legt zu haben. 


LATEINAMERIKA 


1.3.74 (NZ2) 

Nach einem Bericht des Interamerikani- 
schen Wirtschafts- und Sozialrates 
(CIES) verzeichnete Lateinamerika 
1973 gegenüber der USA ein Handelsde- 
fizit von 1,1 Mrd. Dollar. Dieses De- 
fizit dürfte sich am Ende des laufen- 
den Jahres aufgrund der stagnierenden 
Wirtschaftsentwicklung im der USA und 
zunehmender US-amsrikanischer Import- 
restriktioanen noch weiter vergrößert 
haben. 


5.8.74 (FR) 

Die Regierungen von Jamaika, der Domi- 
nikanischen Republik und Guayana ha- 
ben ihre Abgabenforderungen gegenüber 


- den US-Firmen, die in diesen Ländern 


einen schonungslosen Abbau von Bauxit- 
Lagern betreiben, spürbar erhöht (Ja- 
maika um 500 %). 


20.7./24.7.74 (NZZ) 

Der von den EG-Ländern (ohne .vorheri- 
ge Konsultation mit den betroffenen 
Exportländern) im vergangenen Jahr 
verhängte Einfuhrstopp für Rindfleisch 
hat erwartungsgemäß die Exportlage 

der Länder Argentinien, Uruguay und 
Paraguay drastisch verschlechtert. 

Der Export von Argentinien hängt zu 


‚25 %, der von Uruguay zu 37 % und der 


von Paraguay zu 50 % von Fleischaus- 
fuhren ab. Hauptabnehmer waren bis- 
lang die EL-Länder. Argentiniens 
Fleischexport beispielsweise lag im 
ersten Halbjahr 1974 um annähernd 

50 % unter dem Valumen des ersten 
Halbjahrs 1973. 


29.8.74 (NZZ) 
Bundeswirtschaftsminister Friedrichs 
führt in Mexico, Ecuador und Brasi- 
lien Gespräche über die Sicherung der 
Energie- und Rohstoffversorgung der 
westdeutschen Wirtschaft und über Mög- 
lichkeiten verstärkter westdeutscher 
Privatinvestitionen in den genannten 
Ländern. 


20.8./23.8./3.3.74 (Le Monde/NZZ/FR) 
Die US-Wirtschaftsblockade gegen Cuba, 
der sich auf Oruck der USA 1964 auch 
die lateinamerikanischen Länder an« 
schlossen, stößt in Lateinamerika wie- 
der auf zunehmenda Kritik und wird in- 
zwischen auch in der politischen Pra- 
xis einiger Lateinamerikanischer Län- 
der für nicht mehr verbindlich bs- 
trachtet. So nahm jetzt Panama wieder 
diplomatische Beziehungen zu Cuba auf. 
Peru schloß mit Cuba ein Abkommen 

über eine Zusammenarbeit in Wirt- 
schafts- und Verwaltungsfragen. 


Argentinien 


Die nach dem Tsd von Peron Anfang Ju- 
li verstärkt in Erscheinung getrete- 
nen Klassenkämpfe haben weiter an 
Schärfe zugenommen und könnten schon 
sehr bald in ein entscheidendes Sta- 
dium eintreten (Massenerhebung und/ 
oder Militärputsch). Charakterisiert 
sind die Klassenkämpfe durch Arbeiter- 
streiks, Unternehmsarwillkür (bei- 
spielsweise in Form von Betriebsstill- 
legungen), rigorose Polizeieinsätze, 
zahllose Entführungen und Attentate 
auf links- und rechtsgerichtete Poli- 
tiker, regierungsamtliche Demontage 
der bürgerlich-demokratischen Rechts- 
staatlichkeit (rechtswidrige Verhaf- 
tungen, Verbot von links-oppositionel- 
len Zeitungen u.ä.). 


17.8./24.8.74 (NZZ) 

Bei einer Regierungsumbildung werden 
die Ministerposten für Verteidigung, 
Inneres und Erziehung mit Rechts- 
Peronisten neu besetzt. Damit ist die 
Regierung gänzlich in die Hand der 
rechts-orientierten Peronisten überge- 
gangen. Durch ähnliche personelle Um- 
besetzungen haben die Rechts-Peroni- 
sten zuvor schon ihren Einfluß auf 
die Gewerkschaftsführung weiter ver- 
stärkt. Wie die anhaltenden Streiks 
in Argentinien zeigen, droht der Se- 
werkschaftsführung jetzt allerdings 
der Kontakt zur Arbeiterschaft verlo- 
renzugehen. 


24.7,.74 (SZ) \ 
Hector Campora, im Vorjahr nach dem 
‚Rücktritt des Lanusse-Regimes zum ar- 
gentinischen Staatspräsidenten ge- 
wählt, wird wegen angeblicher "Parti- 
sanentätigkeit" und partei-interner 
"Begünstigung marxistischer Infiltra- 
tion" vor ein Parteigericht der Justi- 
tialistischen Partei (Peronistsen) ge- 
stellt. Tampora hatte sich bereits 
kurz nach seinem Amtsantritt durch 

den Erlaß einer Amnestie für alle po- 
litischen Häftlinge und durch die Auf- 
lösung der argentinischen Geheimpoli- 
zei unter den Peronisten ein umstrit- 
tenes Ansehen verschafft. Auf Betrei- 
ben der Rechts-Peronisten mußte Campo- 
ra schon wenige Monate nach seinen 
Amtsantritt zugunsten Perons von dem 
Amt des Staatspräsidenten wieder zu- 
rücktreten. 
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31.7.74 (FR) \ 
Im Verein mit der regierenden Justi- 
tialistischen Partei, der oppositio- 
neilen Konservativen Partei, dem Ge- 
werkschaftsdachverband und. dem argen- 
tinischen Unternehmerverband CGE 
spricht sich die moskau-orientierte 
Kommunistische Partei Argentiniens in 
einer Solidaritätserklärung mit er 
argentinischen Staatspräsidentin ilaria 
Peron für eine Aufrechterhaltung der 
verfassungsmäßigen Kontinuität in Ar- 
gentinian aus. 


3.8.74 (FR/NZZ) 

Der links-gerichtete Parlamentarier 
und Mitarbeiter des kürzlich verbote- 
nen politischen Magazins "Militancia", 
Rodolfo Ortega, fällt einem Attentat 
zum Opfer. Ortega galt als Sprecher 
der links-revolutionären "Basispsroni- 
sten". 


3.8.74 (FR) 
Raul Laguzzi wird zum neuen Rektor 


“ der Universität Buenos Aires gewählt. 


Laguzzi steht den sog. "Montoneros", 
einer aus der Peronistischen Jugend. 
hervorgegangenen links-revolutionären 
Bewegung, nahe. Die Montoneros treten 
seit Mitte des Jahres, ähnlich wie 
die trotzkistische ERP, wieder als 
Stadt-Gusrillas in Erscheinung. 


28.8.74 (SZ) 

Der Personalchef eines Renault-Zweig- 
werkes in Cordoba fällt einem Atten- 
tat zum Opfer. Das Attentat steht of- 
fensichtlich in Zusammenhang mit ..der 
vor 2 Wochen von der Untsrnehmenslei- 
tung verfügten Schließung der argenti- 
nischen Renault-Werke (12 000 Beschäf- 


‘ tigte; die Beschäftigten in der Zulie- 


ferindustrie nicht mitgerechnet). Die- 
se Schließung war die letzte Antwort 
der Renault-Unternehmungsleitung auf 
einen zweimonatiyen Streik der Arbei- 
ter des Werkes. Die Arbeiter forder- 
ten eine der gegenwärtigen argentini- 


schen Inflationsrate (60,4 %) angepaß- 
te Lohnerhöhung von 60 %. Sie konnten 
hierbei darauf verweisen, daß ihr 
Reallohn seit 1965 ständig gefallen 
war, während das Unternehmen im glei- 
chen Zeitraum annähernd eine Verdoppe- 
lung seiner Produktivität erzielt. hat- 
te. 
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Brasilien 


In den ersten fünf Monaten dieses Jah- 
res verzeichnete Brasilien ein unge- 
wöhnlich hohes Handelsbilanzdefizit 
von 2,11 Mia. DM, hervorgerufen durch 
einen Importanstieg um 121 % (mengen- 
mäßig um 37 %) gegenüber der Ver- 
gleichsperiode im Vorjahr. Für diese 
explosionsartig gestiegenen Importko- 
sten sind zum sinen die gestiegenen 
Erdölpreise, zum anderen aber auch 
die Verteuerung der aus Europa, Japan 
und der USA eingeführten Industriegü- 
ter verantwortlich zu machen. Der ge- 
nannten Importausgaben-Steigerung 
steht für den gleichen Zeitraum ein 
Anstieg der Exporte von nur 19 % ge- 
genüber. Dieser Umstand erklärt sich 
aus den stabil niedrig gebliebenen 
Weltmarktpreisen für agrarisches Pro- 
dukte, von deren Ausfuhr Brasiliens 
Export immer noch zu ca. 60 % abhän- 
gig ist (BfG-Außenhandelsdienst 16/74/ 
NZZ vom 20.7./ FR vom 31.7.). 


5.8.74 (Newsweek) 

Inzwischen sind erste Einzelheiten 
über die im Mai gemeldeten Investi- 
tionsabsichten des VWW-Konzerns (VW do 
Brasil) im Amazonasgebiet bekannt ge- 
worden: So plant VW zunächst einmal 
mit einer Investitionssumme von 30 
Mill. Dollar die Einrichtung einer 
227 km? umspannenden Rinderfarm. Sie 
soll bis 1982 eine Abschlachtungsrate 
von 119 000 Rindern pro Jahr erzielen 
Als Abnehner des Rindfleisches sind 
Westeuropa, die USA und Japan ins Au- 
ge gefaßt. WW ist mit diesen (und an- 
deren vom Unternehmen für das Amazo- 
nas-Gebiet geplanten) Investitionsob- 
jekten Nutznießer erheblicher Steuer- 


erleichterungen. So bleiben die Amazo- 
nas-Projekte des Konzerns solange un- 
besteuert, bis die dadurch erzielten 
Steuerersparnisse 2/3 der Investi- 
tionssumme überschritten haben. 


10.38.74 (NZZ) 

Hans-Günther Sohl, Präsident des Bun- 
desverbandes der deutschen Industrie, 
der sich als Leiter einer westdeut- 
schen Wirtschaftsdelegation in Brasi- 
lien aufhält, sagt für Brasilien ein 
weiteres Ansteigen der dort gegenwär- 
tig ca. 1,9 Mia. DM betragenden Kapi- 
talinvestitionen von BRD-Firmen vor- 
aus, falls sich die brasilianische 
Regierung ‘zu einer Aufhebung der bra- 
silianischen Importeinschränkungen 
für Industrieausrüstungen entschlie- 
Ben könnte. 


12.8.74 (FR) 

Im Amazonas-Gebiet wurden die angeb- 

lich größten Titanlager der Welt ent- 
deckt. Titan findet vor allam in der 

Rüstung Verwendung. 


22.8.74 

In einem Referat vor dem Nationalkon- 
greß des brasilianischen Advokatenver- 
bandes’ protestierte der Jura-Profes- 
sor H.C. Fragoscoin gegen die in Brasi- 
lien fortdausrnde Mißachtung der Nen- 
schenrechte und hier insbesondere ge- 
gen die Polizeiwillkür, Pressezensur 
und Folterung von politischen Häft- 
lingen. 


Chile 


(Zu Chile lagen der Redaktion bei Re- 
daktionsschluß zu den Ereignissen der 
Monate August und September aufgrund 
einer technischen Panne nur verein- 
zelt Informationen vor. Diesbezüglich 
Versäumtes wird in der Chronik des 


nächsten Heftes nachgeholt.) 


31.8.74 (FR) 

Zwei Wochen vor der ersten Wiederkehr 
des Jahrestags des Putsches in Chile 
werden bei Großrazzien von Polizei 

und Militär etwa 25 000 Personen fest- 
genommen und auf ihre Einstellung zum 
System überprüft. 


Die Zahl der inzwischen allsin in San- 
tiago illegal erscheinenden Publika- 
tionen wird von Beobachtern auf ca. 
120 Zeitschriften und 3 Zeitungen ge- 
schätzt. 


2.9.74 (FR) 

Die katholischen Bischöfe suwie Ver- 
treter der lutherisch-protestanti- 
schen und nethodistischen Kirche so- 
wie der jüdischen Gemeinden forderten 
die Aufhebung des in Chile immer noch 
gültigen Kriegsrechts,. die Freilas- 
sung aller politischen Häftlinge so- 
wie die Überwachung der Militärprozes- 
se durch die Ziviljustiz. 


7.9.74 (FR) 
Amnesty International verfügt über 


eine (unvollständige) Liste mit den 
Namen von 42 Kindern und Jugendlichen, 
die in chilenischen Gefängnissen in- 
haftiert sind und sogar z.T. gefol- 
tert wurden. 


9.9.74 (FR) 

Nach Aussage des CIA- Chefs Colby hat- 
te der US-Geheimdienst mehr als 8 Mio. 
Dollar zur Unterstützung von illegalen 


Aktionen gegen die Regierung Allende 

aufgewendet - dies mit ausdrücklicher 
Billigung durch US-Außenminister und 

Friedensnobelpreisträger Kissinger. 


19.9.74 (NZZ) 


US-Präsident Ford rechtfertigt vor ei- 
‚nem Senatsausschuß die Beihilfe des 
amerikanischen Geheimdianstes zum 
Sturz der Regierung Allende. Solches 
sei sowohl im Interesses. des von Allen- 


de 


"unterdrückten chilenischen Volkes" 


wie auch im außenpolitischen Interes- 


se der USA gewesen. 


Deutsche Burschenschaft gewann 


ein klares Chile-Bild 


, DW. Bonn 


Auf einer mehrwöchigen Rundreise 
durch Chile hat eine Gruppe der Deut- 
schen Burschenschaft die Verhältnisse 
in‘ dem südamerikanischen Land ein 
Jahr nach dem Sturz der Volksfront- 
Regierung kennengelernt. 

Der Polemik des kommunistischen 
Studenten-Verbandes Spartakus gegen 
diesen Besuch trat Horst Prießnitz, wis- 
senschaftlicher Assistent des CDU- 
Bundestagsabgeordneten Frerichs, mit 
dem Hinweis entgegen: „Es ist unser 
legitimes Recht, uns an Ort und Stelle zu 
informieren. Nur so ist eine zutreffende 
Beurteilung möglich.“ 

Prießnitz wie auch andere Teilnehmer 
von deutschen und österreichischen 
Universitäten zeigten sich betroffen 
darüber, wie sehr das „entstellte Bild 
Chiles“ von den tatsächlichen Zustän- 
den abweicht. Nach ihren Gesprächen 
ist die Machtübernahme durch das Mi- 
litär vom größten Teil der chilenischen I 


Mittelamerika 


Die Welt,26.9. 
1974 


völkerung begrüßt worden. Für die 
sozialen Härten, die bei der Überwin- 
dung des wirtschaftlichen Bankrotts 
aufträten, sei nicht die heute regierende 
Junta, sondern die Mißwirtschaft der 
Sozialisten verantwortlich. 


Besonderes Interesse fand bei den 
Burschenschaftern die Lage an den 
Universitäten. Der Studienbetrieb ver- 
läuft wieder normal, seit die „Überpoli- 
tisierung“ behoben ist. Zu der Beruhi- 
gung trägt auch das neue System der 
Selbstfinanzierung der Universitäten 

ei. 

Der Kontakt zu den fünf in Chile be- 
stehenden Burschenschaften, mit denen 
jedes Jahr Stipendiaten ausgetauscht 
werden, wurde mit. Besuchen bei den 
Stiftungsfesten der „Montania“ in Con- 
cepciön und der „Ripuaria“ in Valparai- 
so gefestigt. Im übernächsten Jahr soll 
eine Gruppe deutsch-chilenischer Bur- 
schenschafter in die Bundesrepublik 
kommen. 


Der Konflikt zwischen den mittelameri- 
kanischen Bananen-Exportländern und 
den US-amerikanischen Bananenkonzernen 
um die jüngst von den genannten Län- 
dern eingeführte Steuer für den Export 
von Bananen hat sich weiter zugespitzt 


(vgl. 
22.7.74 {FR) 


auch Chronik Heft 36/37). 


Nach Weigerung der "Atlantischen Bana- 
nengsesellschaft" (USA), die vorweg er- 
wähnte Bananenexport-Steuer (25 US- 


Cent pro 18 Kilogramm-Kiste) 
„tosta-ricanischen Zollbehörden 


an.die 
zu ent- 


richten, wird ein Schiff der Gesell- 
schaft von der Marine des Landes am 


Auslaufen gehindert. 


24.8.74 (FR) 


Der US-Konzern Standard Frui t: ordnet 


für seine Plantagen 


in Costa Rica die 


Abholzung aller im nächsten Jahr 
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fruchttragenden Bananenstauden an. 
Der Konzern hatte zuvor ein Aufkaufs- 
angebot der costa-ricanischen Regie- 
rung im Preisangebot für zu niedrig 
befunden. 


Kolumbien 


13./14.7.74 (SZ) 

Die kolumbianische Regierung hat die 
US-amerikanische Hilfsorganisation 
"Freunde Amerikas" des Ländes verwie- 
sen. Der Organisation war von einem 
katholischen Geistlichen vorgeworfen 
worden, unter dem Vorwand, Masern- 
Schutzimpfungen vorzunehmen, Kinder 
kolumbianischer Bauern sterilisiert 
zu haben. 


24.8.74 (NZZ) 

In drei nordkolumbianischen Städten 
wurden nach Studentenkundgebungen 300 
Verhaftungen vorgenommen und ein Aus- 
gehverbot verhängt. 


12.9.74 (NZZ) 

Beim dritten nationalen Bauernkongreß 
der ANUC (Asociation national de usu- 
arios campesionos) zogen die indige- 

nas (indianische Bauern) ihre Delega- 


tion zurück. Sie beschuldigen die Füh- 


rung der ANUC, sie arbeite mit Regie- 
rung und Großgrundbesitzern zusammen 
und habe zur Sicherstellung ihrer Wie- 
derwahl die Auswahl der Delegationen 
manipuliert. In der ANUC sind die ko- 
lumbianischen Kleinbauern organisiert. 


In diesen Zusammenhang verdient auch 
die Kabinetts-Liste des im April die- 


.ses Jahres gewählten kolumbianischen. 


Präsidenten Michelsen Beachtung: Sie 
zählt 6 Angehörige der in der Präsi- 
dentschaftswahl siegreich gewesenen 
"Liberalan Partei", 6 Angehörige der 
"Konservativen Partei" und einen Ange- 
hörigen des Militärs. Agrarminister 
ist der Großgrundbesitzer Pardo Busl-_ 
vas. Innenminister ist M.C. Reves. 
Letzterer wurde in den 50er Jahren be- 
kannt als Führer der Terrororganisa- 
tion "Violencia". Die "Violencia" 
machte von sich reden in jenen über 
fast ein Jahrzehnt anhaltenden, quasi 
militärisch ausgetragenen Privatfeh- 
den von Clans der kolumbianischen 
Landaristokratie auf. der einen und 

der städtischen Geldaristokratie auf 
der anderen Seite. Zur Nominierung von 
Buelvas zum Agrarminister ist anzumer- 
ken, daß Michelsen seinen Wahlkampf 
wesentlich auf die Propagierung: einer 
umfassenden Landreform aufgebaut hat- 
te (Le Monde vom. 20.8./ NZZ vom 12.9.) 


17.8.74 (NZZ) 
Mit. einem Protestmarsch auf die Haupt- 


-stadt Mexico City unterstreichen mehr 


als 300) Bauern ihre Forderung nach 
einer Übergabe der ihnen in Regie- 
rungserlassen zugesagten 35 000 ha 
Land. Die Regierungszusagen waren 2.T. 
schon vor 10 Jahren erfolgt. 
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:12.9.74 (NZZ) 

Führer der 1968 zum Zeitpunkt der 
Olympischen Spiele in Mexico in Er- 
scheinung getretenen Studentenbewe- 
aung haben unter der Bezeichnung "Ar- 
beiterpartei" in Mexico eine neue 
sozialistische Partei gegründst. Die 
Partei will sich u.a. für die Abschaf- 
fung des Großgrundbesitzes und für 


die Verstaatlichung von Radio, Fernse- 


hen, Banken und verschiedenen Indu- 
striezweigen einsetzen. 


"Nicaragua 


3.9./4.9.74 (S5Z/FR) 

General A. Somoza, der vor drei Jahren 
zur nochmaligen Ermöglichung seiner 
Kandidatur die Verfassung geändert 
hatte,. ging bei Präsidentschaftswah- 
len mit 95 % der abgegebenen Stimmen 
als Sieger hervor. Einziger zugelasse- 
ner Gegenkandidat war ein bisher an 
der Regierung beteiligter Gefolgsmann 
Somozas. Die Familie Somoza beherrscht 
seit einem Putsch im Jahre 1936 Wirt- 
schaft und Politik des Landes. 


Paraguay 


22.8.74 (FR) 

Unter Berufung auf den deutschen An- 
thropologen Münzel hat ein Vertreter 
der internationalen Gesellschaft ge- 
gen Sklaverei vor der UNO die para- 
guayische Regierung beschuldigt, die 
Indianer des Ache-Stammes der allmäh- 
lichen Ausrottung, der Sklaverei und 
der Prostitution ausgeliefert zu ha- 
ben. 


Das Loch Im Tabuzaun 
Sex? das herrlichste Vergnügen! Ar- 
beit? Abscheulich! Nicht mal eis Zelt- 
vertreib! Aus der Lebensanalyse eines 
südamerikanischen Tupamaros. Ver- 
lagsprospekte durch EI Aleman, Punta . 
de Abona/Teneriffa 


namen. 


Tie Zeit,27.2.74 


Die Reservate der Ache-Indianer unter- 
stehen dem paraguayischen Verteidi- 
gungsministeriun. Verantwortlich für 
die Ache-Indianer fühlt sich darüber 
hinaus auch eine spezielle "Hilfskom- 
mission" unter Vorsitz des Direktors 
von "Hoechst del Paraguay" - eine 
Tochtergesellschaft der deutschen 
Hoechst-Werke. Aus dem "Hilfs"-Fond 
dieser Kommission sind, wie im letz- 
ten Jahr bekannt wurde, gezielte Aus- 
rottungsjagden auf die Ache-Indianer 
finanziert worden (vgl. dazu "Progrom" 
Heft 18/73). 


Peru 


9.8.74 (NZZ/Le Monde) 

Die peruanische Militärregierung hat 
die Verleger von 6 überregionalen Ta- 
geszeitungen enteignet. Sie beabsich- 
tigt ihren Angaben nach, die Leitung 
dieser Zeitungen an Repräsentanten 


der Bauern-, Arbeiter- und Studenten- 
schaft zu übergeben. Die Familien, in 
deren Händen sich die Zeitungen bis- 
lang befunden haben, kontrollierten 
nach Aussagen von Präsident Velasco 
weite Bereiche der peruanischen Wirt- 
schaft. 


20.8./27.8.74 (Le Monde/FR) 

Acht Führungsmitglieder der im „uni 
verbotenen Rechtspartei (bis zum Mili- 
tärputsch 1968 Regierungspartei) Acci6n 
Popular sind (teilweise vorübergehend) 
verhaftet worden. 


Uruguay 


30.7.74 (Le Monde) 

Die Armee hat die direkte Kontrolle 
über die wichtigsten verstaatlichten 
Unternehmen des Landes übernommen und 
damit ihre wirtschaftliche und politi=- 
sche Machtstellung in Uruguay weiter 
ausgebaut. 


6.9.74. (SZ) . 
Nach Aussagen von Präsident Bordaber- 
ty, der seit Juni 1973 ohne Parlament 
und mit Unterstützung der Armee re- 
giert, sei in naher Zukunft nicht mit 
der Wiedereinführung eines [bürger- 
lich-)demokratischen Verfassungszu- 
stands in Uruguay zu rechnen. ' 


DEMocRACHA 


Venezuela 


31.8.74 (FR) 

Die Regierung Perez hat ein Gesetz 

zur Nationalisierung der venezuelani- 
schen Erdölindustrie vorgelegt. Die 

an die ausländischen Konzerne zu zah- 
lende Entschädigung soll sich nach 

den von den Firmen für ihre Produk- 
tionseinrichtungen in Venezuela ausge- 
wiesenen Buchuwerten bestimmen (lsetzte- 
re sind sicher von den Firmen zu nied- 
rig angesetzt, da sich an den Buchwer- 
ten die Besteuerung orientiert). 


1.9.74 (NZZ) 

Die Regierung plant neue Exploratio- 
nen im Drinoco-Teersandgürtsl, dessen 
Erdölreserven mit 700 Mrd. Barrels 
für die größten der westlichen Hemi- 
sphäre gehalten werden. 


PORTUGAL UND EHEM. 


KOLONIEN 


x 


Fortschreibung der Ereignisse 


19.7.74 (NZZ) 

Der als Nachfolger Palma Carlos mit 
dem Amt des Ministerpräsidenten be- 
traute Oberst Concalves (vgl. iz- 
Chronik Heft 36/37) stellt nach einem 
tagelangen Tauziehen zwischen der MFA 
(Bewegung der Streitkräfte) und 
Staatspräsident Spinola sein Minister- 
kabinett der Öffentlichkeit vor. Nach 
Angaben der KCP (Kommunistische Par- 
tei), die ihrerseits nur noch durch 
ihren Parteivorsitzenden Cunhal im Ka- 
‚binett vertreten ist, sind die, wie 

es heißt, "konservativen Kräfte" aus 
‘der neuen Regierung ausgeschieden. 
Ahnlich auch die NZZ, die diesbezüg- 
lich von einer Niederlage Spinolas ge- 
genüber der MFA spricht (zum Konflikt 
Spinola/MFA vgl. iz-Chronik Heft 36/ 
37). Die neue Regierung versteht sich 
wie ihre Vorgängerin als Mitte-Links- 
Regierung. Sie wird wiederum von Ange- 
hörigen der Sozialistischen Partei, 
der moskau-orientierten Kommunisti- 
schen Partei und der im bürgerlichen 
Sinne liberalen Demokratischen Volks- 
partei gebildet. Oberst Concalves 

gilt als Verfechter eines Wirtschafts- 
und Sozialprogramms nach skandinavi- 
schem Vorbild. (SZ vom 17.7.) 


29.7.74 (FR/SZ) 

In einer öffentlichen Erklärung, die 
von den Regierungsparteien und der 
Presse einhellig als "historisch" ge- 
feiert wird, gibt Staatspräsident 
Spinola einen Gesinnungswandel bezüg- 
lich seiner Vorstellungen in der sog. 
Entkolonialisierungsfrage zu erkennen. 
Wörtlich formuliert er Un seiner Ei- 
genschaft als portugiesisches Staats- 
sberhaupkd: "Wir (die portugiesische 
Regierung) erkennen das Recht der af- 
rikanischen Territorien auf Unabhän- 
gigkeit und Selbstbestimmung an." Der 
Weg in die Unabhängigkeit Guinea-Bis- 
saos, Mozambiques und Angolas sei nun 
"offen". An dieser Erklärung fällt 
auf, daß Spinola sich erstmals des 
von ihm bisher stets gemiedenen Be- 
griffs "Unabhängigkeit" bedient (vgl. 
iz-Chronik Heft 36/37). Zudem fehlt 
die Forderung nach einem Referendum 
als Entscheidungsbasis für die Reali- 
sierung der Unabhängigkeit. Vermutet 
wird, daß Spinola hier abermals dem 
Druck der MFA nachgeben mußte (vgl. 
Chronik Heft 36/37). 


24.7.74 (FR) 


In einem von den portugiesischen Bi- 
schöfen gemeinsam verfaßten Hirten- 


brief bezieht die katholische Kirche, 
die in Portugal bekanntlich auf viel- 
fältige Weise mit dem gestürzten Cae- 
tano-Regime verquickt war, offen Stel- 
lung gegen die regierungsloyale kom- 
munistische und sozialistische Partei 
des Landes. Die Bischöfe warnen vor 
Gruppen, "die", wie es wörtlich heißt, 
"im Namen des Volkes und der Demokra- 
tie den Portugiesen Lösungen aufnöti- 
gen, die die Mehrheit nicht wünscht". 
Weiter heißt es in dem Hirtenbrief: 


. Nicht alle bestehenden Parteien seien 


wählbar, da einige von ihnen "mit der 
Lehre Christi unvereinbar" seien. 


12.8.74 (SZ) 

Die portugiesische Regierung legt ein 
Programm für.die "Unabhängigkeit" An- 
golas vor. Einer Aushandlung von Waf- 
fenstillstandsabkommen mit den einzel- 
nen Befreiungsbewegungen soll die Bil- 
dung einer Übergangsregierung aus Ver- 
tretern der weißen Minderheit, den. 
Befreiungsbewegungen und Repräsentan- 
ten der wichtigsten Stammesgruppen 

des Landes folgen. Nach Ablauf von 

2 Jahren sind dann freie und gleiche 
Wahlen zu einer Nationalversammlung 
vorgesehen, der die Erarbeitung einer 
von Portugal unabhängigen Verfassung 
obliegen soll. Derzeitig wird Angola 
von einer von Portugal eingesetzten 
Militär-Junta regiert. " 


Die Rassenunruhen in Angola halten an. 
Zentrum der Unruhen ist die Hauptstadt 
Luanda. Vorläufiger Höhepunkt sind 
hier die in der 2. Juli-Hälfte gegen 
den afrikanischen Bevölkerungsteil 

der Stadt gerichteten "Vergeltungsak- 
tionen" weißer Geschäftsleute, Taxi- 
und Lastwagenfahrer. Diese Aktionen, 
die nach Angaben der englischen Zei- 
tung "Observer" insgesamt nahezu 300 
Todesopfer gefordert haben sollen, 
ging die Ermordung eines weißen Taxi- 
fahrers voraus. Auf das genannte MNas- 
saker reagierte die afrikanische Be- 
völkerung mit der Plünderung weißer 
Geschäfte (SZ vom 29.7.). Zugleich 
sollen Tausende von Afrikanern aus 
Furcht vor weiteren Massakern die 
Stadt verlassen haben. 


Einer AP-Meldung nach (SZ vom 10,./ 
11.8.) ist es in Luanda neben den Ras- 
senunruhen auch zu blutigen Auseinan-. 
dersetzungen zwischen Anhängern der 
MPLA und der FLNA gekommen. 


während von den 3 in Angola aktiven 
Befreiungsbewegungen die UNITA eine 
Waffenruhe mit der portugiesischen Ar- 
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mee vereinbart hat, setzen die FkNA 
und MPLA ihren eigenen Angaben nach 
ihre militärischen Operationen gegen 
portugiesische Armee-Einheiten fort 
(SZ vom 1.8./NZZ.vom 25.7.). 


Zur Frage der Verhandlungen mit Portu- 
gal läßt die A am 10.8. (NZZ vom 
12.8.) verlauten, daß sie bereit sei, 
"nötigenfalls eine portugiesische Min- 
derheit die Geschicke Angolas mitbe- 
stimmen" zu lassen. Die Beteiligung 
von Stammesvertretern an einer von 

den Befreiungsbewegungen mitgetrage- 
nen angolanischen Regierung lehnt sie 
‚„ hingegen ab. Solches müßte die terri- 
toriale Integrität Angolas in Frage 
stellen sowie zu tribalen Auseinander- 
setzungen führen. 


Die MPLA und die FLNA zeigen sich wie- 
der interessiert, zu einer gemeinsa- 
men Verhandlungsposition gegenüber 

der portugiesischen Regierung zu ge- 
langen. In die Vermittlung haben sich 
gemeinsam die Staatspräsidenten von 
Sambia, Zaire und Tanzania eingeschal- 
tet (SZ vom 30.7.). 


Ähnlich wie in Mozambique entstehen 


inzwischen auch in Angola zahlreiche 
politische Vereinigungen von Afrika- 
nern, die sich bemüht zeigen, bei 


eventuellen Unabhängigkeitsverhandlun- 
gen politisch mit ins Geschäft zu kom- 
men. Ihre Chancen, sich neben den 
etablierten Befreiungsbewegungen zu 
Massenorganisationen zu entwickeln, 
scheinen allerdings gering zu sein. 

So wurde beispielsweise die am 1.8. 
abgehaltene "Massenkundgebung" einer 
sich "Demokratische Bewegung Angolas" 
(MDA) .nennenden Gruppe von nur ®@ini- 
gen Nundert Personen besucht (SZ 3./ 
4.8.). 


1.8.74 (SZ) , 
Der Druck auf die revolutionäre Linke 
in Portugal verschärft sich: Bei ei- 
ner nicht zugelassenen Solidaritätsde- 
monstration für die MPLA fordert der 
rigorose Einsatz von Polizeikräften 
den Tod eines Demonstranten. Wenige 
Tage zuvor war es gleichfalls zu ei- 
nem, wie dpa meldet, "energischen" 
Vorgehen von Polizei und Miliz (seit 
Mitte Juli verfügt Portugal bereits 
wieder über sog. Sonderkommandos zur 
Aufrechterhaltung der inneren Ord- 
nung) gegen eine MRPP-Demonstration 
gekommen (FR vom 9.8.). 


17./18.8.74 (SZ). 
' Die Befreiungsbewegung von Mozambi- 
que, FRELIMO, ist in konkrete Unab- 


hängigkeitsverhandlungen mit der por- 


tugiesischen Regierung eingetreten. 
Die Verhandlungen waren möglich gewor- 


den aufgrund weitreichender Zugeständ- 


nisse seitens Portugal: Nachdem auf 
Druck der MFA (Bewegung der Streit- 
kräfte) die Spinola-fFraktion in der 
“portugiesischen Regierung von ihrer 
Referendumsstrategie (vgl. Chronik 
Heft 36/37) offiziell Abstand genom- 
men hatte, vermochte nun der von por- 


tugiesischer Seite mit deh Verhandlun- 
gen betraute Außenminister Soares auf 
zwei zentrale Forderungen der FRELIMO 
einzugehens 1) Portugal erkennt die 
FRELIMO als den einzigen legitimen 
Vertreter der Bevölkerung Mozambiques 
an. 2) Übergabe der Regierungsverant- 
wortung an FRELIMD ohne vorherige 
Volksbefragung (vgl. die Begrünc.ung 
der FRELIMD zu dieser Forderung ın: 
Chronik Heft 36/37). 


Blickt man auf die Ereignisse der 
letzten Wochen in Mozambique, so könn- 
te freilich das plötzliche Einlenken 
der Spinola-fraktion in der sog. Deko- 
lonialisierungsfrage auch als ein von 
der Vernunft diktiertes Verhalten ge- 
wertet werden: Seit cer von der FRELI- 
MD seit Mitte Juni eröffneten Dffensi- 
ve ist der portugiesischen Armesfüh- 
rung in Mozambique die dortige Ent- 
wicklung to‘al aus der Hand geglitten. 
Unter dem Druck der militärisch stän- 
dig erfolgreicher operierenden FRELI- 
MD-Einheiten ist in fast allen, Landes- 


teilen die "Kampfmoral" der portugie- 
sischen Truppen auf _dem Nullpunkt an- 
gelangt. Von den Truppenoffizieren 
abwärts zeigt die Mehrheit der. portu- 
giesischen Soldaten keine Bereit- 
schaft mehr, in einem als sinnlos und 
jetzt vielfach auch als inhuman er- 


kannten Krieg (Teile von Presse und 
Rundfunk. haben sowohl in Portugal wie 
auch in Mozambique begonnen, über die 
Hintergründe des Krieges zu informie- 
ren) ihr Leben zu riskieren. So ist 

es inzwischen vielerorts zu Verbrüde- 
rungsbegegnungen und inoffiziellen 
Viaffenstillstandsabkommen zwischen 
Einheiten der portugiesischen Armee 
und der FRELIMD gekommen (FR vom 
26.7.). Darüber hinaus wenden in wach- 
sender Zahl afrikanische Söldner der 
portugiesischen Armee den Rücken zu 
und schließen sich der FRELIMO an, 
(NZZ vom 17.7.). Währenddessen vermö- 
gen sich FRELIMO-Trupps zunehmend un- 
gehinderter im Land zu bewegen und 
eine kaum mehr angefochtene Kontrolle 
über dia wichtigsten Verkehrswege aus- 


zuüben. So kann u.a. die Materialver- 
sorgung des Staudamm-Baus von Cabora 
Bassa quasi nur noch mit Einwilligung 
der FRELIMO erfolgen. (Nachdem An- 
schläne auf die Verkehrsverbindungen 
zwischen Beira und der T&te-Provinz 
noch bis Mitte August anhalten, 
scheint sich die FRELIMO dann jedoch 
dazu entschlossen zu haben, der fer- 
tigstellung des Projekts keine Hin-. 
dernisse mehr in den Weg zu legen. 
Anders verhält es sich mit den Ver- 
kehrswegen nach Rhodesien. Diese gel- 
ten seit Ende Juli als dauerhaft un- 
terbrochen (FR vom 26.7.), 


Die portugiesische Kolonialverwaltung 
erweist sich indessen jedoch nicht 
nur in militärischer Hinsicht als ma- 
növrierunfähig. Hilflos steht sie 
auch den inzwischen zu Streikbewußt- 
sein erwachten afrikanischen Lohnar- 
beitern gegenüber. Als Streik-Avant- 
garde treten hierbei die Hafenarbei- 
ter von Lorenco Marques und Beira in 
Erscheinung. Sie befinden sich inner- 
halb weniger Wochen sechsmal im Aus- 
stand und bringen hierüber die Kolo- 
nialverwaltung in ernsthafte Versor- 
gungsschwierigkeiten. Die Hilflosig- 
keit der portugiesischen Administra- 
tion in der Begegnung von Streiks do- 
kumentiert sich am augenfälligsten in 
einem von bestreikten Tabakfarmern in 
der Mozambique-Provinz verfaßten Hil- 
fegesuch, das nicht an die Kolonial- 
verwaltung, sondern an die FRELIMD- 
Führung gerichtst ist (FR vom 3.9.),. 


Daß Portugal faktisch aufgehört hat, 
koloniale Kontrollmacht in Mozambique 
zu sein, zeigt sich schließlich noch 
in den sich häufenden Übergriffen zwi- 
schen weißer und schwarzer Bevölke- 
rung. Ungeachtst des relativ großen 
weißen BeVölkerungsteils (insbesonde- 
re Studenten), der sich mit der FRELI- 
MO solidarisch erklärt (NZZ vom 7.8.), 
kommt es vielerorts wiederholt zu blu- 
tigen Auseinandersetzungen zwischen 
zivilen weißen und schwarzen Einzel- 
personen und Gruppen. (Man wird hier- 
bei allerdings nicht nur von weißen 
Provokateuren sprechen können: So . 
soll’ es in ländlichen Regionen immer 
wieder auch Übergriffe seitens der 
afrikanischen Bevölkerung gegeben ha- 
ben (NZZ vom 15.8.). 


19.3.74 (NZZ) 


Mit dem Erlaß eines neuen Streik eset- 
zes hat die portugiesische Regierung 


Ende Juni mit der Verkündigung eines 
neuen Pressegesetzes (vgl. Chronik 
Heft 36/37) ihre Gesetzesinitiative 
zur "Sicherung der staatlichen UOrd- 
nung" fortgesetzt. Dem nauan Gesetz 
nach sind nur noch gawerkschaftlich 
organisierte Streiks zulässig (die 
jetzt in Portugal existierenden Ge- 
werkschaften werden überwiegend von 
der moskau-orientierten KCP kontrol- 
liert). Verboten sind zukünftig alle 
politisch motivierten Streiks. 


Dem Presse- und Streikrecht folgt in 
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den nächsten 14 Tagen noch der Erlaß 
von zwei weiteren Gesetzen nach, ein 
Versammlungs- und Demonstrationsge- 
setz sowie ein Parteiengesatz. Das 
neue Versammlungs- und Demonstrations- 
esetz gesteht, wie es darin u.ä. 
Beide, allen Bürgern das Recht zu auf 
Abhaltung von "friedlichen Versammlun- 


.gen" ohne vorherige Genehmigung, so- 


fern die Versammlungen nicht das Ziel 
haben, "dem Gesatz, der Moral, den 
Persönlichkeitsrechten und der offi- 
ziellen Ordnung zuwiderzulaufen" 

(NZZ vom 31.8.). Zum neuen Parteien- 
gesetz ist anzumerken, daß zukünftig 
nur solche politischen Gruppen als 
Parteien zugelassen werden, die über 
mehr als 15 000 eingetragene Mitglie- 
der verfügen (NZZ vom 22.8.). 

Das oben genannte Pressegesetz hat in- 
zwischen bereits zweimalig Anwendung 
gefunden: Mit seinem zweitägigen Er- 
scheinungsverbat wurden Anfang August 
die linksliberalen Zeitungen "A Capi- 
tal", "Dario de Lisboa" und "Republi- 
ca" belegt (FR vom 5.8.). Grund: Die 
genannten Zeitungen hatten über eine 
Kundgebung linksrevolutionärer Grup- 
pen berichtet, auf der über Unterdrük- 
kungsmaßnahmen in portugiesischen Ka- 
sernen berichtet wurde und auf der 
Familienangehörige von Soldaten in 
Angola und Mozambique aufgefordert 
wurden, für die Heimkehr ihrer Söhne 
zu demonstrieren. Das Erscheinungs- 
verbot gegen "A Capital" und den bei- 
den anderen Zeitungen blieb aller- 
dings nur einen Tag rechtswirksam. 
Unter der Drohung eines von Presse, 
Fernsehen und Rundfunk angekündigten 
Generalstreiks nahm die Regierung das 
Verbot vorzeitig zurück (die MFA soll 
sich dabei den Standpunkt der Redak- 
teure zu eigen gemacht haben und im 
Sinne der letzteren auf die Regierung 
eingewirkt haben). Mit einem Erschei- 
nungsverbot - in diesem Fall auf‘ unbe- 
orenzte Zeit - wurde wenige Tage spä- 
ter auch die von der MRPP herausgege- 
bene Zeitung "Luta Popular" belegt. 
Die "ständigen Angriffe" der Zeitung 
gegen Regierung und Staat erfüllten, 
so hieß es in der Begründung, den 
Sachverhalt der "ideologischen Ag- 
gression" (NZZ vom 6.7.). Das Verbot 
von "Luta Popular" blieb unter den Re- 
gierungsparteien nicht unumstritten. 
Ein Sprecher der PSP (Soz. Partei) 
übte in einer öffentlichen Stellung- 
nahns Kritik an dem Verbot (5Z vom 
8.B.). 


20.8.74 (SZ) 

Ministerpräsident Concalves kündigt 

in einer öffentlichen Erklärung eine, 
wie er es nennt,. "Periode der wirt- ’ 
schaftlichen Härte und Dpfer" an. Üp- 
fer sollen der portugiesischen Bevöl- 
kerung in Form drastischer Preiserhö- 
hungen für die wichtigsten Grundnah- 
rungsmittel abverlangt werden. Vorge- 
sehen sind Preiserhöhungen für Brot, 
Milch und Zucker in Höhe von durch- 
schnittlich 50 % an. Von diasan Preis- 
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erhöhungen sind naturgemäß in besonde- 
rer Weise die Einkommen von Arbeitern 
und niederen Angestellten betroffen. 
Im weiteren sieht das Sparprogramm 

der Regierung eine 40 %ige Reduzie- 
rung bereits zugesagter Gehaltserhö- 
hungen für Beamte und Staatsangestell- 
te vor. 


Über die gegenwärtige wirtschaftliche 
Lage Portugals liegen zur Zeit aus 

der Presse trotz hier immer wieder 
auftauchender Krisenmeldungen keine 
genaueren Angaben vor. Zu erfahren 

ist lediglich, daß zum einen die In- 
flationsrate bei 25 % angelangt ist, 
daß zum anderen durch die wachsends 
Zahl von Stillegungen von kleinen und 
mittleren Betrieben (diesen Betrieben 
wird jetzt, wo die krasseste Ausbeu- 
tung von Arbeitskräften durch die 
Festlegung einer Mindestlohngrenze ge- 
stoppt ist, der jahrzehntelange Ver- 
zicht auf Rationalisierungsmaßnahmen 
zum Verhängnis) die Zahl der Arbeits- 
losen steigt, und daß zum dritten 

die aus der Caetano-Zeit übernommene 
Auslands- und Staatsverschuldung noch 
weiter zunimmt. (Im letzten Jahr des 
Caetano-Regimes, 1973, erwuchs Portu- 
gal bei Einfuhren in Höhe von 2,9 Nrd. 
Dollar ein Handelsdefizit von 1,1 Mrd. 
Dollar (SZ vom 27./28.7.)). 


Störend für die Wirtschaft - im Sinne 
der Beibehaltung ihrer kapitalisti- 
schen Grundstruktur - wirken sich wei- 
terhin auch die in quasi allen Berei- 
chen der Wirtschaft immer wieder auf- 
flackernden sog. wilden Streiks aus. 
Versuche insbesondere der Kommunisti- 
schen Partei, diese Streiks über den 
von ihr beherrschten Gewerkschaftsap- 
parat unter Kontrolle zu bringen, 
blieben bislang ohne durchschlagenden 
Erfolg: Ebenso auch die immer wieder 
von Regierungspolitikern an die Arbei- 
terschaft gerichteten mehr oder weni- 
ger dramatischen Appelle zur "Lohndis- 
ziplin". (So warnt Ende Juli u.a. auch 
der Vorsitzende der Kommunistischen 
Partei, Cunhal, die portugiesische Ar- 
beiterschaft vor "übertriebenen Lohn- 
forderungen". Sie.ständen in keinen 
Verhältnis zur gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Lage Portugals und wür- 
den ein "Krisenklima auf wirtschaftli- 
chem und sozialem Gebiet" heraufbe- 
schwören (NZZ vom 27.7.)). 


27.8.74 (FR) 

Die am 23.8. zwischen der Republik 
Guinea-Bissao und der portugiesischen 
Regierung wieder aufgenommenen Ver- 
handlungen über den Verzicht kolonia- 
ler Ansprüche seitens Portugal auf 

das Territorium Guinea-Bissao und den 
Kapverdischen Inseln sind mit einen 
von beiden Verhandlungspartnern gebil- 
ligten Ergebnis abgeschlossen worden 
(Unterzeichnungsdatum: 26.8.). Die 
wichtigsten Verhandlungsergebnisse 
sind: 1) Die portugiesische Regierung 
erkennt Guinea-Bissao als ein von Por- 
tugal unabhängiges autonomes Staatswe- 


sen an; 2) Portugal verpflichtet sich, 
seine kolonialen Streitkräfte bis zum 
31.8.74 vollständig aus Guinea-Bissao 
abzuziehen; 3) Die Bewohner der Kap- 
verdischen Inseln erhalten das Recht, 
in einer Volksabstimmung eigenständig 
über ihre politische Zukunft zu ent- 
scheiden. Die diesbezüglichen Alterna- 
tiven: a) Anschluß an Guinea-Bissao; 
b) Staatliche Eigenständigkeit; c 
Verbleiben bei Portugal (Punkt (3 

ist in dieser Form nicht explizit im 
Vertragstext festgehalten, soll aber 
nach Angaben der NZZ vom 28.8. Inhalt 
einer informellen Absprache zwischen 
den Vertragspartnern sein). 


Wie die zukünftigen, zwischenstaatli- 
ehen Beziehungen zwischen Portugal 
und Guinea-Bissao im Detail zu regeln 
sind, soll der Inhalt weiterer Ver- 
handlungsen sein. In dieser Frage 
scheint gegenwärtig bereits sicher, 
daß Guinea-Bissao zumindest vorläufig 
noch an einer Aufrechterhaltung enger 


wirtschaftlicher Beziehungen zu Portu- 
gal interessiert ist. So wird 2 Wochen 


nach Vertragsabschluß bekannt, daß 
Guinea-Bissao für die nächsten 3 Jah- 
re die portugiesische Währung beibe- 
halten will (NZZ vom 13.9.). 


In einer Erklärung anläßlich der Über- 
gabe der Unabhängigkeitsurkunde sei-. 
tens des portugiesischen Staatspräsi- 
denten Spinola am 10.10. in Lissabon 
äußert sich PAIGC-Mitglied Pedro Pi- 
res wie folgt zur zukünftigen Außen- 
politik seines Landes: Guinea-Bissao 
werde eine Politik der strikten Block- 
freiheit verfolgen und bereit sein, 
Hilfe von allen seinen Freunden anzu- 
nehmen, vorausgesetzt, sie werde ohne 
politische Bedingungen gewährt. Seine 
Regierung hoffe, insbesondere die Be- 
ziehungen mit Portugal zu entwickeln, 
werde aber auch Angebote aus Peking, 
Moskau "und selbst Washington" unter 
der Voraussetzung akzeptieren, daß 

sie als gleichwertiger Partner behan- 
delt werde (NZZ vom 12.9.). 


In der Frage der Einrichtung eines 


SATO-Stützpunktes auf den Kapverdi- 
schen Inseln - der Lage nach wären 


diese, so die NZZ vom 21.8., in be- 
sonderer Weise zur "Überwachung des 
mittleren und südlichen Atlantiks" 
geeignet - scheint sich die PAIGE, 
vorausgesetzt die Bewohner Kapverdens 
entscheiden sich für einen Anschluß 
an Guinea-Bissao, abweisend verhalten 
zu wollen (vgl. den Im Änschluß an 
diese Chronik abgedruckten Artikel 
aus der Frankfurter Rundschau). 


30.8.74 (NZZ) 

Die portugiesische Regierung hat eine 
Verstaatlichung der drei führenden 
Banken des Landes angekündigt. Betrof- 
fen sind im einzelnen die Banco de 
Portugal, die Banco de Angola und die 
Banco Nacional Ultramarino. Eine Ver- 
staatlichung der übrigen Banken des 
Landes soll später nachfolgen. 


30.8.74 (NZZ) 

Ministerßräsident Brigadegeneral Lon- 
calves ist seiner militärischen Befug- 
nisse entkleidet. Der Überbefehl über 
die portugiesische Armee liegt jetzt 
formell ausschließlich bei General 
Costa Gomes. In dieser Funktion unter- 
steht Gomes allein dem portugiesischen 
Staatspräsidenten, General Spinola. 
Angaben der Frankfurter Rundschau nach 
(30.8.) ist diese Entscheidung Ergeb- 
nis einer Machtprobe zwischen der von 
Spinola geführten Junta und der Bewe- 
gung der Streitkräfte - eine Machtpro- 
be, die die Junta für sich entschei- 
den konnte (Gomes ist ein enger Ver- 
trauter Spinolas, gilt allerdings als 
weniger weit rechts-stehend). 


3.9.74 (MPLA-Pressemeldung) 

Nachdem wenige Tage zuvor ein 17-tägi- 
ger Einigungskongreß der MPLA in Lusa- 
ka mit dem Auszug der sog. Neto-frak- 
tion (Agostinho Neto war bis zu dem 
Zeitpunkt Vorsitzender der MPLA) ge- 
endet hatte und damit die seit Mona- 
ten drohende Spaltung der MPLA als 
endgültig vollzogen schien, ist es 
unter der gemeinsamen Vermittlung sei- 
tens der Präsidenten von Sambia, Zaire 
und Tanzania überraschend wieder zu 
einer Aussöhnung der 3 miteinander 
zerstrittenen MPLA-Fraktionen gekom- 
men. In dem von den Führern dieser 3 
Fraktionen, der sog. MPLA-Leadership- 
Gruppe (Neto-Fraktion), der "East- 
Rebellion"-Gruppe (Chipenda-Fraktion) 
und der "Active-Rebellion"-Gruppe 
(Andrade-Fraktion), unterzeichneten 
Einigungspapier ist zunächst aller- 
dings nur die zukünftige Machtvertei- 
lung (Führungsstruktur) in der MPLA 
geregelt worden: Danach wird in dem 
39köpfigen Zentral-Komitee die Neto- 
Fraktion mit 16, die Chipenda-frak- 
tion mit 13 und die Andrade-fFraktieon 
mit 10 Anhängern vertreten sein. In 
das 9köpfige Polit-Büro entsenden 3l1- 
le 3 Gruppen jeweils 3 Vertreter. 
Präsident der MPLA wird wiederum A. 
Neto sein. (Die nach Auszug der Neto- 
Fraktion auf dem Einigungskongreß in 
Lusaka erfolgte Wahl Daniel Chipendas 
zum neuen Präsidenten der MPLA (FR 
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vom 2.9.) ist damit als ungültig er- 
klärt.) Wieweit es darüber hinaus 

auch zwischen den genannten MPLA-Frak- 
tionen zu einer Übereinstimmung in in- 
haltlichen Fragen gekommen ist, geht 
explizit aus dem zitierten Einigungs- 
papier nicht hervor. Der säuberlichen 
Sitze-Verteilung im Zentral-Komitee 
und im Polit-Büro nach zu urteilen 
scheinen jedoch Differenzen dieser 

Art weiter fortzubestehen. 


Über die jeweilige politische Ausrich- 
tung der verschiedenen Fraktionen in- 
nerhalb der MPLA sind bislang kaum 
verläßliche Informationen an die Üf- 
fentlichkeit gedrungen. Sicher scheint 
lediglich, daß in dem politischen Mei- 
nungsspektrum Daniel Chipenda rechts 
von Agostinho Neto und Joaquim Pinto 
de Andrade anzusiedeln ist. Solches 
wird zumindest aus den in den letzten 
Monaten aufgetauchten Gerüchten deut- 
lich, die Chipenda-fraktion in der 
MPLA strebe einen Anschluß an die 

FLNA an. Zu vermerken ist hier, daß 
die FLNA, die übrigens das besondere 
Vertrauen Präsident Mobutus von Zaire 
genießt, immer nur als nationale, 
nicht jedoch als dezidiert sozialisti- 
sche Befreiungsbewegung in Erscheinung 
getreten ist. 


Aus dem letzten Punkt erklären sich 
wahrscheinlich auch die Schwierigkei- 
ten der MPLA und der FLNA, zu einer 
gemeinsamen Verhandlungsfront gegen- 
über der portugiesischen Regierung zu 
finden. Wie aus der NZZ vom 31.8. zu 
entnehmen ist, scheinen die in dieser 
Frage unternommenen Vermittlungsan- 
strengungen Nyereres, Kaundas und Mo- 
butus inzwischen gescheitert zu sein. 
In dieser Meldung hieß es, die FLNA 
verhandle allein in Kinshasa mit ei- 
nem Vertrauten General Spinolas. 


5.9.74 (FR) I 
In Lissabon kommt es zu einem zweitä- 
gigen Solidaritätsstreik von: Journalir 


sten und Druckern für die seit 2 Wo- 


chen im Ausstand befindlichen Redak- 
teure der Wirtschaftszeitung "Journal 
de Comercio". Letztere fordarn eine 
Entlassung ihres Direktors, dem vorge- 
worfen wird, mit.dem Caetano-Regime 
paktiert zu haben. Von den Lissaboner 
Tageszeitungen schloß sich allein das 
Personal der Zeitung "0 Seculo" von 
dem Solidaritätsstreik aus. "Ü Seculo" 
gilt der Kommunistischen Partei nahe- 
stehend. Die Auslieferung der Zeitung 
wurde allerdings durch Aktionen der 
Journalisten und Drucker von anderen 
Zeitungen verhindert. 


6.9.74 (NZZ) 

Die sich "Rat der Streitkräfte" nen- 
nende Militär-Junta in Angola unter 
Führung von Admiral Coutinho hat, wie 
angekündigt, eine, wie es heißt "pro- 
visorische" Regierun ebildet, die 
Bis zur endgültigen Regelung der Zu- 
kunft Angolas im. Amt bleiben soll. 


Die Befreiungsbewegungen Angolas sind 
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an der "Ubergangsregierung" entgegen 
zunächst anderslautender Meldungen 
nicht beteiligt. Admiral Countinho 
soll jedoch erklärt haben, er wolle 
eine Reihe von:Ministersessels'für 
die Führer der Befreiungsbewegungen 
freihalten. 


9.9.74 (FR/NZZ) 

Nach einer etwa dreiwöchigen Verhand- 
lungsdauer. haben nun auch (am 7.9.) 
die Verhandlungen der portugiesischen 


Regierung mit der Befreiungsbewegung 
FRELIMD über die Unabhängigkeit Mozam- 


biques zum Abschluß eines Vertrages 
geführt. Der Vertrag nennt den 25.68.75 


als Unabhängigkeitsdatum. Von diesen 
Zeitpunkt ab soll Mozambique in die 
ungeteilte Regierungsverantwortung der 
FRELIMID übergehen. für die bis dahin 
verbleibenden neuneinhalb Monate ist 
die Bildung einer zu 2/3 mit Angehöri- 
gen der FRELIMD und zu 1/3 mit portu- 
giesischen Regierungsvertretern zu be- 
setzende Übergangsregierung vorgese- 
hen. Die FRELIMDO stellt den Ninister- 
präsidenten der Übergangsregierung, 
während Portugal für die neunmonatige 
Übergangszeit einen sog. Hohen Kommis- 
sar benennt, der die funktion eines 
staatlichen Dberhauptes versieht. In 
der Verteilung der Ministerposten fal- 
len, abgesehen vom Amt des Außenmini- 
sters, alle wichtigen Ministerien an 
Vertreter der FRELIMO (Inneres, Wirt-. 
schaft, Erziehung und Kultur, Informa- 
tion, Arbeit und Justiz; NZZ vom 22.9.). 
Die Überwachung der inzwischen offi- 
ziell vereinbarten Waffenruhe liegt 
bei einer von portugiesischer Seite 
und der FRELIMD gemeinsam gestellten 
Militärkommission. Die Verteidigung 
nach außen liegt gleichfalls bei ge- 
meinsam von der FRELIMO und Portugal 
zu bildenden Armee-Einheiten. Im Fal- 
le von zivilen Unruhen, die das Ein- 
greifen von Streitkräften erforderlich 
machen, fällt der militärische Überbe- 
fehl an den von Portugal gestellten 
Hohen Kommissar (in der FR vom 9.9. 


heißt es dazu wörtlich: ... übernimmt 
der Hone Kommissar "unter Assistenz 
des Ministerpräsidenten Leitung und 
Koordinierung"). 


9.9. - 11.9.74 (Nzz/FR/S?7) 

Einen Tag nach Abschluß des Vertrages 
über die Unabhängigkeit Mozambiques 
weitet sich in der Hauptstadt von Mo- 
zambique, in Lorenco Marques, eine De- 
monstration weißer Siedler gegen die 
Tageszeitungen des Landes, in denen 


überwiegend positiv über den Vertrags- 
abschluß des Vortages berichtet wor- 
den ist, in eine offene gegen die am- 
tierende portugiesische Regierung und 
gegen die FRELIMD gericttete Rebel- 
lion aus, in deren Verlauf die Rund- 
funkanstalten von Lorenco Marques und 
Beira und verschiedene andere strate- 
gische Punkte in den größeren Städten 
des Landes von bewaffneten Rebellen- 
Einheiten besetzt werden. Die Rebel- 
len, die vorgeben, annähernd 30 000 
bewaffnete Anhänger hinter sich zu ha- 
ben, drohen für den Fall, daß die por- 
tugiesische Regierung den von ihr am 
Vortage mit der FRELIMO abgeschlosse- 
nen Vertrag nicht umgehend .als nich- 


. tig erklärt, mit der Ausrufung eines 


von ihnen geführten umabhängigen Ilo- 
zambiques. Für die Rebellion zeichnen 


2 von weißen Siedlern geführte rechts- 
radikale Terror-Organisationen, die 
sich "Fico" ("ich bleibe") und "Dra- 
chen _ des Todes" nennen, verantwort- 
lich. (Beide Organisationen sind in 
Mozambique nach dem Umsturz in Portu- 
gal ins Leben gerufen worden und mach- 
ten in den vergangenen Wochen immer 
wieder durch Terroranschläge und At- 
tentatsversuche auf linksgerichtete 
Politiker von sich reden.) Führer der 
Rebellion ist. der aus dem Dienst ent- 
lassene Armeegeneral Bernardo Niesqui- 
tela (Caetano-Anhänger). Als eine wei- 
tere Hauptfigur tritt auch der berühmt- 


berüchtigte Großwildjäger Daniel Roxo 
in Erscheinung. Roxo war Initiator und 
Führer einer Privatarmee, die jahre- 
lang einen erbarmungslosen Krieg in 
eigener Regie gegen die FRELIMO führ- 
te. Mit im Bunde sind schließlich 
“noch (nach einer Meldung der NZZ vom 
11.9.) die beiden FRELIMO-Deserteure 
Simango_und Kavandame. ‚Dies letzte 

ist insofern bemerkenswert, als 5i- 
mango gerade erst vor 2 Wachen zum 
Führer der neugegründeten sog. "Natio- 
nalen Koalisatiönspartei Mozambiques" 
(PEN) avanciert ist. Die PCN ist eine 
Sammelbewegung verschiedener politi- 
scher ‚Gruppierungen (Coremo, Fumo, 
Unipomo; vgl. Chronik Heft: 36/37), 

die allesamt in Gegnerschaft zur FRE- 
LIMO stehen. 


“ Die Kollaboration dar PCN mit den wei- 
ßen Rebellen kann freilich nicht über- 
raschen: Nachdem sich mit dam Ver- 
"tragsabschluß zwischen der portugiesi- 
schen Regierung und der FRELIMO end- 
gültig auch die Hoffnungen der in der 
PCN zusammengefaßten Gruppen zerschla- 
gen hatten, auf legalem Wege an der 
Macht in einem politisch unabhängig 
gewordenen Mozambique teilzuhaben, 
wird man in der Rebellion der weißen 
Siedler eine Gelegenheit für gekommen 
gesehen haben, das genannte Ziel eben 
auf andere Weise zu erreichen. Es ent- 
behrt allerdings nicht der Pikanterie, 
Pfarrer Uria/(Timoteo Simango - in der 
bürgerlichen Presse des Auslands als 
“entschiedener Gegner des FRELIMO-"To- 
talitarismus" aufgebaut - an der Sei- 
te des Schwarzenhassers Daniel Roxo 
und des Castano-Vertrauten General 
Miesqitela für ein, wie immer wieder 
von ihm betont, freies, demokrati- 
sches und mehrrassiges Mozambique 
kämpfen zu sehen. 


Schon 3 Tage nach Ausbruch der Rebel: 
l1ion der weißen Siedler zeigt sich, 
daß Simango und seine Freunde in der 
PCN auf die falsche Karte gesetzt ha- 
ben: Die Rebellen geben auf, nachden 
zum einen sicher ist, daß die portu- 
gisesische Armseführung in Mozambique 
loyal zu der Regierung in Lissabon 
steht und durch ein erstes Vorgehen 
gegen demonstrierende Sympathiesanten 
der Rebellen in Beira gezeigt hat, 

daß sie entschlossen ist, die Rebel- 
lion militärisch zu zerschlagen, und 
nachdem sich zum anderen das Warten 
der Rebellen auf eine militärische In- 
tervention seitens Rhodesien und_ der 
Südafrikanischen Republik als vergeb- 
lich erwiesen hat. Die diesbezüglichen 
Appelle der Rebellen konnten scheinbar 
nicht einmal die im Kongo-Krieg aktiv 
gewasenen und jstzt in Südafrika be- 
heimateten Söldnerführer Michael Hoara 
und Douglas Lord zum Eingreifen bewe- 
gen. .Von beiden war-in den letzten Wo- 
chen immer wieder zu hören, sie rekru- 
tierten im Auftrag finanzkräftiger 
portugiesischer Geschäftslaute (hier 
fiel mehrfach der Name des in Mozambi- 
que flüchtigen Bankiers Jorge Jardim; 


vgl. Chronik Heft 36/37) Söldnertrup- 
pen, mır denen sıe auf der Seite der 
weißen Siedler für ein "weißes" Ango- 
la und Mozambique zu kämpfen beabsich- 
tigten (FR vom 16.7./FR vom 5.8.). = 


10.9.74 (52) 

Die Befreiungsbewegung [ELSTP (Bewe- 

gung für die Befreiung von Sao Tom& 

und Principe) demonstriert in Libre- 


_ ville für eine staatliche Unabhängig- 


keit der Inseln Sao_Tom& und Princi- 

pe. Die auf der Höhe des westafrikani- 

schen Staates Gabun gelegenen Atlan- 
tik-Inseln, die zusammengenommen. eine - 

Fläche von 964 km2 haben (landwirt- 

schaftlish sehr fruchtbar) und eine 
Bevölkerung von 70 000 beheimäten, 

befinden sich seit dem 15. Jahrhun- 

dert in portugiesischem Kolonialbe- 

sitz. Die CLSTP ist seit 1960 (ohne 
Waffen) aktiv und seit 1973 bei der 
DAU akkreditiert (NZZ vom 15.9.). 


12.39.74 (FR) 

Nach Angaben aus dem deutschen Auswär- 
tigen Amt in Bonn gehen die Arbeiten 
an dem Cabora_Bassa-Staudamnpro jekt 

in Mozambique weiter. Sie seien auch 
durch die jüngsten Unruhen in Mozambi- ” 
que nicht beeinträchtigt worden. Nach 
Angaben von Beobachtern scheint die 
FRELIMO bereit, die von Portugal be- 
züglich Cabora Bassa eingegangenen 
Verpflichtungen (also auch die Verein- 
barung mit der Südafrikanischen Repu- 
blik über die Belieferung mit Cabora 
Bassa-Strom) zu akzeptieren. Man be- 
zieht sich hierbei auf ‘eine von der 
FRELIMO im Rahmen des Unabhängigkeits- 
vertrags mit Portugal getroffenen Ab- 
machung, in der es heißt, die FRELIMO 
sei bereit, die von Portugal im Namen 
Mozambiques eingegangenen finanziel- 
len Verpflichtungen zu übernehmen, so- 
weit sie "im wirklichen Interesse Mo- 
zambiques" liegen (FR vom 9.9.). 


14.39.74 (FR) 

Die gescheiterte Siedler-Rebellion in . 
Mozambique hat den Massenexodus von 
Europäern aus Mozambique weiter ver- 
stärkt. Ziel der Auswandsrung ist ne- 

ben dem portugiesischen Mutterland 
insbesondere die Südafrikanische Re- \ 
publik. Mit dem Putschversuch der wei- 
ßen Siedler .hatten in allen Landestei- 
len Mozambiques die Spannungen zwi- 

schen weißer und schwarzer Bevölke- 

rung erheblich zugenommen. 


21.9.74 (NZZ) 
Die im Unabhängigkeitsvertrag zwischen 
der FRELIMD und Portugal vereinbarte 


Bildung einer Übergangsregierung ist 
inzwischen abgeschlossen. Die FRELIMO 
hat aus ihrem Führungsstab Joaquim 
Chissano zum Ministerpräsidenten der 
Übergangsregierung bestimmt. für die 
Besetzung des Amtes des Hohen Kommis- 
sars fiel die Entscheidung der portu- 
giesischen Regierung auf Vitor Crespo, 
einem führenden Mitglied der Bewegung 
der Streitkräfte (FR vom 11.9.). 
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ZIMBABWE (Rhodesien) 


Zur gegenwärtigen Lage 


Unter den Einwirkungen der Ereignisse 
in Portugal und seinen Kolonien im 
südlichen Afrika zeichnet sich in Rho- 
desien eine Tendenzwende zu ‚Ungunsten 
des Smith-Regimes ab: 2 


Nachdem das Regime noch im Januar 
(vgl. Chronik, Heft 32/33) mit einer 
glänzenden Bilanz zur Wirtschaftsent- 
wicklung des Vorjahres aufwarten 
konnte, werden jetzt für die Rhodesi- 
sche Wirtschaft die ersten Auswirkun- 
gen der FRELIMD-Anschläge auf die 

über Mozambique laufenden Verkehrsue- 
ge Rhodssiens spürbar. Inzwischen sind 
diese Verkehrsverbindungen (Salisbury- 
Lorenco Marques und Salisbury-Beira) 
sogar gänzlich unterbrochen, und nach 
dem erfolgreichen Abschluß der Unab- 
hängigkeitsverhandlungen der FRELIMO 
mit Portugal Anfang September ist 
nicht mehr damit zu rechnen, daß die 
FRELIMD, solange das weiße Minderheits- 
regime in Rhodesien fortbesteht, die- 
se Boykottmaßnahme wieder zurücknimmt. 
‚Die Smith-Regierung bemüht sich hier 
zur Zeit allerdings um Abhilfe: In ei- 
ner Bauzeit von nur 6 Monaten besorg- 
te sie den Bau sinss 150 km langen An- 
schlußgleises an das südafrikanische 
Verkehrsnetz. Als Umschlagshäfen für 
den rhodesischen Im- und Export bis- 
ten sich damit Durban ung Richard Bay 
an. Die rhodesische Wirtschaft vermag 
jedoch in diesen neuen Verkehrsverbin- 
dungen zum Indischen Dzean keinen adä- 
quaten Ersatz für die unterbrochenen 
Verkehrswege zu den Hafenstädten von 
Mozambique zu erblicken: Sie sind ih- 
rer Länge wegen teurer und sind in 

der Kapazität weniger leistungsfähig, 
da. sie durch den südafrikanischen Wa- 
renverkehr bereits weitgehend ausge- 
lastet sind (FR vom 3.8. / NZZ vom 
19.8.). ” 


Wirtschaftliche Schwierigkeiten dro- 
hen dem Smith-Regime noch von anderer 


Seite: Der amerikanische Kongreß beab- 
sichtigt, das sog. "Byrd Amendment" 
nicht mehr zu verlängern. Das Byrd 
"Amendment regelt die Einfuhr rhodesi- 
scher Mineralien in die USA. Neben 

den USA plant auch die Regierung: der 
BRD und Japans, den UN-Boykott gegen- 
über Rhodesien nicht mehr länger zu 
mißachten {FR vom 2.8. / NZZ vom 
19.8.). 


Ein weiterer Anlaß zur Sorge bietet 
dem Smith-Regime ein öffentlicher 
Stimmungswechsel, der neuerdings in 
Südafrika zu beobachten ist: In der 
Presse und in Stellungnahmen von Poli- 
tikern (Politiker der Regierungspar- 
tei nicht ausgenommen) taucht in den 
letzten Monaten immar wieder die mehr 


oder weniger verschlüsselte Forderung 
nach einer Umorientisrung in der Rho- 
desienpolitik Südafrikas auf - eine 
Umorientierung mit dem Ziel, das 
Schicksal Südafrikas nicht mehr län- 
ger nit dem der Regierung Smith abhän- 
gig zu machen. "Rhodsesien", so begrün- 
det die regierungsnahe Zeitung "Die 
Transvaler" den von ihr geforderten 
Wechsel in der Haltung Südafrikas ge- 
genüber Rhodessien, "ist der größte 
Stolperstein der Außenpolitik Südafri- 
kas". Die unterschwelliga in diesen 

und ähnlichen Stellungnahmen zur Rho- 
desienpolitik eingehenden Überlegungen 
sind unüberhörbar: Das Smith-Regime 
ist (unter den verändarten Bedingungen 
in Mozambique und Angola) nicht mehr 
länger lebensfähig, und je sher die 
südafrikanische Regierung aus dieser 
Erkenntnis die politischen Konsequen- 
zen zieht, um so schneller vermag sie 
zu ihren neuen Nachbarn im Norden, 
Angola, Mozambique und später eben 
auch zu einem von Afrikansern regier- 
ten Rhodsesien ein spannungsfreies 

(und wirtschaftlich fruchtbares) Nach- 
barschaftsverhältnis herzustellen (NZZ 
vom 19.8. / SZ vom 10.9.). 


NS Hauptkampfgebiet 


Die Regierung in Südafrika selbst 


‚ zeigt sich in ihrer Rhodssienpolitik 


(noch) unentschieden: Finerseits ver- 
stärkt sie auf rhodesischem Territo- 
rium weiter ihr militärisches Engage- 
ment im Kampf gegen rhodesische Wider- 
standskämpfer (stehe oben in der Chro- 
nik), andererseits aber liaß sie An- 
fang September die Möglichkeit unge- 
nutzt, über eine militärische Inter- _ 
'ention zugunsten der weißen Rebellen 
in Mozambique (vgi. oben: "Portugal - 


Fortschreibung der Ereignisse") den 
Süden Mozambiques mit den für Rhode- 
sien so lebenswichtigen Häfen Beira 
und Lorenco Marques in den Block der . 
weißen Minderheitsregime des südlichen 
Afrika zurückzuholen. Ein Blick auf 
die Landkarte zeigt, daß solches mili- 
tärisch durchaus machbar gewesen wäre. 
Allerdings hätte die SAR-Regierung 
dann auf dem Territorium von inzuwi- 
schen 3 Staaten Krieg gegeh afrikani- 
sche Befreiungsbewegungen führen müs- 
sen. 


Zunehmende Schuierigkuiten erwachsen 
dem Smith-Regime zum dritten aus der 
in den letzten Monaten verstärkten 
militärischen Aktivität afrikanischer 
Befreiungsbewegungen, insbesondere im 
Nordosten Rhodesiens. Zwei Ende Juli 
und Anfang September in Angriff genonm- 
mene sog. Umsiedlungsprogramme, in die 
insgesamt annähernd 80 000 Afrikaner 
einbezogen sind (siehe oben in der 
Chronik), zeigen, daß hier der Smith- 
Regierung die Kontrolle aus der Hand 
.zu geraten droht. Nach Angaben der 

NZZ (17.8.) sind in dem genannten Gs- 
bist gegenwärtig ca. 300 ausgebildete 
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Widerstandskämpfer der Befreiungsbeuwe- 
gung ZANU aktiv. Weitere 300 ZANU-An- 
gehörige befänden sich in Sambia und 
Tanzania in militärischer Ausbildung 
und etwa 10D ZANU-Leute seien im An- 
marsch über Mozambique. Darüber hin- 
aus ist damit zu rechnen, daß sich in 
einigen Monaten auch die FRELIMD in 
den rhodesischen Befreiungskampf in 
offensiver Form einschalten wird. 


Bedenklich für das weiße Minderheits- 
regime in Rhodesien ist schließlich 
noch ein vierter Sachverhalt: Der 
seit 1972 zu registrierende rapide 
Rückgang an weißen Einwanderern nach 
Rhodesien. Gegenüber ‘dem Jahr 1972 
fiel die Einwandererquote von 8820 
auf 1680 Personen (NZZ vom 17.8.). 
Dem Rückgang an Einwanderern steht in 
dem laufenden Jahr nun auch noch eine 
wachsende Zahl von Auswanderungen ge- 
genüber -— dies mit dem Ergebnis, daß 
inzwischen mehr Weiße das Land verlas- 
sen als einwandern (NZZ vom 19.8.). 
Diese letzte Entwicklung ist zweifel- 
los ein erstes Anzeichen dafür, daß 
sich auch in der Weißen-Bevölkerung 
von Rhodesien Nervosität oder, sagen 
wir, Realitätssinn breit macht. 


Letzte Redaktionssitzung ... 


"...damit bin ich am Ende meines Berichts 
über die finanzielle Lage des izZw" 


Die Arbeit des Informationszentrums Dritte 
Welt iz3w wird fast ausschließlich von den un- 
entgeldlich tätigen Mitarbeitern geleistet. 
Das erreichte Ausmaß unsrer Tätigkeit - 
insbesondere die Unterhaltung eines umfang- 
reichen, frei verfügbaren Zeitungs- und Zeit- 
schriftenarchivs von etwa 100 Periodika aus 
aller Welt - läßt es längst nicht mehr zu, 
wirtschaftlich von der Hand in den Mund zu 
leben. 
Der niedrige Abonnementspreis von DM 18,- pro 
Jahr für unsere "Blätter des izäw", den wir 
auch im nächsten Jahr für den in der Ausbil- 
dung befindlichen Teil unserer Leser aufrecht- 
erhalten wollen, deckt schon lange nicht mehr 
die laufenden Kosten unserer Archiv- und Re- 
daktionsarbeit. 


Daß wir unsere Arbeit bislang aufrechterhalten 
konnten, liegt nicht zuletzt an den regelmä- 
Sigen Beiträgen der Mitglieder des iz3w - För- 
dererkreises. Die Kontinuität und Unabhängig- 
keit unserer Arbeit, unser "Überleben", wird 
durch die per Dauerauftrag abgebuchten Bei- 
träge mit abgesichert. Das Interesse unserer 
Leser, unsere Tätigkeit in dieser Weise zu un- 
terstützen, wird angesichts der Kostenent- 
wicklung immer wichtiger. 


Wenn auch Sie einen Dauerauftrag von minde- 
stens DM 5,- pro Monat einrichten, schicken 
wir Ihnen die !''Blätter des iz3w" ohne weitere 
Rechnung zu. > 
Bitte verfahren Sie nach folgendem Muster: 


EEE 


Absender: 


An die -------------- (Bank/Sparkasse) 
Hiermit bitte ich Sie, bis auf Widerruf von 
meinem Konto Nr. ====- bei Ihnen 

ab------ (Datum, zu dem der Dauerauftrag gel- 
ten soll) am -----, jedes Monats den Betrag 
von DN -=---- abzubuchern und auf aas rost- 
scheckkonto Karlsruhe 148 239 - 755 zugunsten 
des Informationszentrums Dritte Welt, j 

78 Freiburg, Postfach 5328 zu überweisen, 
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ÄTHIOPIEN 


Zum Sturz Haile Selassies 


Nach einer sich über Monate hinziehen- 
den Schritt-für-Schritt-Demantage sei- 
ner Machtbefugnisse ist Kaiser Haile 
‚Selassienun auch direkt seines Thro- 
nes enthoben worden und von den in 
Athiopien seit dem 30.5. an der Macht 
befindlichen Militärs - wie fast alle 
seine politischen Berater und Vertrau- 
te schon Wochen oder Monate vorher - 
gefangengesetzt worden. Gleich diesen 
droht ihm jetzt, von den Militärs 
unter Korruptionsanklage gestellt zu 
werden. 


Daß die Thronenthebung Haile Selas- 
sies erst 12 Wochen nach dem eigent- 
lichen Putsch des sog. Koordinations- 
konitees der Streitkräfte (vgl. Thro- 
nik Heft 36/37) erfolgt ist l12.9.), 
begründet ein führendes Mitglied die- 
ses Komitees in einem Interview mit 
der Illustrierten "Stern" (19.9.) wie 
folgt: "... Wir haben dem Kaiser ange- 
bo‘en, sich an die Spitze unserer Be- 
wegung zu setzen - er wollte nicht. 
Wir haben ihn an den Schah von Per- 
sien erinnert, der selbst eine 'Revo- 
lution von oben! machte, als er sei- 
nen Thron und sein Land von unten ge- 
fährdet sah - der alte Mann ließ 
nicht mit sich reden. Wir haben ihn 
beschworen, als Geste des guten UWil- 
lens wenigstens einen kleinen Teil 
seines riesigen Landbesitzes an die 
Armen zu geben - er lehnte ab. Wir ha- 
ben ihn gebeten, ein paar seiner (ca. 
12) Paläste an das Volk zu verschen- 
ken... - er blieb stur. D.k., nun 
werden wir ihm nehmen, was er nicht 
geben wollte..." 


Genau genommen hatten die Militärs in 
Athiopien schon 2 Wochen vor dem 
Sturz Haile Selassies mit der Enteig- 
nung der Besitztümer der kaiserlichen 
Familie begonnen (NZZ vom 27.8.). So 
wurden die zahlreichen ("fast ein 
Dutzend") kaiserlichen Paläste in 
Staatsbesitz überführt. Wie es von 
seiten des Koordinationskomitees hieß, 
beabsichtige man, sie in Schulen, 
Krankenhäuser u.ä. umzuwandeln. (Die 
kaiserliche Residenz in Addis Abeba 
erfuhr nach dem Wechsel ihres Besit- 
zers eine Umbenennung. Sie führt nun 
die Bezeichnung "Palast des Valkes".) 
Wieweit von dieser Enteignungsaktion 
bereits auch der ausgedehnte Landbe- 
sitz der kaiserlichen Familie (nach 
Angaben der FR vom 13.9. verfügt der 
Klan des Kaisers Über insgesamt ca. 
60 % der landwirtschaftlich nutzbaren 
Anbaufläche Äthiopiens) betroffen ist, 
geht aus den Zeitungsmeldungen nicht 
hervor. 


Was die Militärs dem Kaiser bislang 
nicht zu nehmen vermochten, sind die 
Geld- und Goldgquthaben Haile Selas- 
sies auf seinen unter verschiedenen 
Decknamen geführten Bankkonten in der 
Schweiz. Nach Schätzungen von Wirt- 
schaftsfachleuten belaufen sich diese 
Guthaben auf umgerechnet ca. 35 Mrd. 
DM (in Worten: Fünfunddreißig Milliar- 
den DM). Ein Großteil dieser Gelder 
soll aus den äthiopischen Goldfeldern 
von Adola stammen. Die Gewinne der 


“Goldgruben sollen 5isher fast aus- 


schließlich in die Tasche des Kaisers 
und des äthiopischen Hochadels geflos- 
sen sein (FR vom 13.9.). Die Weige- 
rung des Kaisers, mit zumindest einem 
Teil dieses Milliarden-Vermögens 
Athiopien aus der gegenwärtig kata- 
strophalen Wirtschaftslage herauszu- 
helfen, wird letztlich auch der Grund 
für seine Absetzung gswesen sein. 
Fraglich ist allerdings, ob die Thron- 
enthebung Haile Selassies den Mili- 
tärs in diesem Punkt wirklich weiter- 
helfen wird. Der Gesundheitszustand 
des abgesetzten Monarchen gilt nach 
letzten Meldungen als bedenklich. Der 
von den Militärs zum Thron-Nachfolger 
ausersehene Sohn und kinzige männli- 
che Nachkomme (vermutlich auch einzi- 
ge Erbe) von Haile Selassie, Prinz 
Asfa Wossen, zügert zur Zeit noch, 

aus seinem schweizer Domizil nach 
Äthiopien zurückzukehren (NZZ vom 
14.9.) - und dies, so möchte man mei- 
nen, aus verständlichen Gründen: be- 
findet er sich erst einmal in den Hän- 
den der Militärs, so wird e r (nach 
dem Ableben seines Vaters) nicht unm- 
hin können, mit diesen auch über die 
Herausgabe des genannten Milliarden- 
Vermögens zu verhandeln. 


Mit der Bekanntgabe des Sturzes von 
Haile Selassie haben die Militärs 

noch einmal in einem 15-Punkte-Pro- 
gramm Auskunft ihrer politischen Ziel-, 
vorstellungen gegeben (FR vom 14.9.): 
Angestrebt wird u.a. eine Landreform, 
eine Reform des Rechts- und Erzie- 
hungswesens und eine Trennung von Kir- 
che und Staat. Über Einzelheiten die- 
ser geplanten Reformen wird nichts be- 
kannt. Im weiteren wird in dem genann- 


‚ten Programm eine neue Verfassung an- 


gekündigt. Ein Entwurf dazu liegt den 
Militärs bereits seit Anfang August 
vor. Die Initiative für die Erarbei- 
tung dieses Entwurfes’ geht noch auf 
den Mitte September von seinem Amt zu- 
rückgetretenen Ministerpräsidenten 
Makonnen zurück (Makonnen ist inzwi- 
srhen verhaftet und steht unter der 


Anklage, sich den Reformbemühungen 
der Militärs in den Weg gestellt zu 
haben; 5Z vom 25.8.). Der Entwurf 
sieht die Bildung einer konstitutio- 
nellen Monarchie vor. Die gesetzgebe- 
rischen Funktionen liegen dem Entwurf 
nach allein bei zinem Zwei-Kammer-Par- 
lament (Senat und Deputiertenkammer). 
Ebenso soll der Ministerpräsidjdent al- 
lein dem Parlament verantwortlich 
sein. Die Mitglieder der Deputiarten- 
Kammer des Parlaments gehen aus frei- 
en und gleichen Wahlen hervor. (Über 
den Wahlmodus für die 2. Kammer des 
Parlaments, dem Senat, ist aus den 
Meldungen der Presse keine Klarheit 
zu gewinnen. 


Außenpolitisch, so ist außerdem aus 
dem 15-Punkte-Programm des Koordina- 
tionskomitees zu erfahren, wollen die 
Militärs einen Weg der Bündnisfrei- 
heit verfolgen. In diesem Zusammen- 
hang wurde vom Koordinationskomitee 
bereits scharfe Kritik an der "Ent- 
wicklungshilfe" Jer USA und Westeuro- 
pas geübt.Diese Hilfe, so hieß @s in 
einer Zeitungsstellungnahme des Komi- 
tees (FR vom 10.9.), hätte bislang 
darauf abgezielt, den in Äthiopien 
notwendigen Fortschritt zu verhindern 
und die Massen vom Sturz des bisheri- 
gen Regimes abzuhalten (vgl. dazu: 
"Entwicklungshilfe-Projekte der BRD 
in Äthiopien", in: "blätter", Heft 
24). Kritik wurde hier im einzelnen 
auch gegen das mit Geldern der Evange- 
lischen Kirche der BRD errichtete St. 
Pauls-Hospital in Addis Abeba vorge- 
bracht: Dieses Krankenhaus habe seit 
seiner Vollendung vor. fünf Jahren 
mehr den Mitgliedern der königlichen 
Familie und Regierungsangehörigen als 
.armen und notleidenden Menschen ge- 
dient. Viele der Krankenhausbetten 
seien das ganze Jahr über für bevor- 
zugte Patienten reserviert geblieben, 
während gleichzeitig Schwerkranke we- 
gen angeblichen Bettmangels zurückge- 
wiesen worden seien {FR vom 14.9.). 
Unklarheit besteht bislang noch über 
die Haltung der Militärs gegenüber 
dem amerikanischen Militärstützpunkt 
bei Asmara in Eritrea. Die "Kagneu 
Station" ist, so die FR vom 14.9., 
"eines der wichtigsten Glieder in der 
weltumspannenden Kette des militäri- 
schen Nachrichtenübermittlungssystenms 
der USA". Sie dient als Relaisstation 
für Satellitenfunk, verfolgt die Um- 
laufbahn fremder Satelliten und lei- 
tet geheimdienstliche Funkmeldungen 
von US-Stellen weiter. Darüber hinaus 
wird von hier aus auch der Funkver- 
kehr fremder Staaten und Schiffe im 
westlichen Indischen Ozean abgehört. 
Um den Militärs in Äthiopien eine Ent- 
scheidungsfindung in der Stützpunkt- 
frage zu arleichtern, beeilte sich 
das US-Außenministerium noch am Tage 
des Sturzes von Haile Selassie zu er- 
klären, die USA würde keine neuen 
Hilfsabkommen mit Athiopien abschlie- 
ßen, bevor sie zur Überzeugung gelangt 
sei, daß "das neue Regime bereit ist, 
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seine internationalen Verpflichtungen 
zu erfüllen" (FR vom 14.9.). 


Mit der Thronenthebung Haile Selassies 
ist auf Veranlassung der Militärs zu- 
gleich auch die seit dem 23. Juli im 
Amt befindliche Regierung Imzsu zurück- 
getreten. Sie macht bis zum Inkraft- 
treten der angekündigten neuen Verfas- 
sung einer, wie es heißt, "pruvisori- 
schen Militäradministration" unter 
Führung von General Aman M. Adom Platz 
(NZZ vom 14.9.). Imru, der offensicht- 
lich auch weiterhin das Vertrauen der 
Militärs genießt, nimmt in dem Über- 
gangskabinett die Stelle des Informa- 
tionsministers ein. Er mußte wahr- 
scheinlich aus optischen Gründen in 
die 2. Reihe zurücktreten, da sein Va- 
ter, Fürst Ras Imru, ein enger Ver- 
trauter Haile Selassies war. Imru war 
von der Makonnen-Regierung mit der j 
Ausarbeitung eines Entwurfs für die 
Landreform betraut worden. Die bürger- 
lich-konservative NZZ etikettiert ihn 
ideologisch mit "progressiv-liberal" 
(NZZ vom 26.7.).. 

Mit der Nominierung von General Aman 
Andom zum Chef der von den Militärs 
neugebildeten Regierung soll sich, 
wiederum nach Angaben der NZZ (14.9.), 
in dem Koordinationskomitee der 
Streitkräfte der "gemäßigte" gegenüber 
dem (links)"radikalen" Flügel durchge- 
setzt haben. Aman Adom, der zugleich 
auch Generalstabschef und Vorsitzender 
des Koordinationskomitees ist, gilt 
jetzt, so die NZZ, als der "Starke 
Mann" Athiopiens. 


Daß die NZZ mit der zitierten: Ein- 
schätzung der Machtverhältnisse im 
Koordinationskomitee der Streitkräfte 
richtig liegt, mag das folgende be- 
weisen: So wies ein Sprecher des Komi- 
tees Anfang September entschieden Ge- 
rüchte zurück, das Komitee plane eine 
Verstaatlichung von privaten Indu- 
strie- und Hardelsunternehmen. Solche 
Gerüchte würden nur von Feinden der 
Armee verbreitet (FR vom 6.9.). 


Die Feinde der Armee sieht das Komi- 
tee offensichtlich nicht nur in der 
feudalen Herrschaftselite Athiopiens, 
sondern auch in den überwiegend links- 
gerichteten Studenten- und Geuwerk- 
schaftsverbänden des Landes. An diese 
Gruppen war Mitte September (in Reak- 
tion auf Demonstrationen vom Vortage, 
in deren Verlauf die Wiedereinsetzung 
einer Zivilregierung gefordert worden 
war) eine scharf gehaltene Erklärung 
der Militärs gerichtet, in der die Ge- 
werkschaften und Studentenorganisatio- 
nen beschuldigt wurden, sie behinder- 
ten aus "egaistischem Interesse den 
Übergang zu Fortschritt und Wohl- 
stand" (NZZ vom 20.9.). Am Tage nach 
dieser Erklärung ließ man dann auch 
Taten folgen. Eine "friedliche Demon- 
stration" (NZZ vom 21.9.) von 150 Stu- 
denten wurde von Polizei-Einheiten 

mit "Knüppelschlägen" und "Fußtritten" 
(NZZ) auseinandergetrieben und die 
Wortführer der Demonstranten verhaftet. 


26 


UNO 


Weltbevölkerungskonferenz in 


Bukarest 


Als Höhepunkt des Weltbevölkerungsjah- 
res deklariert, erlebte Bukarest (Ru- 
mänien) zwischen dem 19. und 30. Au- 
gust eine von annähernd 6000 Delegier- 
ten aus 135 Ländern beschickte sog. 
UN-Weltkonferenz, die der "Beratung" 
eines Problems galt, das neuerdings 
wieder von den Massenmedien der BRD 
zum Weltproblem Nr. 1 hochstilisiert 
wird, die sog. Bevölkerungsexplosion 
in den Ländern Asiens, Afrikas ünd 
Lateinamerikas. 


Erwartungsgemäß brachte die Konferenz 
nichts Neues. Bemerkenswert war allein 
die Tatsache, daß ansatzweise so etwas 
wie eine Solidarität der Entwicklungs- 
länder gegenüber den entwickelten In- 
dustrienationen zu beobachten.war, 
wobei die Sowjetunion nicht weniger 
häufig in die Sshußlinie der Kritik 
seitens der Entwicklungsländer geriet 
wie die USA. Wie schon häufiger in 

der letzten Zeit kam neben Algerien 
insbesondere der Volksrepublik China 
eine Sprecherrolle im Lager der Drit- 
te Welt-Länder zu. 


Als Aufgabe hatte sich die Konferenz 
gestellt, über ein Papier zu beraten, 
das zum Thema Weltbevölkerungsentwick-- 
lung von einem Ausschuß der UND vorbe- 
reitet worden war. Dieses Papier, auf 
dessen Erstellung offenbar die USA 

und die westeuropäischen Staaten ei- 
nen maßgeblichen Einfluß auszuüben 
vermochten, gipfelt nach einer in vie- 
len Punkten fragwürdigen Analyse in 
der an die E.L. gerichteten Aufforde- 
rung, ihr Bevölkerungswachstum durch 
Einsatz aller staatlichen Mittel von 
den derzeitigen 3 auf 2 Prozent zu 
senken. 


Während dieses Papier unter den Dele- 
gierten aus den entwickelten Industrie- 
nationen allgemeine Zustimmung fand, 
stieß es bei den Sprechern zahlreicher 
Entwicklungsländer auf entschiedenen 
Widerspruch. Dazu der Leiter der alge- 
rischen Delegation, A. Remili, in ei- 
nem Interview mit der Nachrichtenagen- 
tur epd (1): "Die sog. Bevölkerungsex- 
plosion ist ein abgeleitetes, ein 
zweitrangiges Phänomen. Nicht der Be- 
völkerungsüberschuß, sondern die mei- 
stens vom Kolonialismus verschuldete 
Unterentwicklung ist der Grund dafür, 
daß Wirtschaft und Gesellschaft den 
elementaren Bedürfnissen der Bevölke- 
rung vielerorts nicht nachkommen. Die- 
ser Mißstand ließ sich über so viele 
Jahre Entwicklungshilfe nicht beseiti- 
gen, weil er aus dem Wirtschaftsver- 
halten der hochentwickelten Länder 


folgt... Familienplanung gelingt nur 
dort, wo die wirtschaftlichen, gesell- 
schaftlichen und sanitären Vorausset- 
zungen die Mehrheit der Bevölkerung 
bereits zufriedenstellen." In etwa 
auf dieser Linie argumentierend, ver- 
mochte eine ‚starke, vornehmlich von 
Ländern der Dritten Welt gebildete 
Fraktion, zahlreiche Anderungsanträge 
zu dem genannten Vorbereitungspapier 
durchzusetzen. So fehlt in dem von 
der Konferenz endgültig verabschieds- 
ten Papier u.a. auch die erwähnte 
Quantifizierung der Bevölkerungswachs-- 
tumsrate. Zugleich wird in dem Ab- 
schlußpapier die Geburtenkontrolle 
als isoliertes Mittel der Entwick- 
lungspolitik explizit zurückgewiesen. 
Solches sei, so heißt es wörtlich, 
"so wirkungslos wie ungerecht, weil 
die Ursachen des Bevölkerungsproblems 
nicht im Individuum, sondern in den 
ungerechten internationalen Öökonomi- 
schen Strukturen der Abhängigkeit und 
5 Neokolonialismus begründet sei" 

f. 2 . - 


Die 18-köpfige deutsche Verhandlungs- 
delegation unter Führung Innenmini- 
sters Maihofer schien mit diesen £Er- 
gebnis der Konferenz wenig zufrieden. 
Alwin Brück, Staatssekretär im BNZ, 
tröstete sich allerdings damit, daß 
er von "vornherein die Konferenz 
nicht überschätzt" habe. "Deshalb", 
so Brück in einem Interview mit epi, 
"ist meine Enttäuschung über Verlauf 
und Ergebnis nicht allzu groß". 


Man sollte, so muß hier betont werden, 
das Bevölkerungszuwachsproblem in 
Dritte Welt-Ländern keinesfalls ver- 


‚hiedlichen. Klarzustellen gilt es 


aber, daß eine staatlich isoliert in 
Angriff genommene Geburtenkontroll- 
Politik für die Masse der Entwick- 
lungsländer ein gänzlich inadäquater 
Lösungsvorschlag ist (vgl. Indien, wo 
solches seit 20 Jahren versucht wird), 
der zudem deutlich ideologischen Cha- 
rakter zeigt. Machen wir dies nachfol- 
gend einmal kurz deutlich: 


Auf welchen Grundüberlegungen fußen 
Vorschläge der genannten Art? 


Argumentiert wird in diesem Zusammen- 
hang meistenteils so: Das gegenwärtige 
Bevölkerungswachstum der Entwicklungs- 
länder (häufig bei mehr als 3 Prozent) 
übersteigt die Leistungsfähigkeit. der 
Wirtschaft diessr Länder. Ihrem der- 
zeitigen Entwicklungsstand nach ist 
letzte nicht mehr in der Lage, die Be- 
dürfnisse der sich ständig vergrö9ern- 


den Bevölkerung ausreichend zu befrie- 
digen - mehr noch, die Bevölkerungs- 
entwicklung wird vielerorts direkt zu 
einem Hemmnis der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Sie erschwert oder ver- 
hindert die Kapitalbildung: Ohne Kapi- 
talbildung keine Investitionen; ohne 
Investitionen kein wirtschaftliches 
Wachstum. Wo es dessen ungeachtet 

noch wirtschaftliches Wachstum gibt, 
wird dieses Mehr an Produktivität im- 
mer wieder durch den Bevölkerunaszu- 
wachs "aufgezehrt". Aus diesem "cir- 
culus vitiosus", so wird dann folge- 
richtig weiter argumentiert, kann es 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
nur einen Ausweg geben: eine drasti- 
sche Reduzierung des Bevölkerungszu- 
wachses. Das Problem der Unterentwick- 
lung wird dieser Argumentation nach 
direkt zu einem Problem der Bevölke- 
rungsentwicklung (Bevölkerungszuwachs- 
Stopp die Vorbedingung für wirtschaft- 
liches Wachstum). Unterentwicklung 

ist also ein primär bevälkerungspoli- 
tisch, nicht wirtschafts- oder gesell- 
schaftspolitisch zu lösendes Problem. 


. 


Die Erde bietet insgesamt etwa 
3650 Millionen Hektar bebaubares 
Land. Bei einer optimalen Nah- 
rungsmittelversorgung. der Menschen 
(4000 bis 500C Kalorien pro Person 
und Tag) würde diese Fläche aus- 
reichen, um 38 bis_48 Milliarden 
Menschen Ernährung bieten zu kön- 
nen. Diese Zahl liegt zehn- bis 
dreizehnmal höher als die Zahl 

der gegenwärtig lebenden Menschen. 


Zu diesen Ergebnisser kommt die 
UNO-Studie "Bevölkerung, Resourcen 


und Umwelt", ® 
(nach: FR, 24.8.74) 


Bei näherem Hinschauen wird schnell 
deutlich, daß hier von den herrschen-- 
den Lehrmeinungen her die Kausalitä- 
ten wieder einmal total auf den Kopf 
gestellt worden sind: Eine richtige. 
Nutzung der in den Entwicklungslän- 
dern gegebenen natürlichen Ressourcen, 
so ist zunächst einmal kritisch zu 
konstatieren, würde jedes Land in der 
Dritten Welt (die bevölkerungsstärk- 
sten Länder keineswegs ausgenommen) 

in die Lage versetzen, seine derzeiti- 
ge Bevölkerung (und auch bei anhalten- 
der Bevölkerungszuwachsrate seine Be- 
völkerung des Jahres 1985) adäquat zu 
ernähren. Daran wird auch von konser- 
vativer Seite nicht gezweifelt. Über- 
bevölkerung ist immer eine relative 
Überbevölkerung - relativ zum Entwick- 
lungsstand der Produktivkräfte eines 
Landes! Das aber erzwingt die Frage, 
warum existiert in den Entwicklungs- 
ländern dieses Mißverhältnis zwischen 
vorgegebenen Möglichkeiten (natürliche 
Ressourcen) und tatsächlichen Gegeben- 
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heiten (eine an der Bevölkerungsdichte 
gemessene Unterentwicklung der Produk- 
tivkräfte)? Eine befriedigende Antwort 
auf diese Frage muß zwei Dinge zur 
Sprache bringen. Sie muß zum einen auf 
das Ausbeutungsverhältnis eingehen, 
das seit Beginn der Kolonialepoche 
zwischen den Entwicklungsländern und 
den kapitalistischen Industrienatio- 
nen existiert, und sie muß zum ande- 
ren einen in der überwiegenden Mehr- 
zahl von Entwicklungsländern intern 
gegebenen polit-ökononischen Sachver- 
halt behandeln. 


Wir verweisen im folgenden auf Mario 
Nikolinakos, der in seinem Aufsatz 
"Zur Entwicklung von Bevölkerung und 
Wirtschaft in der Dritten Welt" (3) 
die für uns hier relevanten Sachver- 
halte in knapper Form darstellt. Zur . 
Frage des internationalen Ausbeutungs- 
zusammenhangs zwischen den kapitali- 
stischen -Industrienationen und den 
Entwicklungsländern schreibt Niknli- 
nakos: 


"Das lNirtschaftssystem in den Entwick- 
lungsländern hat sich im Laufe der Ko- 
lonialzeit bis zum heutigen Tag in 

das kapitalistische Weltwirtschaftssy- 
stem in der Form integriert, daß sich 
die Entwicklungsländer zu Produzenten 
von Agrarprodukten und Lieferanten 

von Rohstoffen entwickelt haben, wäh- 
rend sich die Industrieländer die Pro- 


“ duktion von industriellen Kapital- 


und Konsumgütern hohsr Qualität vorbe- 
hielten. Der sogenannte moderne Sek- 
tor in den Entwicklungsländern, so- 
weit existent, produziert entweder 
Konsungüter für den einheimischen 
Markt oder beschränkt sich auf Roh- 
stoffindustrien, die für die Indu- 
strieländer produzieren. Solche Indu- 
strien befinden sich weitgehend in 

den Händen Jes ausländischen Kapitals, 
das seinen Interessen nachkommt. Paul 
Baran zeigte schon 1957 detailliert 
die engen Beziehungen des modernen 
Sektors mit der Wirtschaft der Metro- 
polen und stellte die Ineffektivität 


"solcher Enklaven-Industrien auf die 


Entwicklung der Wirtschaft der Ent- 
wicklungsländer fest... 


Die Entwicklungsländer verfügen über 
ausreichende Rohstoffquellen, die po- 
tentiell als Grundlage ihrer Entwick- 
lung dienen können. So tragen drei be- 
nachbarte Länder, Surinam, Jamaika 

und Britisch-Guayana, zu der Weltpro- 
duktion von Bauxit 43 % bei, Chile, 
Sambia und Kongo-Kinshasa zu der Welt- 
kupferproduktion 34 %, Sambia und Kon- 
go-Kinshasa zu der Weltproduktion von 


-Kobalt 61-62 %. Allein Malaysia lie- 


fert 41 % der Weltzinnproduktion und 
zusammen mit Thailand, Indonesien und 
Bolivien 79 %. Nach einem UNÜ-Bericht 
verfügt Afrika über die notwendigen 
Ressourcen von Bauxit. und Strompoten- 
tial und könnte führend in der Welt- 
aluminiumprod.ktion sein. Als Alumi- 
niumkonsument steht jedoch Afrika’ auf 
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der untersten Stufe. Es verfügt über 
33 % der Bauxit-Ressourcen, fördert 
aber nur 6 % der Weltproduktion. Es 
verfügt auch über 32 % des erstklassi- 
gen hydroelektrischen Weltpotentials, 
jedoch nur über 2 % der schon entuwik- 
kelten hydroelektrischen Kapazität... 


Es würde zu weit führen, wenn man hier 
im einzelnen die Bedeutung des Kapi- 
talexports der Industrieländer und 
dessen Rückwirkungen auf die wirt- 
schaftliche Entwicklung der Entwick- 
lungsländer untersuchen wollte. Es 

sei nur beispielsweise auf die negati- 
ven Wirkungen der Ausfuhr von Gewin- 
nen aus ausländischen Investitionen 
au? die Kapitalbildung in Entwicklungs- 
ländern wie auch auf das Phänomen "Ka- 
pitalflucht" hingewiesen. So wurden 

80 % der Gewinne der ausländischan Ge- 
sellschaften in Sambia vor 1968 dan 
Aktionären in den Metropolen ausge- 
zahlt. Zwei Drittel des Wertes der 
Rohölexporte Nigerias bleiben im Aus- 
land. Es wird über Uganda berichtet, 
daß zwischen 7955 und 1963 die jährli- 
che Rate der Kapitalsildung von 21,3 % 
auf 13,6 % zusammenschrumpfte, was auf 
die Kapitalflucht zurückgeführt wird. 


Die obigen Daten zeigen, wie die Ent- 
wicklungsländer trotz "politischer" 
Unabhängigkeit von den Industrielän- 
dern in praktischer, das heißt ökono- 
mischer Abhängigkeit gehalten werden, 
so daß ihr Entwicklungsprozeß von die- 
sem Abhängigkeitsverhältnis bestimmt 
wird. Der Endeffekt ist eine Entwick- 
lung der Unterentwicklung." 


Unterentwicklung ist nun aber nicht 
nur ein internationales Problem. Trotz 
des ständigen Ressourcenabflußes nach 
außen, könnte es theoretisch mehr Ent- 
wicklung in den Ländern der Dritten 
Welt geben. Nikolinakos geht hier 

noch einmal immanent auf die These 

von. der durch die Bevölkerungsentwick- 
lung bedingten Kapitalarmut der Ent- 
wicklungsländer ein: 


"Häufig wird argumentiert, daß wegen 
des raschen Bevölkerungswachstums das 
Volkseinkommen weitgehend konsumiert 
wird und sehr wenig für die Kapital- 
bildung übrigbleibt. Hier erkennt man, 
wie vielfach an dis Probleme herange- 
gangen wird, ohne daß wirklichkeitsbe- 
zogene analytische Ansätze zugrunde 
gelegt werden. Nun wird allgemein 
nicht mehr bestritten, daß erstens 

die Kapitalbildung..., für die Ent- 
wicklung viel weniger wichtig ist als 
eine Vielzahl anderer Faktoren, die 
die Rate und Effizienz der Kapitalver- 
wendung beeinflussen können; daß zwei- 
tens Kapital in den Entwicklungslän- 
dern tatsächlich und potentiell vor- 
handen ist, das aber nicht produktiv 
investiert wird. Baran hat auf diesen 
Tatbestand schon vor vielen Jahren 
hingewiesen. Ich habe oben die Kapitar 
flucht aus den Entwicklungsländern und 
den Abfluß von Gewinnen seitens der 


ausländischen Gesellschaften angedeu- 
tet. (Die angebliche Kapitalarmut in 
den Ent.wicklungsländern ist eine Folge 
der ungleichen Vermögens- und Einkon- 
mensverteiling, dir Kapital in den 
Händen einer dünnen Schicht konzen- 
triert, welche nicht bereit ist, im 
Inland zu investieren. Dies ist von 
einer Vielzahl von UND-Expertenkommis- 
sionen neuerdings festgestellt worden. 
Raoul Prebisch hat sogar den Mythos 
der Konsumfreudigkeit der unteren 
Schichten, die übrigens durch ihren 
betont niedrigen Lebensstandard be- 


dingt ist, mit seiner Entdeckung zer- 


stört, daß die Dberschicht in Latein- 
amerika (5 % der Bevölkerung) einen 
fünfzehnfach höheren Konsum als die 
unteren Schichten (50 % der Bevölke- 
rung) hat. Würde man die Einkommensun- 
terschiede drastisch reduzieren, künn- 
te man mindestens 20 bis 25 Prozent 
des Sozialprodukts für Brutto-Anlage- 
investitionen verwenden. Die Bezie- 
hung der Bevölkerung auf die Kapital- 
bildung ist also falsch. Falsch, weil 
nicht die Bevölkerung, sondern die 
politökonomischen Verhältnisse die Ka- 
pitalbildung beeinflussen." 


Um die "Entschärfung der Bevölkerung- 
bombe" zu diskutieren, braucht man 
keine Weltbeväölkerungskonferenz und 
auch kein Weltbevälkerungsjahr, zu 
dem die Vereinten Nationen das Jahr 
1974 proklamiert haben. Der Baby-Boom 
ist seit Jahrzehnten bekannt, die 
Prognosen bis zur Jahrtausendwende 
sind lange errechnet. Der Bonner De- 
legationsleiter in Bukarest, Bundes- 
innenminister Maihofer, den seine 
Eigenschaft als Dienstvorgesetzter 
des statistischen Bundesamtes und 

des Bundesinstituts für Bevölkerungs- 
forschung in diese Rolle brachte, 
wird bald merken, daß er auf dieser 
Konferenz eigentlich ein bißchen 
überflüssig ist. 


(FR, 13.8.1974) 


Soweit dis Antwort Nikolinakos auf 

die oben gestellten Fragen nach den 
Ursachen der in den Entwicklungslän- 
dern existierenden Mißverhältnisse 
zwischen Möglichkeiten und gegenwärti- 
ger Realität der ökonomischen Entwick- 
lung. Das sog. Überbevölkerungs-Pro- 
blem der Entwickliungsländer erweist 
sich dieser, wie wir glauben, stich- 
haltigen Antwort nach eindeutig als 
ein polit-ökonomisches Problem, das 
nur allein auf diesem Wege zu lösen 
ist, das ist: über eine Revolutionie- 
rung der Sozialstrukturen in den Ent- 
wicklungsländern ''nAd eire Refrejiung 


dieser Länder aus dem imperialisti- 
schen Zugriff der entwickelten Indu- 
strienationen. Allein auf diese Weise 
können die Entwicklungsländer ihr 
"Überbevölkerungs-Problem" lösen, d.h. 
zu einer Entsprechung von Bevölke- 
rungsdichte und Entwicklungsstand der 
Produktivkräfte gelangen. 


Sicher, so ist einzuräumen, gibt es, 
was das Wachstum der Erdbevölkerung 
anbelangt, irgendwo ein mehr oder we- 
niger absolutes Limit. Sind jedoch 
erst einmal auf dem vorwsag genannten 
Wege in den Ländern Asiens, Afrikas 
und Lateinmaerikas die Bedingungen für 
eine zufriedenstellende Entwicklung‘ 
und Nutzung ihrer natürlichen Poten- 
tiale geschaffen (Entwicklung und Nut- 
zung im Interesse der dortigen Bevöl- 
kerungen) und ist in diesen Ländarn 
auf diese Art und Weise eine adäquate 
Versorgung aller Bevölkerungsteile 
sichergestellt, so wird hier eine 

sich im natürlichen Sinne. als notwen- 
dig erweisende Beschränkung des Bevöl- 
kerungswachstums sich vermutlich kaum 
‚noch als ein schwer oder gar nicht zu 
lösendes Problem zeigen. Eher im Ge- 
genteil: In Gesellschaften, in denen 
mit der Beseitigung des Elends der 
Massen der "Reichtum" an Kindern auf- 
gehört hat für den einzelnen die ein- 
zige Garantie dafür zu sein, im Falle 
von Arbeitslosigkeit, Krankheit und 


Alter zu überleben, dürfte die Mässe 
der Bevölkerung auch bereit sein, ihr 
Zeugungsverhalten im Sinne einer Ge- 
burtenbegrenzung zu ändern (dies zu- 
mindest dann, wenn die Aufzucht von 
Kindern weiterhin überschaubaren Kol- 
lektiven obliegt, wie der Familis, 
der Wohngemeinschaft oder der Kommune 
und darüber dem einzelnen spürbare, 
-Opfer abverlangt). 

Greifen wir noch einmal auf die oben 


vorgetragene Kritik an der These von 
der Unterentwicklung als ein primär 


demographisch oder bevölkerungspoli- 
tisch zu lösendes Problem zurück. Aus 
ihr wird noch etwas anderes deutlich: 
Daß nämlich in der in Frage stehenden 
These nicht nur falsch, sondern auch 
in unverkembarer Weise ideologisch 
argumentiert wird - ideologisch inso- 
fern, als mit der in ihr vorgenomme- 
nen Umkehrung der Kausalitäten (Unter- 
entwicklung erfolgt aus der Überbeväl- 
kerung3 anstelle von: Überbevölkerung 
als Folge der durch Ausbeutung und 
Klassenstruktur bedingten Unterent- 
wicklung) ein unbezweifelbares Herr- 
schaftsinteresse verborgen gehalten 
wird, das ist: das Herrschaftsinter- 
ssse der kapitalistischen Industriena- 
tionen gegenüber ihren Ausbeutungs- 
Pfründen in Lateinamerika, Asien und 
Afrika. Damit klärt sich zugleich 

auch die Frage, warum die Konferenz 

in Bukarest, auf der nach Maßgabe des 
insbesondere von der USA inspirierten 
Vorbereitungspapiers nicht über die 
Ursachen der "Überbevölkerung" in den 
Entwicklungsländern, sondern über 
Drientierungsdaten und sofortige 
staatlich initiierte Maßnahmen (Pille 
und Pessar) einer Reduzierung des Be- 
völkerungszuwachses in diesen Ländern 
diskutiert werden sollte, als eine 
Mammutshow ersten Grades angelegt war 
(und warum z.B. die BRD mit 18 Dele- 
gierten angereist war). Gelingt es 
nämlich, mit einem entsprechenden pu- 
blizistischen Getöse die Entwicklungs- 
länder dahin zu bringen, ihr sog. Be- 
völkerungsproblem rein technologisch, 
sozusagen mit Pille und Pessar, zu 
lösen, so wird sich auch der in vie- 
len dieser Länder durch Masserielend - 
und Hunger gestörte Ausbeutungsfrie- 
den wieder herstellen lassen. Daß auf- 
grund der Aktivität von Ländern wie 
Algerien und China die Mehrheit der 
6000 Delegierten in Bukarest hier 
nicht so recht mitzogen, womit verhin- 
dert werden konnte, daß die UND in 
dieser Frage als ein Beherrschungsin- 
strument der Entwicklungsländer miß- 
braucht wurde, muß als ein erfolgrei- 
ches Ergebnis der Bukarester Konfe- 
renz gewertet werden. 


Anmerkungen: 


1) epd Entwicklungspolitik, aktuelle 
Vorausinformation, 2/74, 5.1 


2) ebd. 5. 4 


3) in: Mackensen/Weber, "Dynamik der 
Bevölkerungsentwicklung - Strukturen 
und Bedingungen", München 1973 (der 
genannte Aufsatz empfiehlt sich sehr 
zu tieferer Einarbeitung in das hier 
angesprochene Problem; diesbezüglich 
zu empfehlen ist außerden: Ideologie- 
kritik 6, "Bevölkerungsexplosion - 
Ursache von Unterentwicklung?", in: 
"blätter des iz3w", Heft 25 
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Argentinien und der Peronismus 
nach dem Tode Perons 


Argentinien-Gruppe, 


Am 1. Juli starb der argentinische 
Staatspräsident Juan Dominga Peron, 
"einer der bemerkenswertesten Politi- 
ker Lateinamerikas" (Spiegel 28/74), 
die "Vaterfigur" der Argentinier 

(FR 5.7.74). 


Peron war am 23. September 1973 mit 
der überwältigenden Mehrheit der Stim- 
men (62 %, d.h. mehr als 7 Mill.) zum 
dritten Mal zum Präsidenten gewählt 
worden, was zumindest in Lateinameri- 
ka einmalig ist. Nach seinem Tode 
reihten sich Hunderttausende von Men- 
schen bei Kälte und strömendem Regen 
in Schlangen von vielen Kilometern 
Länge ein, um nach einer Wartedauer 
von 20 und ‚mehr Stunden einen letzten 
kurzen Blick auf den toten Caudillo 
(1) werfen zu können. In vielen Häu- 
sern im ganzen Land wurden unter Fo- 
tos von Peron Kerzen angezündet und 
kleine Altäre und Blumen aufgestellt. 
Das Wirtschaftsleben kam zum Erliegen. 
Eine Woche lang war Argentinien wie 
erstarrt. 


Peron drückte den Wunsch und die Sehn- 
sucht weiter Teile des argentinischen 
Volkes nach Beendigung von Unterdrük- 
kung, Ausbeutung und Rechtlosigkeit 
sowie nach Verbesserung und Sicherung 
ihrer Lebenslage aus. Eine Sehnsucht, 
die durch die z.T. katastrophals Le- 
benssituation des Volkes hervorge- 
bracht und durch Peron in dessen bei- 
den ersten Amtsperioden, im wesentli- 
chen aber in den Jahren 1943-49, in 
Ansätzen erfüllt wurde. Warum konnte 
aber der Tod Perons noch eine so star- 
ke Reaktion hervorrufen und viele Men- 
schen hinsichtlich der zukünftigen 
Entwicklung in Ratlosigkeit stürzen, 
obwohl es unter Peron in den knapp 9 
Monaten, die er jetzt regiert hatte, 
keine Verbesserung der Lebenssitua- 
tion des Volkes gab, der Druck auf 

das Volk vielmehr zunahm? !Wen vertrat 
Peron wirklich und wie sieht die näch- 
ste Zukunft Argentiniens :ohne Peron 
aus? Um diese Fragen beantworten zu 
können, ist es erforderlich, zunächst 
darauf einzugehen, unter welchen ge- 
sellschaftlichen Bedingungen Peron 
1946 Präsident wurde, was 1955 zu sei- 
nem Sturz führte und warum er 1973 
wiederum zum Präsidenten gewählt Wer- 
den konnte. 


Von_der spanischen Kolonialherrschaft 
zur Abhängigkeit vom britischen _Inpe- 


rialismus 


Im 19. Jahrhundert geriet Argentinien 
unter brit. "en Einfluß. 


Freiburg 


Als in Argentinien nach der Unabhän- 
gigkeitserklärung 1816 der bisher von 
den Spaniern unterdrückte freie Han- 
del’ zugelassen und Argentinien in das 
kapitalistische Welthandelssystem ein- 
bezogen wurde, konnten die einheimi- 
schen - in handwerklicher Arbeit her- 
gestellten - Erzeugnisse nicht mehr 
mit den in insbesondere englischen Ma- 
nufakturen und Fabriken hergestellten 
Waren konkurrieren (weder qualitätsmä- 
Big noch preislich). Englische Waren 
überschwemmten in der Folgezeit den 
argentinischen Markt, was zu einer 
Schwächung der entsprechenden argenti- 
nischen Produktionszweige führte. Ei- 
ne Belebung erfuhr dagegen die Produk- 
tion solcher Güter, deren Herstellung 
nicht so sehr auf Maschinen angewie- 
sen war, sondern die aufgrund der na- 
türlichen Fruchtbarkeit des Bodens 
rentabel erzeugt werden konnten und 
somit auf dem Weltmarkt konkurrenzfä- 
hig waren: Vieh, Wolle und Weizen. 

Aus der Einschränkung .der landwirt- 
schaftlichen Produktion auf solche Gü- 
ter, die im Außenhandel verkäuflich 
waren, und der gesteigerten Einfuhr 
fabrikmäßig produzierter Waren resul- 
tierte eine Tendenz zur landwirt- 
schaftlichen Monokultur und die Ver- 
hinderung des Aufbaus einer nationa- 
len Industrie. Argentinien wurde so 
mehr und mehr abhängig von der Nach- 
frage anderer Länder nach Landwirt- 
schaftserzeugnissen und dem Angebot 
von Industrieerzeugnissen durch ande- 
re Länder. Die herrschenden Klassen, 
die ein Interesse an der Festigung 
dieser Abhängigkeitsstrukturen hatten, 
waren die Handelsbourgeoisie (2) und 
die Großgrundbesitzerklasse a die 
in.Jer Folgezeit auf vielfältige Wei- 
se miteinander verschmolzen. 


Ende des 19. Jahrhunderts nahm die ka- 
pitalistische Produktion in einigen 
westeuropäischen Ländern, insbesonde- 
re England, Deutschland und Frankreich, 
sowie in den USA einen ungeheuren Auf- 
schwung. Daneben fand auch eine Kon- 
zentration des Bankwesens und schließ- 
lich eine Verschmelzung des Bank- mit 
dem Industriekapital zum Finanzkapi- 
tal statt, einem Kapital, das in der 
Macht der Banken und in der Verwen- 
dung der Industriellen steht. Die Zu- 
nahme der Warenpröduktion hatte zur 
Folge, daß zunächst der Warenaustausch 
innerhalb eines Landes wie auch inter- 
national anstieg. Die unvermeidlich 


“ ungleichmäßige und sprunghafte Ent- 


wicklung einzelner Unternehmen, ein- 
zelner Industriezweige und einzelner 


Länder führte sowohl zur Bildung von 
Monopolverbänden von Unternehmen in 
allen Ländern des entwickelten Kapita- 
lismus als auch zur Monopolstellung 
der wenigen überaus reichen Länder. 

So besaßen England, Frankreich, 
Deutschland und die USA 1910 nahezu 

80 % des Weltfinanzkapitals. 


Den in diesen Ländern angehäuften rie- 
sigen Kapitalien wurde es immer schwe- 
rer, sich weiter zu entwickeln, d.h. 
realisiert und verwertet zu werden. 
Die Zunahme der Zahl von Waren führte 
zu Absatzschwierigkeiten im Inlande, 
was eine Steigerung des Warenexports 
notwendig machte. Andererseits nahm 
die Zahl der Anlagemöglichkeiten für 
Kapital innerhalb dieser industriali- 
sierten Länder aufgrund der ungeheu- 
ren Akkumulation von Kapital ab; es 
entstand ein Kapitalüberschuß, der 
eine Ausfuhr von Kapital in andere 
rückständige Länder erforderlich mach- 
te. Dem Kapital in den industriali- 
sierten Ländern fehlte ein Spielraum 
für "rentable" Betätigung, den es in 
den rückständigen Ländern aufgrund 
der: höheren Profite noch vorfand. Die 
Suche nach Absatzmärkten für Waren, 
Anlagemöglichkeiten für Kapital und 
Beherrschung von Rohstoffquellen führ- 
te zu einer Aufteilung der Welt unter 
einige internationale monopolistische 
-Unternehmerverbände sowie zu einer 
territorialen Aufteilung dsr Erde un- 
ter die kapitalistischen Großmächte 
(verstärkte Jagd nach Kolonien in der 
2. Hälfte des 19. Jahrhunderts). Der 
Kapitalismus hatte sich somit zu sei- 
ner entwickeltsten Form, dem Imperia- 
lismus, fortgebildet. 


Der Notwendigkeit der Ausfuhr von Ka- 
pital folgend, investierten ausländi- 
sche und insbesondsre englische Unter- 
nehmer seit den 70er Jahren gerade 
auch in Argentinien. Zu der Eroberung 
des argentinischen Marktes durch vor- 
nehmlich britische Erzeugnisse kam 

nun noch die Durchdringung mit auslän- 
dischem Kapital, das zunächst im In- 
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frastruktur- (Eisenbahnnetz) und ex- 
portorientierten Landwirtschaftssek- 
tor und später im industriellen Sck- 
tor angelegt wurde, soweit dieser für 
den Export interessant war (Fleisch- 
verarbeitung, Energiesektor). 


In dem Ma3e, wie sich der Imperialis- 
mus mit Hilfe des Kapitalexports aus- 
dehnt, entwickelt sich aber auch der 
Kapitalismus in dem Land, in das Kapi- 
tal exportiert wird. So wurde die 
ohnehin schnelle kapitalistische Ent- 
wicklung Argentiniens enorm beschleu- 


- nigt, durch die zwei weitere gesell- 


schaftliche Klassen hervorgetrieben 
wurden: die nationale Bourgeoisie (4) 
und die Arbeiterklasse. Gleichzeitio 
nahm die Verfilzung der Interessen 
der einheimischen Oligarchie (5) mit 
den ausländischen Interessen zu. 


während des ersten imperialistischen 
Weltkrieges waren die europäischen In- 
dustrieländer in steigendem Maße auf 
die Einfuhr von Nahrungsmitteln ange- 
wiesen. Gleichzeitig erforderte die 
Umstellung der Industrie auf Produk- 
tion von Kriegsmaterial die Ein- 
schränkung der Produktion und Ausfuhr 
von anderen Industrieprodukten. In Ar- 
gentinien, das in dieser Situation 
gute Absatzmöglichkeiten für seine 
landwirtschaftlichen Produkte vorfand, 
wurde durch die erhöhten Devisenein- 
nahmen, die aus der verstärkten Aus- 
fuhr der Agrarprodukte resultierten, 
sowie durch die Senkung der Industrie- 
erzeugnisimporte der Aufbau einer ein- 
heimischen Industrie begünstigt. Nach 
Kriegsende war eine konkurrenzfähige 
argentinische Industrie jedoch noch 
nicht vorhanden, so daß es den ver- 
schuldeten Industrieländern gelang, 
die Abzahlung der von Argentinien ge- 
währten Kredite in Form von Industrie- 
erzeugnissen durchzusetzen. Das bedeu- 
tete aber nichts anderes als den 
Zwang; erneut in großem Umfang auslän- 
dische Industrieerzeugnisse einzufüh- 
ren, und damit die Ruinierung der auf- 
keimenden nationalen Industrie. 


Verstärkte Verstärkte Herausbildung e einer natio- 


nalen Bewegung nach der Neltwirt- 
schaftskrise 1929 


Nach’ ‘der Weltwirtschaftskrise 1929 


wurde Argentinien durch den Zusammen- 
bruch des Welthandels wiederum von 
der Einfuhr europäischer und amerika- 
nischer Industrieerzeugnisse abge- 


“ schnitten und der Aufbau einer einhei- 


mischen Industrie dementsprechend be- 
günstigt. Die industrielle Entwick- 
lung, die an den Bedürfnissen des In- 
landsmarktes orientiert war, ging vor- 
an, obwohl durch den Zusammenbruch 

des Welthandels auch der Export von 
argentinischen Landwirtschaftsproduk- 
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ten behindert und daher auch die Devi- 
seneinfuhr eingeschränkt wurde und ob- 
wohl die herrschende Agrar- und Han- 
delsbourgeoisie zusammen mit den aus- 
ländischen Monopolunternehmen die fi- 
nanzierung erschwerte (z.8. indem die 
von ihnen beherrschten Banken die Ver- 
gabe von Krediten ablehnten). Möglish 
war dies aufgrund der durch dis Welt- 
wirtschaftskrisa in der argentinischen 
Landwirtschaft hervorgerufenen Krise, 
die zur Folge hatte, daß die arbeits- 
los gewordenen Landarbeiter in die 
großen Industriezentren strömten und 
dort als jederzeit verfügbares Heer 
billiger Arbeitskräfte den Kapitali- 
sten die Anschaffung teurer Maschinen 
ersparten. 


Die für alle Teile des Volkes wie 

auch für die einheimischen Unterneh- 
mer spürbaren Folgen der Abhängigkeit 
vom ausländischen Kapital und die ver- 
stärkte Offensive des - allgemein im 
Weltmaßstab zunehmend stärker werden- 
den - US-Imperialismus auf dem latein- 
amerikanischen Kontinsnt führten zur 
Herausbildung einer starken nationali- 
stischen Bewegung, in der sich die na- 
tionale Bourgeoisia2, die Arbeiterklas- 
se und die Bauern in der Ablehnung des 
ausländischen Einflusses einig waren. 
Die durch die Krise in der Landwirt- 
schaft in die großen Industriezentren 
getriebenen Landarbeiter und armen 
Bauern vergrößerten nicht nur die 

Zahl der Industriearbeiter; diese aus 
dem Landesinneren kommenden, unquali- 
fizierten kreolischen (d.h. in Argen- 
tinien geborenen) Arbeitskräfte dräng- 
ten die privilegierte Arbeiterschicht 
europäischer Herkunft, die sich um 

die Jahrhundertwende im Verlaufe gro- 
Ber Einwanderungswellen herausgebil- 
det hatte, zurück und bewirkten eine 
totale Umstrukturierung der argentini- 
schen Arbeiterklasse. Das bei ihnen 
vorhandene ungebrochene nationale Be- 
wußtsein trieb die Entwicklung einer 
mächtigen, gegen ausländische Wirt- 
schafts- und Machtinteressen gerichte- 


ten politischen Bewsgung voran. Gleich- 


zeitig behindarte aber die politische 
Unerfahrenheit das Entstehen eines ei- 
genen Klassenhewußtseins. 


Machtübernahme durch Peron - vorüber- 


gehender Aufschwung des natinnalen 
Kapitalismus und Verbesserung der 
Lage der Arbeiterklasse 


Als Ausdruck dieser Bewegung versuch- 
te eine Gruppe von nationalistischen 
Offizieren, zu denen auch der damali- 
ge Generalleutnant Peron gehörte, si- 
ner Vormachtstellung des US-Imperia- 
lismus auf wirtschaftlicher, politi- 
scher und militärischer Ebene, wie 
sie bereits in einigen lateinamerika- 
nischen Ländern bestand, entgegenzu- 
treten. Die Gruppe putschte am 4. 

Juli 1943, um zu vermeiden, daß Argen- 
tinien den Achsenmächten (Deutschland, 


Italien, Japan) den Krieg erklärte, 
weil die Kriegserklärung an die Ach- 


. senmächte und das damit verbundens Zu- 


sammengehen nit den USA den Einfluß 
der USA in Argentinian schlagartig 
vergrößert hätte (Stationierung ameri- 
kanischer Truppen in US-Stützpunkten 
in Argentinien; Versorgung dieser 
Truppen zu Preisen, die unter den 
Weltmarktpreisen gelegen hätten; Au- 
Benhandel auf Schiffen nur unter dem 
Schutz von US-Kriegsschiffen). 


Im Kampf gegen die ausländischen 
Machtinteressen suchte die Dffiziers- 
gruppe um Peron die aktive Unterstüt- 
zung der Arbeiterklasse. Nach der er- 
folgreichen Durchführung des Putsches 
brachte Peron als Arbeitsminister in 
der Zeit zwischen 1943 und 1945 der 
Arbeiterklasse eine große Reihe von 
materiellen Varbesserungen ihrer Le- 
benslage. Systematisch baute er eine 
starke Gewerkschaftsorganisation auf; 
aus einer Gewerkschaftsbewegung von 
25.000 Mitgliedern wurden zwischen 
1943 und 1945 starke einheitliche Ge- 
werkschaften mit 3,5 Millionen Mit- 
gliedern. Die ideologische Führung in 
diesen Gewerkschaften sicherte er 
sich durch die Einsetzung von ihm 
treu ergebenen Anhängern in leitenden 
Posten der Gewerkschaftshierarchie. 


Im Oktober 1945 schlugen die Imperia- 
listen und die mit ihnen verbundene 
argentinische Dligarchie zurück. Pe- 
ron wurde abgesetzt und verhaftet. 
Die in einem sehr kurzen Zeitraum er- 
folgte ungehsure Verbesserung der ma- 
teriellen und organisatorischen Lage 
der Arbeiterklasss hatte aber bereits 
den Generalleutnant Peron zum Führer 
der argentinischen Arbeiterklasse ge- 
macht, hinter dem diese auch stand. 
Durch seine Handlung als Arbeitsmini- 
ster, durch soziale Demagogie und an- 
tiimperialistische Reden war es Peron 
gelungen, die Volksmassen zu begei- 
stern und an seine Politix zu binden. 
Von daher ist es zu verstehen, daß am 
17. Oktober 1945 große Arbeitermassen 
das Stadtzentrum von Buenos Aires be- 
setzten und die Freilassung Perons 
und dessen Wiedereinsetzung in seine 
Ämter. verlangten. In den darauf fest- 
gelegtan und im Februar 1946 durchge- 
führten freien Wahlen ging Peron mit 
der absoluten Mehrheit der Stimmen 
als Sieger hervor. 


Der nun Folgende starke Aufschwung 

des Kapitalismus war nur möglich auf 
dem Boden einer relativ günstigen 
Weltlage. Der bisher vorherrschende 
britische Imperialismus war im Zer- 
fall begriffen und konkurrierte mit 
dem immer stärker werdenden US-Impe- 
rialismus. Die Nachfrage nach argenti- 
nischen ÄAgrarprodukten in und nach 

dem Zweiten Weltkrieg war wegen der 
Belastung der kriegführenden imperia- 
listischen Länder groß; die Überschüs- 
se aus dem Agrarexpart konnten somit 
über das staatliche Außenhandelsmono- 
pol in den Aufbau der kleinen und 


mittleren Inadustrıe gelenkt werden. 
Die gefüllten Geldkammern der Natio- 
nalbank erlaubten es Peron, die Le- 
benssituation der Arbeiterklasse er- 
heblich zu verbessern.. Die Löhne wur- 
den zwischen 1943 und 1950 um 500 % 
erhöht, während die Lebenshaltungsko- 
sten im gleichen Zeitraum nur um 300% 
stiegen. Ein umfassendes Sozialsy- 
stem, Kündigungsschutz und der 13. Mo- 
natslohn wurden eingeführt, um nur 
einige der Maßnahmen zu nennen. 


Das Scheitern der Politik Perons 


Die für di2_Bolitik des begrenzten An- 
tiimperialisnus der Regierung Perons 
günstige Weltsituation änderte sich 
jedoch Ende der 40er Jahre. Als die 
Nachfrage nach Agrarprodukten nach- 
ließ, demzufolge die Preise für die 
argentinischen Agrarexporte fielen 

und die traditionelle Einnahmequelle 
versiegte, wurde die Möglichkeit zum 
weiteren Ausbau der nationalen Indu- 
strie und zu einer weiteren Verbesse- 
rung der Lebenssituation der Arbeiter- 
klasse eingeschränkt. Peron begann, 
die Krise auf die Arbeiterklasse abzu- 
wälzen und zunehmend mehr Konzessio- 
nen an den auf dem lateinamerikani- 
schen Kontinent immer stärker werden- 
den US-Imperialismus zu machen. Db- 
wohl Peron verschärften Druck auf die 
Arbeiterklasse ausübte, versagte die 
nationale Bourgeoisie Peron daraufhin 
die weitere Unterstützung, weil seine 
Politik für sie nicht mehr genügend 
Profite brachte, und entschied sich 
bei der Suche nach einem Bündnispart- 
ner für den Ausweg aus ihrer Situation 


für ein Zusammengehen mit dem US-Impe- 


rialisnmus und Jer einheimischen Dli- 
garchie. Diese Kräfte organisierten 
‚schließlich am 19. September 1955 ei- 
nen Militärputsch, in dem Peron ge- 
stürzt wurde. 


Die vielfältigen Schwierigkeiten der 
Regierung Pernn und der Sturz Perons 
zeigen, daß der Peronismus weder ge- 
eignet war, dem argentinischen Volk 
seine Unabhängigkeit von ausländi- 
schen Interessen zu bringen, noch da- 
zu in der Lage war, allen herrschenden 
Klassen oder wenigstens seiner dieser 
Klassen günstige Bedingungen für ihre 
Weiterentwicklung zu sichern. 


Perons Politik war zu keinem Zeitpunkt 
darauf ausgerichtet, Ausbeutung, Un- 
terdrückung und politische Entrechtung 
für did Arbeiterklasse und das Volk 
endgültig zu beseitigen. Er wollte 

den Kapitalismus nicht ein für alle 
Mal überwinden, sondern von dem Ku- 
ehen, den die argentinische Arbeiter- 
klasse schuf und den sich vor allem 
die ausländischen Monopole einverleib- 
ten, ein größeres Stück für die natio- 
nalen Unternehmer herausschneiden. 
"Wir sind in keiner Weise Feinde des 
Kapitals und man wird in Zukunft se- 
hen, daß wir seine wirklichen Vertei- 
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diger gewesen sind. Es ist notwendig, 
zwischen dem internationalen Kapita- 
lismus der Monopole und dem einheimi- 
schen Industriekapital zu unterschei- 
den. Wir haben das letzters vertei- 

digt und den ersteren pausen- und er- 
barnungslos bekämpft." ("Doctrina Pe- 
ronista", 1951). Um diese Politik ei- 


nes abhängigen Kapitalismus zu ermög- 


lichen, versuchte er, die Arbeiter- 
klasse, die notwendigerweise mit zu- 
nehmender Industrialisierung an Zahl 
und Kraft wachsen mußte, von vornher- 
ein an seine Politik der Klassenharmo- 
nie zu fesseln. Die Arbeiterklasse 
sollte von ihren eigenen. Interessen 
abgelenkt und gleichzeitig als politi- 
sche Basis für einen nationalen Kapi- 
talismus sowie als dessen Konsumenten 
gewonnen werden. "Meine Herren Kapita- 
listen, fürchten Sie meinen Syndika- 
lismus nicht. Die nicht-organisierten 
Arbeitermassen sind gefährlich, denn 
sie sind nicht integriert." - Folge- 
richtig schuf er den von ihm abhängi- 
gen Gewerkschaftsapparat. 


Zum anderen mußte Peron, wenn er ei- 
ne Politik zur Fortentwicklung des na- 
tionalen Kapitals machen wollte, eben 
gerade an der Krisenhaftigkeit des 
Kapitalismus im Weltmaßstab scheitern. 
Wenn er auch in begrenztem Umfang ei- 
ne Politik gegen die ausländischen 
Interessen verfolgte, konnte er doch 
letztlich nicht an der Stärke der aus- 
ländischen Monopole und den hinter 
ihnen stehenden Regierungen und Ge- 
waltapparaten vorbei. Wenn er die 
Macht dieser Monopole hätte brechen 
wollen, hätte er sich konsequent auf 
die Kraft der Arbeitermassen stützen 
müssen. Das hätte aber - und dies er- 
kannte Peron sehr wohl - den bürger- 
lich-reformistischen Rahmen seiner 
Politik gesprengt und das Ende des 
Kapitalismus allgemein in Artentinien 
bedeutet. 


1955-1973: Argentinien wird zur 
Kolonie des US-Imperialismus 


Die Politik der folgenden Zivilregie- 
rungen und der direkten Diktatur der 
Militärs zwischen 1966 und 1973 öffne- 
te dem ausländischen, insbesondere 

dem US-Kapital, Tür und Tor und mach- 
te Argentinien zu einer Kolonie der 
US-amerikanischen Monopole. Durch Maß- 
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nahmen wie die Aufhebung des staatli- 
chen Handelsmonopols wurden die Produ- 
zenten und Exporteure landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse begünstigt. Die 
Entwicklung der nationalen Industrie 
wurde durch drastische Kürzung der 
Kredite an die kleinen und mittleren 
Unternehmer gebremst und gleichzeitig 
das Eindringen ausländischen Kapitals 
nicht behindert, was zur Folge hatte, 
daß die industrielle Entwicklung zu- 
nahm, aber unter Kontrolle des auslän- 
dischen Kapitals. Die Vorenthaltung 
von Krediten und die technologische 
Überlegenheit der ausländischen Mono- 
pole beschleunigten den Prozeß der 
Ruinierung und Auslieferung der klei- 
nen und mittleren nationalen Unterneh- 
mer an die ausländischen Monopole. Am 
stärksten war der Konzentrations- und 
Zentralisationsprozeß und das Eindrin- 
gen ausländischen Kapitals in den Jah- 
ren nach der offenen Machtübernahme 
durch die Militärs 1966. Gleichzeitig 
nahm die Durchsetzung aller Bereiche 
des öffentlichen Lebens bis hinein in 
die Institutionen der Massenmedien 

und des Bildungswesens mit Vertreiern 
der ausländischen Monopolinteressen 
ZU. 


Um diese Politik abzusichern, war es 
notwendig, permanenten Druck auf die 
Lebensbedingungen der Arbeiterklasse 
und des Volkes auszuüben. Als Reak- 
tion darauf und auf die hiermit ver- 
bundene Repression entstand eins brei- 
te und starke Bewegung im Volk, die 
die Rückkehr Perons zum Ziel hatte. 


Der Kampf für die Rückkehr Perons und 
die erneute Machtübernahme durch den 
Peronismus 


Der schnelle Wechsel der offenen und 
versteckten Militärregierung zwischen 
1955 und 1973 ist Ausdruck des Wider- 
stands, den das Volk der Politik im 
Interesse des ausländischen Kapitals, 
der einheimischen Üligarchie und 
Großbourgeoisie entgegensetzte, sowie 
der Unfähigkeit dieser Regierungen, 
Regierungs- und Wirtschaftsprogramme 
mit wechselnden Namen (6) als im In- 
teresse des argentinischen Volkes lie- 
gend zu verkaufen. Alle Versuche, den. 
Peronismus zu verbieten, zu vernich- 
ten oder einen Peronismus ohne Peron 
zu schaffen, schlugen fehl. Die Kämp- 
fe in allen Teilen des Volkes wurden 
zunehmend stärker und mündeten 
schließlich in militante Aufstände, 
bei denen z.T. ganze Stadtteile be- 
setzt wurden (wie beim sog. "Cordoba- 
zo" 1969 in der zweitgrößten Industrie- 
stadt Cordoba). Der Widerstand nahm 
immer organisiertere Formen an. Es 
entstanden Gegengewerkschaften, auf 
die die peronistischs Gewerkschafts- 
bürokratie keinen Einfluß hatte; es 
bildeten sich eine Reihe von Guerilla- 
gruppen innerhalb und außerhalb des 
Peronismus sowie die marxistisch-leni- 
nistischen Organisationen "Vangquardia 


Comunista" ("Vc") und "Partido Comuni- 
sta Revolucionaria" ("PCR"). 


Die politisch weitsichtigeren Mili- 
tärs erkannten die Gefährlichkeit 
dieser Bewegungen für das System als 
ganzes und sahen sich gezwungen, Zuge- 
ständnisse zu machen. Die Rückkehr der 
peronistischen Bewegung an die Macht 
schien für sie die einzige Möglichkeit 
zu sein, die Kämpfe der Arbeiterklasse 
und des Volkes einzudämmen und die Pro- 
fite der herrschenden Kräfte zu ret- 
ten. Sie schrieben daher freie Wahlen 
aus und gestatteten der peronistüischen 
Bewegung die Teilnahme an diesen Wah- 
len. Da die herrschenden Militärs un- 
ter General. Lanusse die Teilnahme von 
Peron selbst nicht zuließen, ernannte 
Peron seinen Stellvertreter Hector 
Campora zum Präsidentschaftskandida- 
ten der unter peronistischer Führung 
gebildeten "Justizialistischen Front 
der Nationalen Befreiung" (FREJULI). 
Unter der Parole "Campora an die Re- 
gierung - Peron an die Macht" wurde 
Campsra in Jen Wahlen vom 11. März 
1973 zum Präsidenten Jewählt. 


Der Mythos Peron und seine Ursachen 


Daß die Peronisten und Peron - wenn 
auch dieser zunächst noch richt for- 
mell - wieder an die Nacht kommen 
konnten, hat zum einen seinen Grund 
darin, daß die Militärs nicht einen 
‚Augenblick lang in der Lage gewesen 
waren, dem Volk wenigstens minimale 
Verbesserungen seiner Lebenslage zu 
bringen, sondern statt dessen nur re- 


pressiven Druck in allen Bereichen 
der Gesellschaft ausgeübt hatten, um 
den herrschenden Klassen, die sie ver- 
traten, die Profite zu sichern; zum 
anderen hat es seinen Grund darin, 
daß um die Person Perons ein Mythos 
gewaltigen Ausmaßes entstandsan war, 
der Peron den herrschenden Kräften 
als einzige Möglichkeit erscheinen 
ließ, die zunehmend stärker werdenden 
Bewegungen im Volk unter Kontrolle. zu 
bringen und zu demobilisieren. 


Dieser Mythos konnte entstehen, weil 
Peron es war, der der argentinischen 
Arbeiterklasse eine große Verbesse- 
rung ihrer materiellen Lebenslage ge- 
bracht hatte, und zwar in einem Um- 
fang, der sogar über das hinausging, 
was die kommunistischen und soziali- 
stischen Parteien über Jahrzehnte hin 
als Forderung aufgestellt hatten. Der 
bereits unter Peron selbst Anfang der 
50er Jahre begonnene Druck auf das 
Volk und die wieder zunehmende politi- 
sche Entrechtung wurden angesichts. 
der brutalen Unterdrückung und des 
Verbots der peronistischen Bewegung 
unter der Regierung nach Peron nicht 
mehr erkannt. Der Sturz Perons 1955 
wurde vielmehr von vielen als Aus- 
druck der Gefährlizshkeit Perons für 
die Interessen der Imperialisten ge- 
deutet und trug so zur Verklärung der 
Person Perons bei. 


Zum anderen hatte Peron die Ürganisie- 
rung der Arbeiterklasse durch die 
Schaffung einer starken Gewerkschaft 
(CGT) vorangetrieben. Dadurch, daß er 
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sich in seinen_Aktionen auf die Arbei- 
terklasse stützte, gab er dieser ein 
ganz neues, bis dahin nicht erlebtes 
Selbstwertgefühl. 


Nicht wegzudenken ist in diesem Zusam- 
menhang seine damalige Frau Eva Duarte 
("Evita"), die durch ihre gewaltige 
Ausstrahlungskraft die Massen begei- 
sterte und von ihnen vergöttert wurde; 
eine Frau, die aus dem Volke kam, sei- 
ne Sprache sprach und seine Sympathie 
durch schnelle und unmittelbare Hilfs- 
aktionen für die Armen gewann. Ühne 
Evita hätte schwerlich der Mythos Pe- 
ron in der Form entstehen können, wie 
er sich beim Wahlsieg im März 1973 
ausdrückte. 


Ein weiterer wesentlicher Faktor für 
die Bindung der Arbeiterklasse an die 
bürgerliche Führung im antiimperiali- 
stischen Kampf und die Verstärkung des 
Mythos Peron-war das Fehlen einer Par- 
tei, die eine selbständige Politik der 
Arbeiterklasse vertrat. Die kommuni- 
stische Partei bezeichnete den Pero- 
nismus als faschistisch, übersah die 
antiimperialistischen Tendenzen des 
Peronismus und unterließ es gerade, 
die Begrenztheit eines unter bürgerli- 
cher Führung stehenden Antiimperialis- 
mus aufzuzeigen. Die bloße Bezeich- 
nung Perons als Faschisten bei gleich- 
zeitiger Ignorierung der Verbesserung 
der Lage des argentinischen Volkes er- 
leichterte es Peron, den Antikonmunis- 
nus voranzutreiben. 


Die Regierung Campora - Die Klassen- 
fronten werden deutlicher 


Die Bedingungen für die Herrschaft Pe- 
rons waren 1973 nicht mehr dieselben 
wie 1343. 1973 gab es keine gefüllten 
Geldkammern mehr, aus’ denen er der Ar- 
beiterklasse und dem Volk materielle 
Verbesserungen hätte bescheren können. 
Die Arbeiterklasse war nicht mehr die- 
selbe wie früher. In dem Maße, wie Pe- 
ron sich in seinen ersten beiden Anmts- 
perioden zur Unterstützung seiner Po- 
litik auf die Arbeiterklasse gestützt 
hatte, hatte er gleichzeitig den Grund- 
stein für eine selbständig handelnde 
Arbeiterklasse gelegt, eine Arbeiter- 
klasse, die, sich zunehmend freimacht 
von reformistischen Illusionen und ei- 
ner bürgerlichen Führung im antiimpe- 
rialistischen Kampf. In den Jahren . 
zwischen 1955 und 1973 hatten die Ar- 
beiterklasss und das Volk gelernt zu 
kämpfen, hatten zunehmand ihre eige- 
nen Interessen 2arkannt und gelernt, 
sie selbständig durchzusetzen. 


Der Pseronismus ist keine klare, von 
den Interessen einer Klasse getrage- 
ne Bewegung, sondern eine populisti- 
sche Bewegung, in der nahezu alle po- 
litischen Auffassungen und Klassenin- 
teressen vertreten werden. Das politi- 
sche Spektrum geht von faschistischen 
Strömungen bis hin zu linken Peroni- 


sten, die ihre Politik auf der Grund- 
lage einer Analyse der gesellschaftli- 
chen Situation machen, die marxisti- 
sche Ansätze aufweist. War dieses 
Spektrum während des peronistischen 
Widerstands zwischen 1955 und 1972, 
‚als Lanusse die Ausschreibung von Wah- 
len genehmigte, noch durch die. Forde- 
rung nach der Rückkehr Perons und den 
Kampf dafür zusammengehalten, so bra- 
chen die Widersprüche genau zu dem 
Zeitpunkt auf, wo feststand, daß Pe- 
ron nach Argentinien zurückkshren wür- 
de. Es zeigte sich, daß die Klassen- 
fronten quer durch die peronistische 
Bewegung laufen. Peron hatte von sei- 


nem Exil in Madrid aus rechte und lin- 


ke Peronisten gegeneinander ausge- 
spielt, indem sr die linken Peroni- 
sten fortwährend ermunterte und sich 
als ihr Vertreter darstellte, sich 
aber andererseits nicht von den rech- 
ten Gewarkschaftsführern trennte. 


Als Campora als Vertreter der peroni- 
stischen Mitte nach seiner Amtsüber- 
nahme am 25. Mai 1973 sofort alle po- 
litischen Gefangenen freiließ, Archi- 
ve der Geheimpolizei vernichten ließ, 
diplomatische Beziehungen zu Kuba, 
Nordkorea und Nordvietnam aufnahm und. 
zahlreiche Ämter in den peronisti- 
schen Parteigremien ‘und in der Verwal- 
tung mit Linksperonisten besetzte, 
bliesen di» rechten Peronisten, denen 
dies zuviel war, zum Angriff. Am 20. 
Juni 1973, als Peron nach Argentinien 
zurückkehrte und sich eine riesige 
Menschenmenge (Schätzur.gen bewegen 
sich zwischen 500.000 und 4 Mill.) 

auf dem Flughafen Ezeiza versammelte, 
veranstaltete die peronistische Rech- 
te unter maßgeblicher Führung der Ge- 
werkschaftsbürokratie ein Massaker un-. 
ter der linken "peronistischen Jugend", 
dem zwischen 200-300 Menschen zum Op- 
fer fielen. Am 13. Juli 1973 wurde 
Campora schließlich auf massives Drän- 
gen der Gewerkschaftsbürokratis und - 
der Rechten Parteiperonisten wie dem 
Sozialminister und Privatsekretär Pe- 
rons‘, Lopez Rega, zum Rücktritt ge- 
zwungen und damit auf eine direkte 
Präsidentschaftsübernahme durch Peron 
hingearbeitet. 


Bei den Wahlen am 23. Septsmber 1973 
erhielt Peron 62 % der Stimmen, an 
12. Oktober übernahm er formell. das 
Amt des Präsidenten und löste den In- 
terims-Fräsidenten Lastiri ab. 


Die Regierung Peron - Unterdrückung 


und Terror nshmen wieder zu 


Seit dem Sturz Camporas machten die 
rechten Peronist=n die liberalen Er- 
rungenschaften der Amtszeit Camporas 
wieder rückgängig. Die Unterdrückung 
wurde in allen Bereichen der Gesell- 
schaft verschärft und nahm z.T. Ausma- 
ße an, wie sie nicht einmal unter der 
Militärdiktatur vorhanden gewesen wa- 
ren. Unter der Parole "Antimarxisti- 
sche Säuberäng"* wurden ‘nach und nach 


die linken Peronisten aus Partei- und 
Verwaltungsposten hinausgeworfen. Die 
peronistische Rechte ging zusammen 

mit der Polizei mehr und mehr dazu 
über, linke Peronisten physisch zu 
liquidieren. Entführungen, Folterun- 
gen, Bombenanschläge und Frschießun- 
gen nahmen täglich zu. Die Strafgesst- 
ze wurden verschärft, die Kündigung 
öffentlicher Bediensteter erleichtert, 
die Position der Gewerkschaftsbürokra- 
tie gegenüber der Basis gestärkt, die 
Guerilla-Organisation ERP ("Revolutio- 
näres Volksheer") und eine Reihe von 
Zeitungen linker Cruppen verboten. Die 
Polizsispitze wurde mit Offizieren bs- 
setzt, die bereits unter der Militär- 
diktatur gute Folterdienste für die 
herrschende Minderheit geleistet hat- 
ten. Faschistische Grganisationen ver- 
stärkten ihre Aktivitäten. 


Peron verfolgte eine Taktik, wie er 
sie bereits früher mit Erfolg betrie- 
ben hatte: er hielt sich stets aus 

der Schußlinie, indem offiziell für 
das Vorgehen gegen linke Peronisten 
unz das Volk immer ändere verantwort- 
lich waren, er selbst hingegen als 

der große "Einiger" aufgebaut wurde. 
Lange ließ sich jedoch nicht ver- 
schleiern, .daß Peron der Arbeiterklas- 
se und dem Volk nichts geben konnte, 
daß er nicht die Befreiung von Ausbeu- 
tung, Unterdrückung und Rechtlosig- 
keit bedeutete, sondern die Aufgabe 
hatte, die Arbeiterklasse möglichst 
lange vom selbständigen Handeln abzu- 
halten. 


Als ein wesentlicher Hebel zur Kon- 
trollierung der Arbeiterklasse sollte 
der bereits unter der Regierung Campo- 
ra zwischen dem Unternehmerverband 

EGE und der. C&ET abgeschlossene "So- 
zialnakt" dienen. Diese \Vereinbarung 
sieht einen Lohnstop von 2 Jahren bei 


gleichzeitigem Preisstop für einige 
Güter des täglichen Bedarfs vor. Die 
Arbeiterklasse und die anderen Teile 
des Volkes ließen sich jedoch weder 
durch diesen Sozialpakt noch durch 
die Abwiegelungsversuche der Gewerk- 


schaftsbürokratie von der Durchset- 
zung ihrer aktuellen Forderungen ab- 
bringen. Selbst am Tag nach der Präsi- 
dentschaftsübernahme durch Peron am 
12. Oktober 1973 gab es Arbeitskämpfe 
und Fabrikbesetzungen. Größtenteils 
wurden die Arbeitskämpfe sogar im Na- 
men Perons geführt, indem sich die Ar- 
beiter auf Worte Perons beriefen und 
mit diesen ernst machen wollten. 


Peron gritt bei den Auseinandersetzun- 
gen an den Arbeitsplätzen sowie zwi- 

schen revolutionären und linksperoni- 
stischen Organisationen einerseits und 


faschistischen Banden und den bewaffne- 


ten Einheiten .des Staates andererseits 
nicht zugunsten des kämpfenden Volkes 
und der linken Organisationen ein, wie 
es die linken Peronisten, die immer 
noch unter der Parole "Peron-Peron" 


antraten, erwartet hatten. Dadurch wur- 


de immer klarer, daß Peron die Macht 
der ausländischen Monopole und der mit 
ihm verbündeten Teile der Dligarchie‘ 


und Großbourgeoisie nicht brechen woll- 


te, sondern lediglich neue Bedingungen 
der Abhängigkeit von US-Imperialismus 
erhandeln wollte. 


Die Arbeiterklasse und das Volk began- 
nen sich mit zunehmender Klarheit von 
Peron zu lösen. Dieser Ablösungspro- 
zeß hat aber zu keiner Zeit den Punkt 
erreicht, wo. Volksmassen gegen die 
Person Perons aktiv gehandelt hätten. 
Als Ende Februar/Anfang März 1974 die 
Polizei von Cordoba zusammen mit be- 


waffneten Faschistengruppen die links- 


peronistischen Gouverneure Übregen Ca- 
no und Atilio Lopez gefangen nahmen 
und absetzten und Peron die Absetzung 
wenig später für legal erklärte, folg- 
ten nur wenige hundert Arbeiter in 

den Betrieben dem Aufruf zum aktiven 
Widerstand der sehr einflußreichen 
marxistischen Geuwerkschaftsführer Tos- 
co und Salamanca, die die in Cordoba 
mächtigsten Gewerkschaften "Luz y 
Fuerza" und "SMATA" leiten..Wenn auch 
für die Passivität.der Arbeiter in ge- 
wissem Maße ein Überraschungsmoment 
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verantwortlich war, so liegt der 
Hauptgrund dafür doch in der Tatsache, 
daß die große Masse der Arbeiter noch 


‚nicht bereit war, etwas. zu unterneh- 


men, was eindeutig gegen den erklär- 
ten Willen von Peron gewesen wäre. 


Gegenüber der "Peronistischen Jugend" 
(JP) und ihrem bewaffneten Arm, den 
"Montoneros", verfolgte Peron die Tak- 
tik, einerseits zu versuchen, sie 
ideologisch an sich zu binden.und zu 
integrieren, andererseits ihnen klar 
zu machen, daß, wenn sie nicht Ruhe 
gäben, mit Gewalt gegen sie vorgegan- 
gen werde. Nach langem Festhalten an 
dem Glauben, Peron sei ein wirklicher 
Revolutionär und vertrete das Volk, 
wurden auch der JP die Widersprüche 

in ihren Vorstellungen immer deutli- 
cher. Am 1. Mai. 1974 wurde ein langer 
Diskussionsprozeß innerhalb der JP 
über die Rolle Perons mit dem offen 
demonstrierten Bruch abgeschlossen. 
Als Peron bei der Feier zum 1. Mai 

auf der Plaza de Mayo die JP beschimpf- 
te und die Gewerkschaftsbürokraten als 
die wahren Peronisten hinstellte, kehr- 
ten die JP und die Montoneros Peron 
geschlossen den Rücken und verließen 
den Platz. Da die JP und die Montone- 
ros über relativ großen Einfluß in der 
Arbeiterklasse und im Vol«< verfügen, 
markiert dieses Ereignis ohne Zweifel 
einen weiteren wichtigen Schritt im 
Loslösungsprozeß vom Mythos Peron. 


Der Tod Perons hat die Verschärfung 


der Klassenauseinandersetzungen zur 
Folge 


Wenn auch der Mythos noch nicht zer- 
stört ist, werden die Kämpfe des Vol- 
kes nach dem Tod Perons nicht mehr 
durch seine Person und die mit ihr zu- 
sammenhängenden Illusionen behändert. 
Die Kämpfe. innerhalb des Peronismus 
gehsn um das Erbe Perons, jede Gruppe 
behauptet von sich, den "wahren" Pero- 
nismus zu vertreten, die Klassenfron- 
ten treten noch deutlicher zutage, 

die Loslösung von der bürgerlichen 
Führung im antiimperialistischen Kampf 
schreitet schneller voran. Der Peronis- 
mus als peronistische 3ewegung, die 
von der Person Perons - wenn auch in 
sehr beschränktem Umfang - zusammenge- 
halten wurde, fällt auseinander, weil 
die Klammer fehlt, und auch kein Poli- 
tiker, der sich "Peronist" nennt, vor- 
handen ist, der diase begrenzte Klan- 


-merfunktion wahrnehmen könnte. Die 


einzelnen Flügel innerhalb des Pero- 
nismus bekämpfen sich heftiger denn 
je. 


Die enorme Verschärfung der Klassen- 
auseinandersetzungen drückt sich zum 
einen in der konsequenten Fortsetzung 
der unter Peron begonnenen Säuberungs- 
politik aus (so wurden bei einer Re- 
gierungsumbildung im August 3 Minister 
durch weiter rechts stehende Politiker 
ersetzt und in den Gewerkschaften wur- 
de verstärkt gegen klassenbewußte Ar- 
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beitervertreter vorgegangen), zum an- 
deren in einer immer größere Ausmaße 
annehmenden Walle von Gewalttaten und 
Unterdrückungsmaßnahmen. Es vergeht 
kein Tag mehr in Argentinien, an dem 
nicht politisch und gewerkschaftlich 
aktive Menschen armordet werden und 
Bomben in die Luft fliegen. Allein am 
16. September explodierten in Buenos 
Aires 60, in Cordoba 12 Bomben. Die 
seit ca. 2 Monaten offen auftretende 
ultrarechte Terrororganisation "Argen- 
tinische Antikommunistische Allianz" 
(AAA) hät die Verantwortung für die 
Ermordung einer Reihe von prominenten 
Linksperonisten übernommen und Jie Er- 
mordung weiterer, bereits namentlich 
genannter Personen, darunter auch des 
ehemaligen Präsidenten Campora, ange- 
kündigt. Die ERP hat dem Militär für 
jeden getöteten Guerillero den Tod 
eines Dffiziers angedroht. 


Eine weitere Etappe im Kampf innerhalb 
der peronistischen Bewegung wurde mit 
dem Verbot der linksperonistischen Ta- 
geszeitung "Noticias" eingeleitet. \We- 
nige Tage später wurde die Zeitschrift 
"La Causa Peronista" (Sprachrohr der 
JP und der Montoneros) verboten, die 
die Nachfolgezeitschrift der - noch 
unter Peron - ebenfalls verbotenen 
Zeitschriften "tl Descamisado" und 

"El Peronista" war. Die Regierung Isa- 
bel Peron begnügte sich aber nun nicht 
mehr mit dem Verbot von Zeitungen der 
Montoneros, sondern erklärte die Mon- 
toneros selbst zu einar illegalen Or- 
ganisation und schloß sie aus der of-° 


fiziellen Peronistischen Bewegung aus. 


Die Regierung Isabel Peron versucht, 
gegen die gesteigerte Aktivität insbe- 
sondere der Guerilla-Organisationen 
unter anderem durch eine Änderung des 
Strafgesetzbuches vorzugehen, für die 
sie dem Parlament einen Entwurf vorge- 
legt hat. Danach soll es z.B. in Zu- 
‚kunft genügen, irgendein Dokument von 
illegalen Organisationen zu besitzen, 
um mit Gefängnis zwischen 2 und 5 Jah- 
ren bestraft warden zu können. 


Über kurz oder lang werden die auslän- 
dischen Monopole und die mit ihnen 
verbundenen Teile der argentinischen 
Dligarchie \ 

den einzigen Ausweg in einem militäri- 
schen Putsch nach chilenischem Vor- 
bild sehen, da mit Peron der letzte 
Rettungsanker für eine scheindemokra- 
tische Lösung verloren ist. Die ersten 
Indizien für die Bereitschaft der USA, 
gegebenenfalls auch in Argentinien ei- 
nen Putsch durchzuführen, waren be- 
reits seit langem: erkennbar. US-Außen- 
minister Kissinger sagte schon im 
letzten Jahr in aller Klarheit, daß 
die USA gedenke, in Lateinamerika ei- 
ne "aktive Politik" zu machen. "Aktiv" 
wird selbstverständlich nicht heißen, 
die Hände in den Schoß zu legen unJ 
zuzuschauen, wenn die Profite und die 
Einflußsphären des US-Kapitals in Ar- 
gentinien beschnitten werden sollten. 
Als Vertreter einer solchen "aktiven" 


Politik kam Anfang 1974 der neue US- 
Botschafter für Argentinien, Robert 
Hill, nach Buenos Aires. Hill ist, da 
er bereits mehrere Male in verschiede- 
nen Ländern auftauchte, kurz bevor 
dort Regierungen mit US-freundlicher 
Politik eingesetzt wurden, als "akti- 
ver" Putschexperte bekannt geworden. 


Die neuesten Erklärungen vom US-Präsi- 
dent Ford zu dem Einsatz des amerika- 
nischen Geheimdienstes CIA bei der 
Vorbereitung des Putsches in Chile be- 
stätigen nur die Entschlossenheit des 
us-Imperialismus, seine Interessen 

mit Gewalt zu verteidigen. Der argen- 
tinische Abgeordnete Hector Sandler 
wies Ende September auf den engen Zu- 
sammenhang zwischen CIA und der rech- 
ten Terrororganisation AAA hin, die 
nach dem Vorbild der brasilianischen 
"Todesschwadron" und der antikommuni- 
stischen Terrorbanden Guatemalas ar- 
beitet. 


Hinzu kommen gezielte Warenverknappun- 
gen seitens einiger Unternehmer souie 
Gerüchte, nach denen vor allem in der 
argentinischen Marine, dem - wie in 
Chile - reaktionärsten Teil der be- 
waffneten Streitkräfte, die "Putsch- 
freudigkeit" wachsen soll. 


Es gilt, eine einheitlishe Front ge- 
gen den US-Imperialismus_und.die mit 
ihm verbündeten reaktionären Kräfte 
in in Argent äinien aufzubauen 


Auch Peron ist es zwar nicht gelungen, 
die Volkskämpfe endgültig einzudämmen; 
aber eine Folge der Übernahme der Prä- 
sidentschaft durch ihn war, daß er 

die gegen die Militärs bis 1972 ge- 
richtete einheitliche Front zum Aus- 
einanderbrechen brachte und große Ver- 
wirrung in praktisch allen linken 
Gruppen und Organisationen hervorrief 
hinsichtlich der Frage, ob Peron ein 
Revolutionär sei oder nicht, ob man 
ihn unterstützen oder bekämpfen müsse. 
Diese Verwirrung drückte sich im Ent- 
stehen vieler neuer Gruppen und in 
Spaltungsprozessen innerhalb der be- 
stehenden Organisationen aus. Wenn 
diese Verwirrung auch kurzfristig ein 


einheitliches Vurgehen der antiimpe- 
rialistischen Kräfte behindert hat, 

so war sie langfristig gesehen posi- 
tiv, da sie den Verlauf der Klassen- 
fronten innerhalb der peronistischen 
und nicht-peronistischen Urganisatio 
nen deutlicher gemacht hat. 


Der Hauptfeind des argentinischen Vol- 
kes ist der US-Imperialismus, der al- 
le Bereiche der argentinischen Gesell- 
schaft, ob Wirtschaft, Politik, Bil- 
dungsinstitutionen oder Massenmedien, 
mit seinen Agen“en durchdrungen hat. 
Ihn aus dem Lande zu vertreiben und 
die nationale Unabhängigkeit von aus- 
ländischen Interessen zu erlangen, 

ist der Schlüssel zu tiefgreifenden 
Veränderungen, die das argentinische 
Volk herbeisehnt. Das wird aber nur 
erreicht werden können, wenn es ge- 


lingt, eine starke, einheitliche Front : 


gegen den US-Imperialismus und seine 
argentinischen Verbündeten aufzubauen, 
in der sich alle revolutionären Kräf- 
te außerhalb des Peronismus, die revo- 
lutionären Teile des Peronismus und 
alle antiimperialistischen Teile des 
Volkes zusammenschließen. In dieser 
breiten Front muß die Arbeiterklasse 
die Führung haben und den bisher vor- 
herrschenden Einfluß des bürgerlichen 
Anti-Imperialismus zurückdrängen. 


Es gibt Anzeichen, die auf die Mög- 
lichkeit einer solchen breiten Front 
hindeuten, wenngleich nicht übersehen 
werden darf, daß über den Weg, den Im- 
perialismus zu vertreiben, große Mei- 
nungsverschiedenheiten bestehen. Die 
Montoneros haben nach ihrem Verbot 

das gegenwärtige Regierungssystem in 
Argentinien als "pseudo-peronistisches 
System" bezeichnet und erklärt, die 
Regierung Isabel Peron stürzen zu wol- 
len. Die Stadtguerilla-Organisation 
ERP ("Revolutionäres Volksheer") hat 
der Regierung den "totalen Krieg" an- 


gesagt. Die marxistisch-leninistischen: 


Organisationen "Vanguardia Comunista" 
("UVC") und "Partido Comunista Revelu- 
cionaria" ("PCR"), die vor rund 6 Jah- 
ren gegründet wurden, sind erst in ge- 
ringem Maße in der Arbeiterklasse und 
im Volk verankert, ihr Einfluß nimmt 
aber ständig zu. Alle diese Organisa- 
tionen haben zusammen mit der Urgani- 
sation "Peronismo de Base" (linken 
Peronisten, die am meisten Berüh- 
"rungspunkte mit den Pasitionen der 
"VC®r und der "PCR" aufweisen) und an- 
deren Gruppen bereits zusammen gegen 
die Militärdiktatur gekänpft. Das Ver- 
bot der Montoneros und ihr Wille, die 
Regierung Isabel Peron zu stürzen, 
schaffen eine gute Bedingung, um er- 
neut eine breite gemeinsame front zu- 
standezubringen. 


Fußnoten: 


4) Im spanischen Sprachraum Ausdruck 
fir bekannte Führerpersönlichkeit. 
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2) Handelsbourgeoisie - die großen 
Handelsunternehmen, die zunehmend in 
eine Monopolstellung im Handel mit 

dem Ausland (Einfuhr wie Ausfuhr) hin- 
einwuchsen. : 


3) Großgrundbesitzerklasse (= Agrar- 
bourgeoisie) - die Eigentümer der gro- 
Ben Viehfarmen und Getreideanbaugebie- 
te. 


4) Nationale Bourgeoisie - kleinere 
und mittlere Industrielle, die in In- 
land auf die ruinierende Konkurrenz 
der ausländischen Monopole treffen 

und auf diese Weise an einer Entwick- 
lung zu größeren: Unternehmen gehin- 
dert werden; weiterhin die Handelssek- 
toren, die die Erzeugnisse dieser Un- 
ternehmen auf dem Binnenmarkt. vertrei- 
ben. 


5) Dligarchie - setzt sich aus denje- 


nigen einheimischen Klassen zusammen, 
deren soziale Basis zahlennäßig (im 
Verhältnis zur Arbeiterklasse und den 
Mittelschichten) Minderheiten darstel- 
len, aber die die politische und wirt- 
schaftliche Macht und die weitesten 
Privilegien in der Gesellschaft besit- 
zen, d.h. Großgrundbesitzer, Großin- 
dustrielle, Großbanken und die gro- 
ßen, auf den Außenhandel orientierten 
Handelsunternehmen. 


’ 


Anmerkungen: 


Dieser Artikel beruht im wesentlichen 
auf Berichten in argentinischen Zei- 
tungen und Zeitschriften.. Aus dem re- 
lativ geringen Angebot an deutschspra- 
chiger Literatur über Argentinien wei- 
sen wir auf folgende Veröffentlichun- 
gen hin: 


Evers, Tilman: "Militärregierung in 
Argentinien. Das politische System 

der argentinischen Revolution", Frank- 
furt 1972 


Evers, Tilman: "Peron ist tot - es le- 
be Peron", in: links, Hrsg. Soziali- 
stisches Büro, Dffenbach, Nr. 58, 
Sept. 1974 


Lateinamerika im Kampf: "Der Kampf 
der argentinischen Arbeiterklasse und 
der Peronismus", Hrsg. Lateinamerika- 
Komitee Heidelberg, 1974, 5. 3-8 


Lateinamerika Heute, Argentinien-Son- 
dernummer, Dezember 1973/Januar 1974 


Münchner Studentenzeitung vom 2.5. 
1974 


Skupch, Günther: "Das Entwicklungsdi- 
lemma Argentiniens", in: Mansilla: 
Probleme des dritten Weges, 1974, 

5. 37-68 
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NATO: militärpakt mit Südafrika 


in Vorbeitung 


Die im folgenden ungekürzt abgedruckte 
Studie "Die NATO auf dem Wege zur ni 
tärischen Zusammenarbeit mit den weißen _ 
Regimes ım siidlichen Afrika" wurde von 
Sean Gervası ‚„ Ellen Frey-Worters und 
Larry Bowmann für den UNO-Ausschuß für 
Dekolonisation erstellt, Sie wird auf 
Druck einflußreicher NATO-Länder geheim- 
gehalten und erscheint hier erstmals im 
vollen Wortlaut. 

Die Studie zeigt das erfolgreiche Vor- 
dringen der Kräfte innerhalb der NATC 
auf, die eine Ausdehnung des offiziellen 
Bereiches der NATO-Tätigkeit über den 
Wendekreis des Krebses hinaus betreiben - 
und eine enge militärische Zusammenarbeit 
mit den weißen Regimes auf formeller und 
informeller Ebene anstreben um diese Re- 
gimes gegen den Befreiungskampf der Völ- 
ker im südlichen Afrika zu unterstützen, 

Ein Unterausschuß der nordatlantischen 
Versammlung hat in einem Arbeitspapier 
diesbezügliche Empfehlungen gegeben: Er- 
weiterung des Operationsbereichs der 
NATO über die bisherige Südgrenze, den 
Wendekreis des Krebses, hinaus, Aufstel- 
lung von"Eventualplären", Beteiligung 


von Südafrika an Planung und Ausführung 
einschließlich gemeinsamer Manöver. Be- 
sondere Sorge bereitet dem Unterausschuß 
der schwindende westliche Finfluß in Af- 
rika, was in Klartext heift: Vordringen 
der Befreiungsbewegungen im südlicher 
Afrika.Zur Vermeidung eines politischen 
Eklats in der Formulierung abgeschwächt, 
erreichen diese Forderungen höchste NATO- 
Ebenen und finden schließlich Platz in 
einer Empfehlung der nordatlantischen 
Versammlung auf ihrer Sitzung in Bonn 
1972, einer Empfehlung, die den Exekutiv- 
organen der NATO nicht zweimal gegeben 
werden mußte. 

Trotz der in der Studie eindeutig be- 
legten NATO-internen Planungen zur mili- 
tärischen Zusammenarbeit mit den weißen 
Regimes hat die Bundesregierung - wie 
üblich - dementiert: "Die Frage der Zu- 
sammenarbeit von NATO-Exekutivorganen 
mit den weißen Minderheitsregimen im 
südlichen Afrika hat sich nicht gestel- 
lt. Die Aktivitäten der NATO richten 
sich auf die Hohe See und nicht auf die 
Einrichtung von Stützpunkten südlich des 
Wendekreises des Krebses.'" (Staatssekre- 
tär im Bundesverteiligungsministerium 
Berkhan im Bundestag am 11.7.74) 


(Übersetzung aus dem englischen Orginal: 
iz3w) 


DIE NATO AUF DEM WEGE ZUR MILITÄRI- 
SCHEN ZUSAMMENARBEIT MIT DEN WEIS- 
SEN REGIMES 


Die Ausweitung der NATO-Verpflichtun- 
gen gegenüber dem südlichen Afrika war 
eine zeitlang innerhalb der westlichen 
Allianz umstritten. Gegen Ende der 
letzten Dekade wurde si2 Brennpunkt 
einer scharfen Debatte. Die mehr kon- 
servativen Kreise innerhalb der NATÜ 
wollten die formalen Verpfli-htungen 
der Allianz ausdehnen. Aus ihrer Sicht 
blieb den NATI-Ländern keine andere 
Wahl, als Portugal und Südafrika im 
Falle eines größeren Konfliktes im 
südafrikanischen Bereich zu unterstüt- 
zen. Andere Kreise, und besonders die 
mehr fortschrittlichen Parteien und 
Regierungen in Ländern wie Norwegen 
und den Niederlanden, waren energisch 
gegen eine solche Verstrickung. Sie 
fürchteten, daß die westliche Inter- 
vention in dem Konflikt mit dem Ziel, 
den weißen Mächten zu helfen, unab- 
schätzbare Folgen haben würde, nän- 
lich, daß es zu einer Konfrontation 
mit der Sowjetunion und/oder China in . 
Afrika führen könnte. Die Debatte 
blieb jedoch lange Zeit mehr oder we- 
niger akademisch. Die größeren westli- 
chen Mächte setzten sich weder für 
noch gegen die Ausweitung des "NATO- 
Schirms" ein. Sie unterstützten ja 
bereits den portugiesischen Kolonia- 
lismus auf verschiedene Art und Weise. 
Jedosh war ihre Unterstützung im we- 
sentlichen bilateral, auch wenn sie 
durch NATO-Känäle ging. Der nordatlan- 


tische Verteidigungspakt (NATÜ) war 
als solcher nicht beteiligt. 


Etwa um 1970 begannen die westlichen 
Großmächte Schritte zu unternehmen in 
Richtung auf eine Politik der präven- 
tiven Intervention im südlichen Afri- 
ka. Sie sahen, daß die gesamte militä- 
rische und politische Situation in 
disser Gegend in einem Prozeß sehr 
schneller Veränderung begriffen war. 
Es war offensichtlich, daß Portugal 
ohne bedeutende Unterstützung seiner 
NATO-Verbündeten seine afrikanischen 
Gebiete mäglicherweise aufgeben müßte 
Das rief das Gespenst eines vollstän- 
digen Zusammenbruchs der weißen Herr- 
schaft über den yanzen Subkontinent 
hervor. Die ummittelbare Antwort auf 
diese Bedrohung war die Aufnahme ei- 
ner Politik wirtschaftlicher und mili- 
tärischer Unterstützung der weißen 
Mächte. Die Verschärfung der Krise je- 
doch veränderte auch die Diskussion 
über die Grenzen der NATO selbst. Die 
von konservativen Kreisen vorhergesag- 
te Bedrohung nahm deutlich Gestalt 
an. Militärplaner begannen, nach We- 
gen für direktere Unterstützung der 
wsißen Regimes im Falle einer ernsten 
Krisensituation zu suchen. In dem Ma- 
Be, wie die Zuspitzung der militäri- 
schen Situation deutlich wurde, began- 
nen unvermeidlich gewisse Kreise in- 
nerhalb der Allianz von neuem Druck 
auszuüben in Richtung auf eine Ausdah- 
nung der NATO in das südliche Afrika. 


Diese Kreise erzielten nunmehr eine 
Reihe wichtiger Erfolge. Die NATO hat 


ihr Öperationsgebiet noch nicht formal 
ausgedehnt, aber sie hat angefangen, 
sich aktiv mit den Vorgängen südlich 
des Wendekreises des Krebses zu befas- 
sen. Die Nordatlantische Versammlung 
(North Atlantic Assembly) hatte das 
Problem der "Umklammerung der südli- 
chen NATO-Flanke" behandelt. Der Aus- 
schuß für Verteidigungsplanung richte- 
te sich in einer ministeriellen Sit- 
zung nach einer diesbezüglichen Emp- 
fehlung der Versammlung. Ein NATO- 
Kommando ist nunmehr aktiv befaßt mit 
der Aufstellung von Eventualplänen 

für Operationen in der südlichen Hemi- 
sphäre. Die Befürworter der militäri- 
schen Zusammenarbeit mit den weißen 
Regimes haben ihre Position innerhalb 
des Systems der NATO-Institutionen 
ausgebaut. Das sind aber nur Schritte 
in einem Prozeß. Ganz offensichtlich 
wird die Entwicklung zur militärischen 
Zusammenarbeit in der südlichen Hemi- 
sphäre anhalten. Und das bedeutet - 
jetzt - Verstrickung mit den weißen 
Regimes im südlichen Afrika. 


Die Ausdehnung der NATO ins südliche 
Afrika repräsentiert offensichtlich 
eine radikale Abkehr der Allianz von 
der vorhergehenden Politik. Es ist 
allerdings klar, daß diese Abkehr ein 
Teil der Antwort auf sich ändernde Be- 
dingungen ist. Die NATO ist ausge- 
dehnt worden, weil die westlichen 
Großmächte es wollen. Diese Mächte 
scheinen sich nun ziemlich sicher zu 
sein, daß die von ihnen betriebene Po- 
litik des "beschleunigten Wandels" 
auch funktionieren wird. Sie müssen 
jedoch auf ihr Mißlingen vorbereitet 
sein; sie müssen vorbereitet sein auf 
die Probleme, die sich einstellen, 
wenn die Befreiungsbewegungen weiter _ 
die südafrikanischen und Kolonialmäch- 
te zurückdrängen. Wenn die weißen Re- 
.gimes die Kontrolle über wichtige Ge- 
biete auf dem Subkantinent zu verlie- 
ren beginnen, werden die westlichen 
Großmächte militärische Hilfe in weit 
größerem Umfang bereitstellen wollen. 
Sie könnten es wünschen, neue Arten 
der Hilfe bereitzustellen. Es ist si- 
cherlich begreiflich, daß einige Mäch- 
te direkt mit ihren eigenen militäri- 
schen Kräften interverieren wollen. 
Keine dieser Aktionen wäre im Augen- 
blick technisch möglich. Organisatori- 
sche und Nachschubverbindungen und an- 
dere notwendige Verbindungen sind 
nicht vorhanden. Die Schritte, die 
innerhalb der NATO eingeleitet werden, 
‚stellen diese Verbindungen her. Sie. 
‚nachen den Weg frei für direkte mili- 
tärische Unterstützung Portugals und 
"Südafrikas in der Kriegszone selbst. 
Die Anstrengungen, die NATD in den 
südafrikanischen Bereich auszudehnen, 
würden damit als Teil der Eventualpla- 
nung im Rahmen der breiten Strategie 
der präventiven Intervention erschei- 
nen. 


‚Im Augenblick ist es für die NATO of- 
fensichtlich unmöglich, in eine offe- 
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ne militärische Allianz mit den wei- 
ßen Regimes zu treten. Die westlichen 
Großmächte mußten, deshalb indirekt 

auf ihr Ziel hinarbeiten. Die NATO 
konnte ihre Absicht zur Schaffung - 
selbst begrenzter - Verteidigungsab- 
kommen nicht bekanntgeben. Eine plau-- 
sible Begründung ließ sich geben für 
die "Absicherung der lebenswichtigen 
Seewege" um das Kap der guten Hoff- 
nung. Von diesem Seeweg wurden die 
NATD-Staaten besonders wegen der ÖÜl- 
versorgung sehr abhängig. Die Befür- 
worter einer Ausdehnung der NATO haben 
es jetzt geschafft, viele Mitglieds- 
länder zu überzeugen, daß dia sowjeti- 
sche Seemacht eine ernsthafte Bedro- 
hung disser Wege darstellt. Das Resul- 
tat war eine klare Übereinkunft, Pla- 
nungen für die militärische Verteidi- 
gung der südlichen Ozeane aufzunehmen... 
Das war der entscheidende Schritt zu 
einer de-facto-Militärallianz der 

NATO mit Portugal und Südafrika. NATO- 
Sprecher streiten das ab. Aber NATO- 
interne Quellen geben zu, daß eine 
solche Planung "die Hintertür" zu ei- 
ner Verteidigungskooperation mit den 
weißen Regimes ist. Die Durchführung 
von Plänen zur Verteidigung der südli- 
chen Qzeane wird auf verschiedenen 
Ebenen aktive Zusammenarbeit mit den 
Verteidigungskräften Portugals und 
Südafrikas einschließen. Tatsächlich 
mag es unmöglich sein, ein Verteidi- 
gungssystem für den Schutz der Kap- 
straße ohne eine solche Zusammenar- 
beit aufzubauen. 


Militärische Zusammenarbeit zwischen 
der NATO und dan weißen Regimes wurde 
immer als notwendiges Übel dargestellt. 
Das wirkliche Problem, so wurde ge- 
sagt, sei die. Verwundbarkeit der Kap- 
Route. Der Schutz der Kap-Straße wird: 
nun als wichtiger denn je erachtet. 
Nun kann er aber technisch nicht un- 
ternommen werden ohne enge Zusammen- 
arbeit mit den Südafrikanern und Por- 
tugiesen. Wenn die Kap-Straße ge-. 
schützt werden soll, müssen die West- 


: mächte mit dem weißen Regimes zusam-- 


menarbeiten. Aber die "Verstrickung" 
wird absolut nicht mit der Situation 
im südlichen Afrika zu tun haben. In 
der Tat sagen NATO-Sprecher, daß sia 
keine Verpflichtung irgendeiner Art 
gegenüber den weißen Regimes bedeute- 
te. 


Diese Darstellung ist offensichtlich 
unredlich. Es wird offen zugegeben, 
daß eine ganze Menge zwischen den Zei- 
len gesagt wird. Das tatsächliche Pro- 
blem ist nicht die Bedrohung der Kap- 
Straße; das tatsächliche Problem ist 
die unstabile Situation im südlichen 
Afrika. Die Bedrohung der Kap-Straße 
ist minimal, wenngleich die westliche 
Abhängigkeit von ihr bedeutend ist. 
Die Frage der Kap-Straße war immer im 
wesentlichen eine südafrikanische Fra- 
ge. "Schutz der Kap-Straße" war immer 
ein Deckname für die Erörterung der 
Gefahren, der Krise im südlichen Afri- 
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ka für den Wssten (1). Die Diskussio.. 


über die Kap-Straße, die in der NATO 
und anderweitig weitergeführt wurde, 
verschleiert gegenwärtig die wahren 
Motive derjenigen, die sie organi- 
sierten. Ihr Hauptinteresse ist es, 
die NATO und die weißen Regimes näher 
zusammenzubringen. Sie versuchen, Un-: 
terstützung für die weißen Regimes zu 
mobilisieren und ihre internationale 
Isolierung zu verringern. Sie geben 
vor, über See-Angelegenheiten zu spre- 
chen, aber sie sind in Wirklichkeit 
besorgt um die Interessensphären und 
um das sich ändernde internationale 
Machtgleichgewicht. 


Der Grund für die militärische Zusan- 
menarbeit mit den weißen Regimes ist 
einer Überprüfung wert. Er basiert 

auf einer breiten Analyse des Wandels 
der weltweiten Bedingungen. Diese Ana- 
lyse ist plausibel, aber gefährlich. 
Sie- führt die Staaten dazu, die Gefah- 
ren, die sie angeblich fürchten, 
selbst zu schaffen. Sie kann in fünf 
Aussagen zusammengefaßt werden: 


1. Ber Charakter der NATO hat sich in 
den letzten 10 Jahren radikal geän- 
dert (2). Die NATU war ursprünglich. 
eine Allianz nordatlantischer Staaten. 
Sie wurde zur Sicherung des westli- 
chen Europas errichtet. Während ihrer 
ersten fünfzehn Jahre war die Allianz 
in erster Linie daran interessiert, 
die militärische Bedrohung durch die 
Sowjets zu kontern. Aus verschiedenen 
Gründen finden die NATO-Länder nun- 
mehr weitreichende vitale Interessen 
außerhalb des NATO-Bereiches. Tatsäch- 
lich beruht der Wohlstand der NATO- 
Länder jetzt auf der Aufrechterhaltung 
eines weitgespannten Netzes übersee- 
ischer Verbindungen. Wohlstand ist ge- 
nauso wichtig wie Sicherheit. Die 

NATO muß in der Lage sein, den \ohl- 
stand der Mitgliedsstaaten abzusi- 
chern. Dafür muß ihre Organisation 
weltweit sein. Josef Palmer zog die 
unvermeidbare Schlußfolgerung in ei- 
ner neueren Analyse in "NATü's Fif- 
teen Nations": 


"So muß die NATO-Allianz bereit 
sein, um ihr Überleben zu kämpfen; 
nicht nur in und um Europa, son- 
dern wo immer unsere Interessen 
auf dem Spiel stehen." (3) 


2. Der südliche Atlantik und der indi- 
sche Ozean sind Gebiete von lebens- 
wichtigem Interesse für die NATO-Al- 
lianz la). Für die NATO-Länder muß 

die freie Durchfahrt auf diesen Üzea- 
nen sicher sein. Ein sehr wichtiger 
Teil ihres Handels hängt davon ab; 
dies gilt besonders für das Erdöl. 

Ein großer Teil, ca. 40 % des euro- 
päischen Öls, kommt vom persischen 
Golf (5) um das Kap. Andere notwendi- 
ge Waren kommen über denselben \leg. 

So kommen z.B. von den ungefähr 40 
lebenswichtigen Importen, die die ame- 
rikanische Industrie für den Nach- 
schub in normalen Friedenszeiten benö- 


tigt, ungefähr die Hälfte in Schiffen 
von Küstenländern des indischen Ozeans. 
Noch größer ist Europas Abhängigkeit 
vom südlichen Seeweg. Nach der Schlie- 
Bung des Suez-Kanals ist die Kap-Stra- 
Be die einzig verbleibende Verbindung 
zwischen dem indischen und dem atlan- 
tischen Ozean. Sie verbindet Europa 
mit dem Osten und seinen Lieferungen 
von Asbest, Chromerz, Micam-ül, Gummi, 
Talk, Zinn und vielen anderen benötig- 
ten Gütern. Über die Kap-Straße gelan- 
gen auch die industriellen Exporte 
Europas nach Afrika und Asien. Die 
Abhängigkeit von den Handelswegen des 
südlichen Ozeans machen die Küstenge- 
biete strategisch außerordentlich 
wichtig. Die NATO-Länder können kei- 
ner feindlichen Macht erlauben, die 
Seewege nach Europa und Nordamerika 

zu beherrschen (6 Diese Gefahr wür- 
de entstehen, wenn feindliche Mächte 
in der Lage wären, bedeutenden Ein- 
fluß in einem der Küstenländer auszu- 
üben. Die meisten Küstenländer sind 
nun entweder neutral oder freundlich 
gegenüber den NATO-Verbündeten. Der 
NATO-Einfluß in diesen Ländern muß 
aufrecht erhalten werden. Die Notwen- 
digkeit, diesen Einfluß über das ganze 
Gebiet zu bewahren, gibt Südafrika 

und den portugiesischen Territorien 

in Afrika große Bedeutung. Die Bedeu- 
tung von Südafrika ist offensichtlich. 
Es liegt an der Zufahrt. zwischen dem 
Atlantik und dem indischen Ozean. Die 
portugiesischen Gebiete in Afrika 

sind jedoch auch wichtig. Eine feind- 
liche Macht mit der Kontrolle über 
Angola oder Mozambique könnte das 
Recht auf . freien Durchgang in Frage 
stellen. So folgt, wie Gutterridge 
bemerkt: 


"Die Gebiete von Angola und Mozan- 
bique sind Glieder einer Kette por- 
tugiesischer Besitzungen, die po- 
tentiell wichtig für die westliche 
Sicherheit sind, die aber nicht 
durch Portugal allein effektiv mi- 
litärisch genutzt werden: konnten 
... Die Sicherheit der Häfen von 
Mozambique kann wohl als wesentlich 
für die Benutzung des Kap-Weges er- 
achtet werden." 1 


-Kir versuchen nur, sie 
die zivilisierte europä- 
ische Lebensweise zu lehren. 


3. Der Südatlantik und der indische 
Ozean sind nunmehr zu einem Machtva- 
cuum geworden (8). Im Augenblick ist 
kein Land in der Lage, zu ihrer Be- 


herrschung eine ausreichende Seastreit- 
macht aufzubieten. Die Küstenstaaten 
sind alle vergleichsweise kleine oder 
militärisch schwache Mächte. 25 Jahre 
zuvar beherrschte Großbritannien den 
südlichen Ozean vollständig. Es war 
noch eine führende Seemacht. Es hatte 
Kolonien in den westlirhen Ästlichen 
und südlichen Teilen von Afrika. Süd-' 
afrika war noch britisches Herrschafts- 
gebiet. England hatte rund um Afrika, 
von Bathurst bis Mombasa, Häfen, Stütz- 
punkte, Reparaturwerften und Bunker- 
einrichtungen. Ebenso übte es einen 
dominierenden Einfluß in den arabi- 
schen Ländern und auf dem indischen 
Subkontinent aus. Der Prozeß der Deko- 
lonisierung beendete die britische 
Herrschaft über die südlichen Dzeane 
nicht sofort. Aber die britische 

Macht ist nunmehr geschwunden. Das 
stellt ein Problem für die NATD dar. 


"Zum ersten Mal seit Jahrhunderten 
konnte ein faktisches Vacuum in 
diesem Gebiet ein verlockendes An- 
gebot sein an die Mächte, die dar- 
auf erpicht sind, ihren Einfluß zu 
erweitern. Die Bande, die zuvor 
die Küstenstaaten mit entfernten 
Punkten verbanden, waren nie wirk- 
sam durch natürliche Verbindungen 
zwischen den Mitglisdern der Kü- 
stengemeinschaft ersetzt worden." 


(9) 


Der britische Rückzug aus dem Gebiet 
östlich von Suez ist nun nahezu abge- 
schlossen. (19) Keine einzige NATO- 
Macht kann den Platz Großbritanniens 
einnehmen. Die NATD-Staaten als Grup- 
pe haben weder von der Marine noch 
unm Narharhub her die Möglichkeit, 
ihre Herrschaft in diesem Gebiet auf- 
rechtzuerhalten. 


4. Die sowjetische Expansion in den 
südlichen Ozeanen, und besonders im 
indischen Ozean, stellt eine ernst- 
hafte Bedrohung der Sicherheit der 
NATD dar (11). Die Sowjetunion ist 
eine gewaltige Seesmacht geworden. Die 
sowjetische Rolle hat in den letzten 
Jahren Kampfeinheiten und Begleit- 
schiffe im indischen Dzean aufgeboten. 
Das ist eine vollkommen neue Entwick- 
lung. Der frühere Militärspezialist 
der New York Times, Hanson Baldwin, 
hat folgendes geschrieben: 


"1966 und 1967 besuchten die er- 
sten Marinestreitschiffe dieses Ge- 
biet. Seit 1968 war dort eine fast 
kontinuierliche sowjetische Marine- 
präsenz. Trotz der großen Entfer- 
nungen von Wladiwostok und über 

das Kap der guten Hoffnung zu den 
sowjetischen Flottenstützpunkten 

in der Arktis, dem baltischen und 
dem schwarzen Meer hatten die Rus- 
sen jetzt an wechselnden Stellen 

im indischen Ozean ununterbrochen 
durchschnittlich 10 Kriegs- und Be- 
gleitschiffe aufrecht - Spezialein- 
heiten von elektronischen Trauwlern, 
konventionelle und Atom-U-Boote, 
Begleitboote, Nachschubschiffe, 
Tanker, Kreuzer und Zerstörer mit 
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ferngelenkten Raketen, Minensuch- 
boote und sin oder zwei: Landeboo- 
te..." 


"Disses sowjetische Aufgebot ent- 
lang der Küste des indischen Dze- 
ans ist weit wichtiger, als die 
wenigen Seestreitkräfte, die sie 
dort in Einsatz halten." (12) 


Die Sowjetunion beabsichtigt offenbar, 
ihre Anwesenheit im indischen Ozean 
aufrechtzuerhalten und auszudehnen. 
Sie versucht den Raum zu füllen, den 
Englands Rückzug hinterließ. Das läßt 
zwei Gefahren für die NATD-Mächte auf- 
kommen: Erstens eine Störung oder Be- 
einträchtigung des westlichen Schiff- 
verkehrs auf der Kapstraße durch die 
Sowjetmarine (13). In Kriegszeiten 
könnte sie die wichtigen Nachschubwe- 
ge unterbrechen. Die zweite Gefahr 

ist der Einsatz der sowjetischen Flot- 
te zur Vergrößerung des politischen 
Einflusses in diesem Gebiet, beson- 
ders in Afrika. Im Zusammenhang mit 
der wachsenden Instabilität im südli- 
chen Afrika bietet die sowjetische 
Marineausdehnung im indischen Ozean 
eine wirkliche und unmittelbare Ge- 


fahr (14). Die Sowjstunion könnte in 


ein paar Jahren in der Lage sein, den 
Lauf der Dinge in einem wesentlichen 
Teil Afrikas zu beeinflussen. 


5. Der Bedrohung durch die sowjeti- 
sche Marine muß begegnet werden. Die 
NATD-Länder können nur dann die nöti- 
gen Schritte unternehmen, wenn sie 
eine Allianz mit Südafrika und Portu- 
gal im südafrikanischen Bereich selbst 
herstellen. Was nötig ist, ist ein ge- 
meinsamss Verteidigungssystem für den 
Südatlantik und den indischen Dzean. 
Südafrika ist unerläßlich für ein sol- 
ches Verteidigungssystem. "Das beson- 
dere Problem des südwestlichen (indi- 
schen) Ozeans ist, daß die effektive 
Verteidigung dieser Handelswege akti- 
ve Zusammenarbeit mit der Regierung 
von Südafrika erfordert." (15) Portu- 
gals afrikanische Gebiete sind genau- 
so unerläßlich. Beide, Portugal und 
Südafrika, haben ausgezeichnete See- 
häfen und andere Einrichtungen ent- 
lang der Ost- und Westküste des südli- 
chen Afrika. Südafrika hat zusätzlich 
die industrielle Infrastruktur, wie 
sie nötig ist zu Ausbau und Reparatur 
moderner Flotten. Es hat die Einrich- 
tungen zur Gewährleistung des Einsat- 
zes moderner Nachrichtentechniken 

über das gänze Gebiet. Mehr noch, Süd- 


‚afrika und Portugal sind die einzigen 


befreundeten Mächte dort, die diese 
Vorteile bieten. Das macht sie uner- 
1äßlich für die Errichtung der Global- 
verteidigung der Nordatlantischen Al- 
lianz. Sir Alec Douglas Home (früher 
konservativer britischer Premier, 

dann Außenminister, iz3w) hat die Be- 
gründung für eine Allianz mit den wei- 
ßen Mächten sehr deutlich benannt: 


"Mit der Schließung des Suezkanals 
und dem dauernden Transport des 
Öls vom persischen Golf rund um 
die Küsten Afrikas und dem gleich- 
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zeitigen Auftreten einer sowjeti- 
schen U-Bootflotte von ozeanischer 
Reichweite erhält Südafrikas geon- 
graphische Lage neue strategische 
Bedeutung. Die Kontrolle des südli- 
chen Atlantiks und des Westens des 
Indischen Ozeans wird für Großbri- 
tannien wie für Westeuropa immer 
wichtiger. Diesa Gebiete sind im 
Effekt, auch wenn das nicht for- 
mell möglich ist, eine Ausweitung 
der NATD-Aufgaben für die Sicher-. 
heit Europas." (16) 


Dies ist in großen Zügen die ganze Ar- 
gumentation. Es muß betont werden, dJaß 
das der Grund ist, wie ihn die mehr 
konservativen Kreise innerhalb der 
NATO vorschieben, besonders eine gro- 
Be Anzahl von Militärplanerı. Der Ge- 
dankengang wurde niemals generell ak- 
zeptiert. In der Tat gab es eine star- 
ke Opposition dagegen und eine noch 
stärkere Opposition gegen die gezoge- 
nen Schlußfolgerungen. Zum Beispiel 
wurde während eines Vortrags in Lon- 
don 1969 Assistant Secretary-General 
der NATJ für politische Angelegenhei- 
ten, Jorg Kastl, gefragt, ob es nicht 
möglich sei, einen separaten Verteidi- 
gungspakt innerhalb der NATI zu orga- 
nisieren, "um diese Gebiete wie den 
Südatlantik, die jetzt noch nicht von 
der NATU abgedeckt werden, zu schüt- 
zen." (17) Dis Fragesteller waren bei- 
de britische Admirale und gehörten zu 
den aktivsten Befürwortern der Idee 
einer Ausdehnung der NATO in die süd- 
liche Hemisphäre. Kastl antwortete: 


"Ich glaube nicht, daß die Franzo- 
sen zustimmen würden, ebenso die 
Skandinavier. Sie würden die Portuü- 
giesen auf Ihrer Seite finden, 


aber ich glaube kaum, daß Sia dar- 


über hinaus viel mehr Unterstüt- 
zung bekommen würden. ‚In Italien 
wäre es sehr schwierig, die Idee 
dem Parlament zu verkaufen." (18) 


Das Meinungsklima in der Allianz 
scheint sich nach 1969 jedoch ziem- 
lich rapide geändert zu haben. Denn 
die NATD begann sich genau auf die Ar- 
ten der Arrangements zuzubewegen, die 
solange zurückgewiessn wurden. Seit 
1970 begann eine neue konservative Re- 
gierung in England, seine Verbündeten 
auf eine provisorische Ausdehnung der 
NATO zu drängen. (19) Die Regierungs- 
mitglieder waren sich der Opposition 
gegenüber dieser Idee unter den Ver- 
bündeten bewußt. Die Unmöglichkeit, 
eine Ausdehnung des Bereichs der NATO- 
Aufgaben durchzusetzen und dis Schwie- 
rigkeit des Aufbaus eines südatlanti- 
schen Verteidigungspaktes (South At- 
lantic Treaty Organization) war ihnen 
klar (20). Deshalb drängten sie wei- 
terhin auf verschiedene provisorische 
Arrangements, die in diese Richtung 
führen könnten, ohne aber sofort ge- 
nerellen Widerstand hervorzurufen. 

Die britische Regierung hat offen- 
sichtlich Unterstützung von der Nixon- 
Administration in den Vereinigten 


Staaten erhalten. Ein Zeichen des 
steigenden Druckes war die Tatsache, 
daß einflußreiche Mitglieder der kon- 
servativen Partei und der britischen 
Regierung wsiterhin auf eine offene 
Allianz mit Südafrika hinarbeiteten. 
Geoffrey Rippon, zum Beispiel, publi- 
zierte einen flammenden Artikel über 
"die Bedeutung Südafrikas" genau zu 
dem Zeitpunkt der Parlamentswahlen 

von 1970. Er sagte in aller Offenheit: 


"Ich habe im Unterhaus darauf ge- 
drängt, daß die NATO den Horizont 
ihres maritimen Engagements erwei- 
tern und nicht an der künstlichen 
Grenze des Wendekreises des Kreh- 
ses als südlicher Grenze ihrer Auf- 
gaben im Atlantik festhalten soll- 
"te. 1970 ist es sehr unrealistisch, 
in solchen Begriffen zu denken. 
Der Südatlantik sollte nunmehr ein- 
bezogen werden, um Hilfe und Unter- 
‚stützung zu geben für unsere portu- 
giesischen Alliierten und für die 
Anstrengungen Südafrikas in seiner 
Rolle als Bastion gegen die Aus- 
breitung des Kommunismus in Afrika 
an seiner beherrschenden geographi- 
Ca Lage an den beiden Üzeanen." 
21 


Diese Argumente überzeugten augen- 
scheinlich eine Reihe einflußreicher 
Staaten der Allianz. Die Sache wurde 
nämlich innerhalb der NATO aufgewor- 
fen. Im Frühjahr 1972 erreichten die 
Befürworter einer militärischen Zusan- 
menarbeit mit den weißen Regimes ih- 
ren ersten konkreten Erfolg. Das Mili- 
tärkomitee der Nordatlantischen Ver- 
sammlung setzte einen Unterausschuß 
zur Prüfung der "Sowjetischen Seebe- 
drohung" ein. Mit diesem Unteraus- 
schuß sollte die Frage der "Bedrohung”® 
der Kaproute herausgestellt werden. 
Die Einrichtung des Unterausschusses 
und die Bestellung des Berichterstat- 
ters waren Teil der Bemühung, die 

NATO auf die von Rippon und vielen an- 
deren empfohlene Politik festzulegen. 


Dies war nur ein erster Schritt in 
diese Richtung. Die Versammlung hat 
keine Exekutivgewalt. Sie kann nicht 
für die NATD handeln. Aber als die 
einzige sich regelmäßig treffende gro- 


Be Körperschaft von NATD-Parlamenta- 
riern hat sie eine wichtige Beratungs- 
funktion. In Plenarsitzungen und Aus- 
schüssen prüft sie den ganzen Bereich 
der die NATD betreffenden Problene. 
Sie legt ihre Empfehlungen den Exeku- 
tivorganen der Allianz vor. für die 
Entwicklung der NATD-Politik sind die 
Vorstellungen der Versammlung deswe- 
gen von Bedeutung. Überdies ist das 
Militärkomitee ein wichtiges Drgan in 
der Versammlung (Assembly). Es unter- 
hält enge Verbindungen mit den ver- 
schiedenen NATD-Kommandos; ihm gehö- 
ren Militärs und Parlamentarier an. 
Es ist eins der wichtigen Foren für 
die Diskussion der Verteidigungs- und 
Militärpolitik innerhalb des NATD- 
Apparates. 


Der Unterausschuß zur "Sowjetischen 


Seebedrohung" hat offensichtlich sehr | 


breite Beachtung gefunden. Er wurde 
beauftragt, eine Analyse der sowjeti- 
schen Marinestrategie und ihrer lang- 
fristigen Auswirkungen auf die NATD 
herzustellen. Er mußte deswegen einen 
breiten Fragenkatalog behandeln, von 
der Geschichte der sowjetischen Stra- 
tegie bis zu den technischen Aspekten 
der "Bedrohung" der NATU. Alle uiese 
Themenstellungen waren mehr oder weni- 
ger unkompliziert, ganz im Rahmen der 
offiziellen NATD-Aufgaben. Es gab an 
ihnen nichts, was politisch kontro- 
vers war. 


Es ist jedoch klar, daß der Unteraus- 
schuß auch politisch neuen Boden be- 
treten sollte. Patrick Wall, Mitglied 
des britischen Parlaments, wurde zum 
Berichterstatter ernannt. Wall war 

und ist einer der führenden Befürwor- 
ter einer engen Verbindung mit den 
weißen Regimes. Er gilt als sehr ein- 
flußreich in konservativen europäi- 
schen Kreisen. Die Ernennung von Wall 
zum Berichterstatter bedeutete, daß 
der Bericht des Unterausschusses: 
zwangsläufig die traditionellen kon- 
servativen Argumente über die Gefähr- 
dung der Kaproute vortragen würde. In 
seinem ersten Entwurf eines Arbeitspa- 
piers vom Juni 1972 tat Wall, was 
wohl zu erwarten war. Kapitel VI be- 
handelte den Indischen. Dzean (22). Es 
hatte die Überschrift "Die östliche 
Umklammerung der NATD". Kapitel VII 
beschäftigte sich mit dem Südatlantik. 
Es hieß: "Die Gefahr der südlichen Um- 
klamnerung der NATD". Die Kaprouten- 
Argumentation war in den Hauptteil 

der Analyse eingearbeitet. Im ganzen 
war das Papier eine kaum verhüllte Ar- 
gumentation für eine See-Allianz mit 
Südafrika (23). Es darf wiederholt 
werden, daß dies kein Zufall sein 
konnte; man kann nur schließen, daß 
die Ergebnisse, die Wall produzierte, 
die waren, die von denen, die seine 
Ernennung sicherstellten, beabsich-. 
tigt waren. 


Der Entwurf des Arbeitspapiers vom 
Juni 1972 war eine seltsame Mischung 
aus militärischer und geoöpolitischer 


Analyse. Die "Sowjetische Seebedro- 
hung" wurde als erdumspannendes Pro- 
blem gesehen, das eine neues Machtent- 
faltung durch die NATD forderte. Dem 
Entwurf nach wurde dem konventionel- 
len und nuklearen Gleichgewicht in 
Europa zuviel Aufmerksamkeit gewid- 
met (24). Nach Ansicht des Unteraus- 
schusses war. das Wirkliche Problem, 


. daß die Sowjetunion mit einer weltwei- 


ten Strategie zur Isolation der NATD- 
Staaten begonnen hatte. Sie dehnte. 
ihre Macht politisch und militärisch 
aus. Besonders der Aufbau der sowje- 
tischen Seemacht erweiterte den sowje- 
tischen Einflußbereich. "Das Mittel- 
meer, Afrika, der Golf von Aden, der 
persische Golf und sogar die Karibik 
sind jetzt alle mögliche sowjetische 
Einflußzonen geworden - oder. wenig- 
stens Zonen starken sowjetischen Ein- 
flusses - größtenteils als direkte 
Folge sowjetischer Marineoperationen." 
(25) Darüber hinaus waren die Soe- 
operationen der NATD in den südlichen 
Dzeanen lebenswichtig geworden. 
Schließlich könnten die Versorgungs- 
linien von Nordamerika und dem persi- 
schen Golf durch die Sowjetseestreit- 
macht abgeschnitten werden (26). Es 
gab keine NATO-Pläne für den Schutz 
der westlichen Schiffahrt im Südatlan- 
tik und Indischen Dzean. Tatsächlich 
"darf SACLANT (das Dberkommando für 
die Atlantischen Gebiete, iz3u) wegen 
der politischen Empfindlichkeit eini- 
ger Regierungen gegenüber der Situa- 
tion im südlichen Afrika keine Even- 
tualpläne, aufstellen." (27) 


Um dieser weltweiten Bedrohung zu be- 
gegnen, sollten die NATD-Länder "ei- 
nen-größeren Teil ihrer Verteidigungs- 
ausgaben auf den Marinesektor verwen- 
den" (28). Es war eine logische Er-'‘ 
weiterung dieser Argumentation, den 
Aufgabenbereich der NATD zu erweitern.: 
Der Unterausschuß versäumte nicht, 
darauf hinzuweisen, daß, falls diss 
nicht möglich wäre, die notwendigen 
Maßnahmen von den interessierten Staa- 
ten innerhalb und außerhalb der Al- 
lianz auf bilateraler oder multilate- 
raler Ebene getroffen werden sollten 
(29). Die ganze Stoßrichtung der Argu- 
mentation war, daß ein gemeinsames 
Verteidigungssystem in den südlichen 
Dzeanen aufgebaut werden sollte. Die- 
ses System würde die weißen Regimes 
einschließen. Vielleicht die wichtig- 
ste der "allgemeinen Folgerungen" des 
Arbeitspapier-Entwurfes war diese: 


"Der Unterausschuß ist der Ansicht, 
daß die Aufrechterhaltung des Wen- 
dekreises des Krebses als südli- 
cher Sgegrenze der NATD gefährlich 
und überholt ist. Der Unteraus- 
schuß ist der Ansicht, daß die Mit- 
gliedsstaaten der Allianz den mili- 
tärischen Behörden der NATD erlau- 
ben sollten, die Bedrohung, der 

die NATD außerhalb des gegenwärti- 
gen NATD-Bereichs ausgesetzt ist, 
zu untersuchen. Er ist ferner der 
Ansicht, daß für die Verteidigung 
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der Kaproute vom Persischen Golf 
um das Kap durch den Südatlantik 
in das IBERLANT-Gebist eine gemein- 
same Planung entwickelt und die 
notwendigen Nachrichtenverbindun- 
gen sofort eingerichtet werden müs- 
sen. Der Unterausschuß ist der An- 
sicht, daß Südafrika und andere 
interessierte länder an dieser 
rl beteiligt werden sollten." 
30 


Im wesentlichen ging es also um Südaf- 
rika und die portugiesischen Gebiste 
in Afrika. Der Unterausschuß traf ei- 
ne Reihe von Feststellungen bezüglich 
Südafrika. Er stellte fest, daß das 
Britisch-Südafrikanische Simonstoun- 
Abkommen von 1955 die einzig existie- 
renden Vorkehrungen für den Schutz 
‘der Schiffahrt in den südlichen ÜOzea- 
nen vorsieht (31). Er schlug vor, die 
NATO-Mächte sollten von diesem Abkom- 
men verstärkt Gebrauch machen. Er be- 
schrieb den militärischen Zustand der 
südafrikanischen Marine (32). Er wies 
darauf hin, daß gerade die Arbeit an 
einem modernen Nachrichtensystem abge- 
schlossen wird und daß "Südafrika vol- 
le Nachrichtenverbindung mit der Bri- 
tischen Marine habe... (und) nit den 
USA über Puerto Rico ebenfalls Nach- 
richtenverbindungen bestehen" (33). 
Der Unterausschuß führte ferner aus, 
daß die Luftüberwachung im südlichen 
Atlantik und im südindischen Ozean 
"nur von Südafrikanischen Flugplätzen 
aus durchgeführt werden kann" und daß 
Südafrika mehr moderne Aufklärungs- 
flugzeuge benötigt (34). Er stellte 
fest, daß in diasem Gebiet "gemeinsa- 
me Manöver zum Einsatz der Nachrich- 
tentechnik sowie zur Schiffsüberwa- 
chung und U-Boot-Bekämpfung als uner- 
1äßlich betrachtet werden" (35). , 


Der Arbeitspapier-Entwurf war also 

ein wichtiges Papier. Es schlug eine 
wesentliche Veränderung der NATO-Stra- 
tegie vor. Die alten Kaprouten-Argu- 
mente, die man vorher in kleineren 
Kreise vernommen hatte, wurden in die 
Überlegungen der Allianz auf höchster 
Ebene eingeführt. Damit gewannen sie 
eine Glaubwürdigkeit, die sie sonst 
nicht gehabt hätten. Weiterhin mußte 
es vielen so scheinen, als fänden die- 
se Argumente in einflußreichen Krei- 
sen Unterstützung. Tatsächlich berich- 
tete Wall der Nordatlantischen Ver- 
sammlung, daß "der Unterausschuß über 
die sowjetische See-Bedrohung unabhän- 
gig voneinander verschiedene Kommandos 
in der Allianz aufgesucht hatte. Sein 
Bericht wurde an diese Kommandos ver- 
teilt und von ihnen gebilligt" (36). 
Damit sagte Wall genaugenommen also, 
daß er für den Vorschlag eines provi- 
sorischen Militärbündnisses mit den 
weißen Regimes die Rückendeckung ei- 
ner Reihe von NATO-Kommandos hatte. 


Der Unterausschuß hielt augenschein- 
lich eine Reihe von Besprechungen ab, 
in denen der Arbeitspapier-Entwurf vom 


Juni diskutiert und ergänzt wurde. 
Treffen wurden in Norfolk, Virginia, 
dem Hauptquartier von SACLANT (Alli- 
ierter Oberbefehlshaber Atlantik, 
iz3w), in Lissabon, dem Hauptquar- 
tier von IBERLANT und im Londoner 
Überhaus abgehalten. Zwischen den Be- 
ratungen nahmen Ausschußmitglieder 

und NATO-Personal Überarbeitungen vor. 
Der Arbeitspapier-Entwurf scheint auf 
einige Kritik gestoßen zu sein, ob 
hauptsächlich während den Beratungen 
des Unterausschusses oder denen des 
Militärausschusses ist nicht klar. 
Erwähnenswert ist jedoch, daß der Vor- 
sitzende des Unterausschusses, als 

der Bericht dem gesamten Militärkomi- 
tee vorgelegt wurde, bemerkte, "daß 
die militärischen Aspekte des Auftrags 
des Unterausschusses nicht die meisten 
Schwierigkeiten bei der Behandlung 
machten. Ein Problem, dem sich der Un- 
terausschuß gegenübersah, war die Fra- 
ge der notwendigen politischen Maßnah- 
men" (37). 


Nach Beratung ‚und Ergänzung der revi- 
dierten Endfassung des Berichts des 
Unterausschusses durch das Militärko- 
mitee in Bonn wurde ein abschließen- 
der Bericht zusammengestellt. Dieser 
abschließende Bericht über "Die sowje- 
tische See-Bedrahung"” war ein Bericht 
des gesamten Militärkomitees und hat- 
te dementsprechendes Gewicht. Eben 
dieser Bericht wurde der Versammlung 
vorgelegt. Die Sprache des endgültigen 
Berichts ist weit vorsichtiger als 

die des Arbeitspapier-Entuurfes; die 
grundsätzliche Konzeption und Argumen- 
tation sind jedoch dieselben. Der ab- 
schließende Bericht vertritt die An- 
schauung, daß die Ausdehnung der sowje- 
tischen Marine weit mehr als eine mi- 
litärische Bedrohung im engeren Sinne 
ist. Der Bericht macht sich vor allem 
Sorgen über das Problem des schwinden- 
den westlichen Einflusses, vor allem 
in der Dritten Welt; dabei wird den 
südlichen Ozeanen besondere Aufmerk- 
samkeit geschenkt (38). Die ausführli- 
chen Bezugnahmen auf Südafrika wurden 
ausgelassen oder weniger deutlich ge- 
macht. Die Vorschläge im abschließen- 


den Bericht sind im großen und ganzen 
dieselben wie im Entwurf des Arbeits- 
papiers. Die Mitglieder des Unteraus- 
schusses und des Militärausschusses 
machten sich augenscheinlich jedoch 
große Mühe, politische Fettnäpfchen 
zu vermeiden. Ber endgültige Bericht 
wird mit viel geringerer Wahrschein- 
lichkeit auf entschiedene Kritik sto- 
ßen. Nirhtsdestoweniger war er das 
Vehikel, die NATO dem Ziel näherzu- 
bringen, das Wall einige Monate frü- 
her gesetzt hatte. 


Der Bericht betonte die Wichtigkeit 
von Einflußsphären im weltweiten 
Machtgleichgewicht und er beklagte - 
in derselben Weise wie Strategen wie 
Beaufre - den schrittweisen Einfluß- 
verlust der Westmächte. Der besondere 
Hinweis auf Afrika als eine mögliche 
sowjetische Einflußsphäre, der sich 
im Entwurf des Arbeitsausschußpapiers 
fand, wurde ausgelassen. Paragraph 18 
des abschließenden Berichts behandelt 
die Frage der Einflußsphären: 


"Nach dem Zweiten Weltkrieg war 

der westliche Einfluß... Hand in 
Hand mit der Dekolonialisierungspo- 
litik und dem Rückgang der Zahl 

der ausländischen Militärstützpunk- 
te weltweit zurückgegangen. Die 
Sowjetunion und China haben beide 
in den letzten Jahren versucht, 
ihren Einfluß in der Dritten Welt 
zu vergrößern. Während China in 
dieser Hinsicht durch innere Umwäl- 
zungen und begrenzte Mittel Gren- 
zen gesetzt waren, ... war die So- 
wjetunion energischer und erfolg- 
reicher. Die Sowjetunion hat gleich- 
zeitig mit der Steigerung ihrer 
Seemacht und ihrem weltweiten ‚Auf- 
gebot von Schiffen ihren politi- 
schen Einfluß ausgebaut... Bestimm- 
te Seegebiete geraten jetzt mehr 
und mehr unter sowjetischen Ein- 
fluß. Das Anwachsen der sowjeti- 
schen Seemacht bedeutet somit 

nicht nur eine ernste militärische: 
Herausforderung der NATO-Marinen 
und eine Bedrohung der Vergsorgungs- 
linien Westeuropas, sondern schafft 
‚auch einen gegen den Westen gerich- 
teten Trend in der weltweiten Ver- 
teilung der Einflußsphären." (39) 


Der Verweis auf "gewisse Seegebiete" 
ist hier deutlich. Zwei Kapitel des 
Berichts behandeln die "Gefahren" der 
Umklammerung der östlichen und südli- 
chen NATO-Flanken. Der Bezug ist also 
derselbe; was sich geändert hat, ist 
lediglich die Sprache, sie ist etwas 
vorsichtiger. 


Eine der auffaırendsten Besonderhei- 
ten des Berichts ist seine still- 
schweigende Bezugnahme auf die Dok- 
.trin der Gegenintervention. Diese be- 
sagt, daß der Weg, einen Einflußver- 
lust oder eine Niederlage im Macht- 
kampf zu vermeiden, darin besteht, 

die eigenen Kräfte zwischen den feind- 
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lichen Kräften und jedem möglichen 
"Krisenherd" aufzubauen. (40) Es ist 
gut bekannt, daß die Militärs einiger 
Länder am Aufbau einer Gegeninterven- 
tionsmacht für den indischen Ozean 
arbeiten. Sie sehen die Expansion der 
Sowjetmarine "im Zusammenhang mit der 
zunehmenden Instabilität in diesem 
Gebiet". Die Beschreibung der "Wach- 
ablösung" im abschließenden Bericht 
ist in diesem Lichte besonders inter- 
essant: 


” 


"Die Auswirkung des immer ausge- 
dehnteren Aufmarsches sowjetischer 
Kriegsschiffe wird sich in den kom- 
menden Jahren wohl in Krisenherden 
in aller Welt bemerkbar machen. 

Die frei operierende sowjetische 
Flotte wird kaum eine mögliche Ge- 
legenheit zur Intervention in poli- 
tischen Krisenherden auslassen, wo 
das wirtschaftlichen, politischen 
und strategischen Nutzen bringt. 

Es ist interessant, daß die Regie- 
rungen Kenias und Tansanias, als 
sie 1364 von Aufständen bedroht 
wurden, sich mit der Bitte um Hil- 
fe an die nächst erreichbaren Flot- 
ten wandten. Damals waren es Ein- 
heiten der britischen Flotte... 

die ihnen zur Hilfe kamen. Sollte 
sich eine solche Situation wieder 
ergeben, hält &s Ihr Berichterstat- 
ter für wahrscheinlicher, daß die 
erreichbaren flotteneinheiten 

nicht der britischen oder einer an- 
deren NATO-Flotte angehören, son- 
dern sowjetische Flotteneinheiten 
wären. Sollte die sowjetische Flot- 
te eingreifen, könnte sich ihre Be- 
ziehung zu der Regierung, die sie 
zur Hilfe gerufen hatte, völlig 
verändern. Eine wachsende sowjeti- 
sche Seemacht auf der ganzen Welt 
könnte deshalb langfristig eine 
Wachablösung auf der internationa- 
len Bühne bedeuten." (41) 


Die stillschweigenden Folgerungen wer- 
den hier nicht ausgesprochen. Es wird 
jedoch deutlich, daß der Berichter- 
statter und viele andere sich bemühen, 
eine solche Entwicklung zu verhindern. 
Sie legen im abschließenden Bericht 
Vorschläge vor, die die NATU dem Auf- 
bau einer gemeinsam mit anderen Mäch- 
ten im indischen Ozean betriebenen Ge- 
geninterventionsstreitmacht näherbrin- 
gen sollten. Dies war die Absicht, 

die mit so vielen Worten nirgends an- 
gesprochen wurde. Die Analyse deutet 
wohl auf eine Beziehung zu ihren Vor- 
schlägen hin. Wenn die Vorschläge 
nicht ganz soweit gehen, wenn sie 
"nur" ein System der Erkennung und 
Überwachung anregen sollen, ist kaum 
einzusehen, warum "Einflußsphären" 

und "Wachablösung" so betont werden. 


Die Vorschläge des abschließenden Be- 
richts wurden viel vorsichtiger ge- 
faßt. Einige waren allgemein, einige 
speziell. Sie waren im ganzen zurück- 
haltender und weniger deutlich als. 
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die, die im Arbeitspapier-Entwurf auf- 
gestellt wurden. Ausgeführt würden 

sie wahrscheinlich in dieselbe Rich- 
tung führen. Die wichtigeren allgemei- 
nen Schlußfolgerungen und Vorschläge 
hinsichtlich der südlichen Ozeane wa- 
ren die folgenden: 


"Der Unterausschuß ist der Ansicht, 
daß es vom militärischen Standpunkt 
gesehen nicht sinnvoll ist, daß der 
Aufgabenbereich der NATO am Wende- 
kreis des Krebses enden soll." (42) 


"Der Unterausschuß sieht hingegen 
keinen Grund, warum die militäri- 
schen Behörden der NATU die Vertei- 
digungsplanung und Überwachung 
nicht über diese Grenze hinaus aus- 
führen sollen... 

und sieht keinen Grund, warum 

nicht in Friedenszeiten Nachrich- 
tenverbindungen von jenseits die- 
ser Grenze zu SACLANT und IBERLANT 
sichergestellt werden sollten." 
(43) 


"Erwogen. werden sollte eine ständi- 
ge westliche Präsenz im indischen 
Ozean, um den sowjetischen Einfluß 
in diesem Gebiet auszugleichen." 
(44) 


Im endgültigen Bericht nahm die Idee 
einer gemeinsamen Verteidigungsstreit- 
macht einen weit weniger hervorragen- 
den Platz ein, sie wurde als überle- 
genswert vorgetragen; eine Reihe wich- 
tiger Vorschläge weisen jedoch in die- 
se Richtung. Nach ihnen sollten Ar- 
beits-Absprachen eine begrenzte mili- 
tärische Zusammenarbeit in den südli- 
chen Ozeanen herstellen. Südafrika 
wird nicht erwähnt. Eine Reihe von mi- 
litärischen Quellen machen es jedoch 
klar, daß selbst diese Art von Vor- 
schlägen die Mitarbeit der Regierung 
von Südafrika erfordert. (45) Der 
Schlußbericht machte keinerlei spezi- 
fische Vorschläge in bezug auf Portu- 
gal. Das Thema erwies sich offensicht- 
lich als überaus kontrovers. Dennoch 
ist klar, daß die Mitglieder des Un- 
tsrausschusses sich mit dieser frage 
beschäftigten. Der abschließende Be- 
richt enthält nämlich einen Verweis 
auf die mögliche Nützlichkeit gewis- 
ser portugiesischer Inseln und auf 
Einrichtungen auf dem afrikanischen 
Festland: 


"Portugal, ein NATO-Mitglied, wäre 
in der Lage, Militäreinrichtungen 
auf den Azoren, den Kapverdischen 
Inseln, Madeira und Sao Tome be- 
reitzustellen zusammen mit Einrich- 
ungen auf dem afrikanischen Fest- 
land, um bei der Wahrnehmung des 
Schutzes der Kap-Route - wenn dies 


seitens der NATO erforderlich wäre 


- zu helfen." (46) . 


3!es kommt fast einem Angebot gleich, 
von Portugals Militäreinrichtungen in 
ger südlichen Hemisphäre Gebrauch zu 
machen. Denn diese Ausführungen müs- 
sen in ihrem Zusammenhang gesehen wer- 


den. Die Bedeutung dieses ganzen Argu- 
ments in dem Schlüßbericht liegt dar- 
in, daß die NATO zu einer aktiven Ver- 
teidigungsplanung in den südlichen 


. Dzeanen geführt werden soll. Die Aus- 


führung eines Verteidigungsplanes in 
den fraglichen Gebieten würde Militär- 
einrichtungen erfordern. Portugal ist 
ein NATO-Mitglied und besitzt die ge- 


wünschten Einrichtungen. 


Tatsächlich würde es wohl schwer sein, 
irgendeinen Verteidigungsplan Über- 
haupt auszuführen, wenn der Gebrauch 
dieser Einrichtungen nicht gestattet 
wäre. In diesem Zusammenhang ist solch 
eine Aussage, so unglaublich sie auch 
scheinen mag, eine scharfsinnige for- 
derung, das Verbot abzuschaffen, das 
bis jetzt die NATO als Organisation 
aus Portugals afrikanischen Gebieten 
herausgehalten hat. Die Portugiesen 
haben schon seit einiger Zeit ver- 
sucht, die NATO nach Afrika zu brin- 
gen. Sie wissen, daß, falls ihre Ange- 
bote einmal angenommen würden, die 
NATO ein Interesse an der Sicherung 
der Stabilität in den Gebieten haben 
wird, in denen ihre Kräfte portugiesi- 
sche Militäreinrichtungen benutzen. 


Nach Billigung des abschließenden Be- 
richts durch den Militärausschuß wur- 
de die Diskussion bei den Treffen der 
gesamten Versammlung in Bonn fortge- 
setzt. Im Laufe dieser Treffen unter- 
breitete das Militärkomitee der Ver- 
sammlung eine diesbezügliche Empfeh- 
lung. Diese Empfehlung, Empfehlung 22, 
über die "sowjetische Seebedrohung" 
beinhaltet viele der ursprünglich von 
Patrick Wall benutzten Formulierungen. 
Die Präambel betonte nochmals, daß 
sich eine ernsthafte Bedrohung des 
Einflusses und der Interessen der 
NATO-Mächte "außerhalb der Grenzen 

des NATO-Bereichs" entwickle. Die Ver- 
sammlung empfahl dem Nordatlantikrat: 


"a. die Empfehlungen der Paragra- 
phen 147 bis 180 des Berichts des 
Unterausschusses des Militäraus- 
schusses über sowjetische Seebedro- 
hung (Berichterstatter Patrick 
Wall, Dokument P 119 MC (72) 5) zu 
studieren; ‘ 


b. SACLANT die Bevollmächtigung zu 
erteilen, den Schutz der für die 
europäischen NATO-Staaten lebens- 
wichtigen Schiffahrtslinian im in- 
dischen Ozean und im Südatlantik 
zu planen, einschließlich Überwa- 
chung und Nachrichtenwesen; 


c. eine detaillierte Übersicht zu 
erstellen über den gegenwärtigen 
Ülbedarf von Nordamerika und der 
europäischen NATO zusammen mit ei- 
nem 10-Jahresplan unter Berücksich- 
tigung der gegenwärtigen und vor- 
aussichtlichen Vorratsquellen; die 
Frage der strategischen Vorräte in 
der europäischen NATO noch einmal 
neu zu überdenken und Wege und Mög- 
lichkeiten der Vergrößerung gegen- 


wärtiger Vorräte zu untersuchen." 


(48) 


Nach einiger Diskussion wurde diese 
Empfehlung von der Versammlung ange- 
"nommen. So wurde sie eine Empfehlung 
der parlamentarischen Körperschaft 

der NATO an eines der Exekutivorgane 
der. NATO selbst. In diesem Stadium 

gab die Empfehlung keinerlei offiziel- 
le Position der NATO wieder. Die Ver- 
sammlung hat nur beratende funktion. 
Nichtsdestoweniger war die ganze Ange- 
legenheit sehr weit gediehen; und der 
Weg zur Handlung war vorbereitet. 

Wall und seine Anhänger hatten ihre 
Kampagne bis zu höchsten Ebenen ge- 
bracht. Und es gelang ihnen, etwas 
herzustellen, das sich als Überein- 
stimmung unter den NATO-Mächten dar- 
stellen läßt. 


Die Passage der Empfehlung 22 bei den 
Bonner Sitzungen der Versammlung 16- 
ste beträchtliche Unruhe in einigen 
europäischen Ländern aus. Parlamenta- 
rier in Norwegen, Dänemark ‘und den 
Niederlanden vertraten die Ansicht, 
daß, obwohl die Empfehlung keinen di- 
rekten Bezug zur Politik habe, sie 

als grünes Licht von militärischen 
Planern und Politikern betrachtet wer- 
de. Sie werden jetzt, so wird .argumen- 
tiert, eine Lobby aufbauen für die 
Durchführung der Verteidigungsplanung 
und von vielleicht viel mehr. Die Kri- 
tiker meinten, daß dis Passage der 
Empfehlung ein Miägriff war. Einige 
wandten ein, daß sie eine "verdeckte 
Ausweitung der NATO ins südliche Af- 
rika" bringe (49). 


Westliche Regierungen haben sehr emp- 
findlich auf diese Kritik reagiert. 
Und sie gaben es auf, den Vorgang 
überhaupt zu leugnen. Das US-Verteidi- 
gungsministerium zun Beispiel behaup- 
tete, daß die Kritik aus einer "Fehl- 
interpretation" der Ereignisse beim 
Bonner Treffen. resultiere. In einer 
Note an das "House Subcommittee on 
Africa" verwies das Ministerium auf 


die Diskussion bei der Bonner Versamm- 


lung über den möglichen. Gebrauch der 
Kapverdischen Inseln durch die NATO 
(50). Es hielt daran fest, daß es 
"keinerlei offizielle Information 

über die Möglichkeit einer Einverlei-: 
bung der Kapverden in den NATO-Zustän- 
 digkeitsbereich" habe. Es behauptete 
auch, daß die Diskussion die NATO. 
nicht offiziell betreffe, da die Ver- 
sammlung "kein offizielles NATO-Organ" 
sei. Es gab zu, daß die Versammlung 
dem Rat empfohlen hatte, es möge SAC- 
LANT bevollmächtigen, den Schutz der 
lebenswichtigen Schiffahrtslinien in 
den südlichen Ozeanen zu planen. Das 
Department behauptete, die Berichte, 
daß die NATO sich selbst in Aktivitä- 
ten südlich des Wendekreises des Kreb- 
ses einmische, beruhten wahrschein- 
lich auf einer "öffentlichen Fehlin- 
terpretation der Ansichten der Parla- 
mentarier der NATO-Versammlung". Kurz, 
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die Note des Departments besagte, daß 
nichts von Bedsutung in Bonn gesche- 
hen sei. 


Es ist heute klar, daß dies nicht 
stimmt. Die Erwägungen der Nordatlan- 


‚tischen Versammlung von 1972 erwiesen 


sich als weit mehr als ein Sandkasten- 
spiel. Sie waren das Vorspiel zu ei- 
nem offiziellen Beschluß in Richtung 
einer gemeinsamen Verteidigungspla- 
nung mit den weißen Regimes. Der Be- 
schluß wurde von einem Exekutiv-Urgan 
der NATO getroffen, wenn auch nicht 
vom NATO-Rat. Auf einer Ministersit- 
zung in Brüssel im Juni 1973 verab-- 
schiedete das Verteidigungsplanungsko- 
mitee der NATD ein geheimes Kommuni- 
qu& bezüglich der Empfehlung 22. Das 
Kommunique gab SACLANT die Vollmacht, 
für Eventualfälle "außerhalb des NATO- 
Bereichs" zu planen. Damit war der Ne- 
chanismus offiziell in Gang gesetzt. 


Das Verteıidigungsplanungskomitee ver- 
eint die Verteidigungsminister der 
NATO-Mächte (51), es ist das wichtig- 
ste mit Verteidigungsfragen befaßte 
Exekutiv-Organ der NATO. Seine Ent- 
scheidungen in diesen Fragen haben 

das gleiche Gewicht wie die des Rats. 
Die Erörterungen des Verteidigungspla- 
nungskomitees im Juni 1973 machten 

die Empfehlung der Versammlung zur of- 
fiziellen Politik, sie legten die _ 
NATO als Organisation auf ein Engage- 
ment. in den südlichen Ozeanen fest. 
Das war ein augenfälliger Schritt in 
Richtung auf eine militärische Zusam- 
menarbeit mit den weißen Regimes. Die 
für diese heimliche Wende Verantwort- 
lichen wissen das. Deshalb haben sie 
sich solche Mühe gegeben, die ganze 
Angelegenheit geheim zu halten. 


SACLANT befaßt sich heute aktiv mit 

Eventualplänen. Aber sogar innerhalb 
der NATO wird betont, daß diese Pla- 
nung in keiner Weise eine Verpflich- 
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tung für weitere Handlungen einschlie- 
Be. Solche Behauptungen sind zweifel- 
los politisch notwendig. Sie sind je- 
doch auch offensichtlich irreführend. 
SACLANT ist jetzt tatsächlich dabei, 
einen Plan für die Verteidigung des 
Südatlantiks und des indischen Uzeans 
aufzustellen. Das heißt, es stellt im 
wesentlichen eine Studie über Proble- 


me, Bedarf und Möglichkeiten usw. auf.. 


Es wendet sich an NATO-Regierungen, 

um herauszufinden, welche Informatio- 
nen sie zu diesen Fragen haben. Es 
wurde vereinbart, daß keine Nicht- 
NATO-Regierungen in diesem Untersu- 
chungsprozeß konsultiert werden. Es 
kann jedoch kein Zweifel bestehen, 

daß die Südafrikanische Regierung 
schon auf der jetzigen Planungsstufe 
indirekt teilnehmen wird. Denn die 
britische Regierung wird über die 
durch das Simonstown-Abkommen geschaf- 
fenen Kanäle unvermeidlich das südaf- 
rikanische Marine-Kommando konsultie- 
ren. Auf andere Weise wäre sie nicht 
in der Lage, viel an aktueller Infor- 
mation über die relevanten Fragen bei- 
zutragen. So wird Südafrika, auch ” 
wenn die Zusammenarbeit mit diesem 
Land ausdrücklich untersagt wurde, 
über die Briten Informationen weiter- 
leiten. Mit anderen Worten - Südafri- 
ka kommt durch die "Hintertür" her- 
ein. Südafrika kann auch Informatio- 
nen über andere bilaterale Kanäle lie- 
fern. All dies wird innerhalb der 

NATO zugegeben. j 


NATO-Quellen haben sehr viel Wert dar- 
auf gelegt, zu betonen, daß die Pla- 
nung unter sehr restriktiven Bedingun- 
gen vorgehe. Als das Verteidigungspla- 
nungskomitee an SACLANT seine Anwei- 
sungen yab, stellte es sinige Vorbe- 
dingungen, um alle offensichtlichen 
politischen Schwierigkeiten zu vermei- 
den. So bestand es offensichtlich dar- 
auf, daß : 


1. Planungsaktivitäten nur die SAL- 
LANT-Hauptquartiere einschließen 
sollten und keine anderen NATO- 
oder nationale Kommandos, 


2. keine Nicht-NATO-Regierung von 
SACLANT selbst konsultiert werden 
sollte, 


3. die Planungy nur auf dem Papier be- 
stehen sollte, d.h. Vorausplanung, 
es sollten keine gemeinsamen Manö- 
ver oder Unternehmungen stattfin- 
den, 


4. keine Ausführung der geplanten Vor- 
bereitungen stattfinden sollte oh- 
ne die ausdrückliche Bewilligung 
des Verteidigungsplanungskomitees, 


5. besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
werden sollte der Planung der Ver- 
teidigung der Ül-Nachschublinien 
vom Persischen Golf, d.h. dem indi- 
schen Ozean, 


6. es selbstverständlich sei, daß die 
Tatsache der Verteidigungsplanung 
der Routen des Südatlantiks und 


des indischen Ozeans keinerlei Ver- 
pflichtung von seiten der NATO dar- 
stell». 


Diese Einschränkungen schienen die 
NATO vor der Verantwortung unbedach- 
ter Verstrickung mit den weißen Mäch- 
ten im südlichen Afrika zu schützen. 
Jedoch berichten NATD-Quellen, daß 
diese Beschränkungen formal und sonst 
wohl nichts seien. Man weiß und gibt 
zu, daß das Meiste zwischen den Zei- 
len steht, sowohl im Kommunique des 
Verteidigungsplanungskomitees als 
auch in den Außerungen der SACLANT- 
Uffiziere. 


Es sollte bemerkt werden, daß selbst 
die gegenwärtige Planung wahrschein- 
lich eine Verletzung der Artikel der 
NATO darstellt. Der Vertrag bestimmt 
den NATO-Bereich als das Gebiet nörd- 
lich des Wendekreises des Krebses. Es 
stimmt, daß Südafrika zur Zeit nicht 
offiziell von SACLANT konsultiert 
wird. Aber Portugal wird zu einer Rei- 
he von Fragen konsultiert. SACLANT un- 
tersucht gerade den Stand des Nach- 
richtenwesens, die Kapazität der Flug- 
plätze, die Verkehrsdichte auf den 
Meeren usw. Es stellt also Nachfor- 
schungen zu Fragen an, die die portu- 
giesischen Afrikagebiete und Inselbe- 
sitzungen betreffen. Zusammenarbeit 
der NATO mit Portugal in Angelegenhei- 
ten außerhalb das NATO-Bereichs ist 
vermutlich imner noch eine Verletzung 
des Vertrages. Sicherlich ist es die. 
Ansicht vieler Parlamentarier, daß 

die NATUO sich nicht dem Verdacht aus- 
setzt, in die portugiesischen Afrika- 
besitzungen einzumischen. 


Der bedeutendste Punkt ist jedoch, 

daß die Änderung, die von Wall und 
seinen Anhängern in Bewegung gesetzt 
wurde, wohl schwerlich bei der Vorbe- 
reitung eines papierenen Planes zur 
militärischen Verteidigung der südli- 
chen Ozeane auf dem Papier bleiben 
wird. Was auch immer NATO-Sprecher sa- 
gen mögen, solche Pläne werden für ei- 
nen bestimmten Zweck aufgestellt. 
NATO-Regierungen haben gezeigt, daß 
sie sich mit der ganzen Angelegenheit 
befassen. Indem sie nämlich ihre Poli- 
tik geheimhalten, sind sie ein be- 
trächtliches Risiko eingegangen. Wenn 
ein Plan aufgestellt worden ist, kann 
nan kaum annehmen, daß er einfach in 
der Schublade landet. Der eine oder 
andere Plan wird irgendwann ausge- 
führt werden müssen. 


Wenn ein Plan aufgestellt ist, bleibt 
noch eine Reihe von Fragen. Jeder 

Plan zeigt, daß eine bestimmte Vertei- 
lung militärischer nebst flankierender 
Einrichtungen notwendig ist, um die 
Kap-Route zu "schützen". Und diese 
Kräfte werden in Bereitschaft gehalten 
werden müssen. Daher wird die Ausfüh- 
rung jedes Eventualplanes die Beteili- 
gung Portugals und Südafrikas erfor- 
dern; es werden Basen nötig sein; 


Nachrichtenverbindungen werden einge- 
richtet werden müssen; die Luftüberwa- 
chung von Bewegungen auf dem Meer 
wird organisiert werden müssen. Mari- 
ne-Einheiten: werden benötigt werden, 
um.das Gebiet zweckmäßig zu erfassen. 
Die NATD-Länder können diese Dinge 
nicht in den Südatlantik und den indi- 
schen Ozean liefern. Sie werden sich 
deshalb auf Portugal und Südafrika 
verlassen müssen. Die südlichen ÜOzea- 
ne können ohne die aktive Mitarbeit 
dieser beiden Mächte nicht beschützt 
werden. So führen alle Wege zur Ein- 
richtung einer gemeinsamen Verteidi- 
gungstruppe in dieses Gebiet. Genau 
das haben Militärplaner nunmehr seit 
einigen Jahren vorgeschlagen. In ih- 
rem Artikel in "The Naval War College 
Review" argumentierte Commander Coye: 


"Im Lichte des Anliegens der USA, 

“ ihre Interessen im indischen Ozean 
zu schützen und um den sowjetischen 
und chinesischen Initiativen in 
diesem Gebiet zu begegnen, sollte 
die Schaffung einer stark sichtba- 
ren multilateralen militärischen 
Präsenz, vor allem zur See, ein 
langfristiges Ziel sein. ... Die 
Vereinigten Staaten sollten die Na- 

“tionen dieses Gebiets ermutigen, 
mit ihren Streitkräften in einen 
multinationalen Flottenverband zu 
operieren. Die Marine der Republik 
Südafrika sollte zur Teilnahme ein- 
geladen werden, auch wenn mit poli- 
tischen Schwierigkeiten gerechnet 
werden muß. Dieser Staat verfügt 
über die einzigen, starken Seestreit- 
kräfte im südlichen Afrika. Diese 
Art vereinter Präsenz wird zun 
Schutz der Interessen aller Natio- 
nen führen und die Stabilität in 
diesem Gebiet fördern." (52) 


Man muß wohl fragen, warum die NATO- 
Mächte sich solche Mühe geben, auf 
eine militärische Zusammenarbeit hin- 
zusteuern. Warum haben sie fortgesetzt 
Druck ausgeübt gegen solch starke Op- 
position in verschiedenen Ländern. 
Warum sind sie’ alle Risiken eingegan- 
gen, die mit einer Ausweitung der 
NATO auf einer informellen Ebene ver- 
bunden sind ohne volle öffentliche 
Auflegung der Angelegenheit. Warum 
sind sie das Risiko eingegangen, die 
Bonner Empfehlung unter dem Mantel 
der Verschwiegenheit auszuführen? 


Die Antwort auf diese Fragen ist noch 
nicht vollkommen klar. Aber sie ist 
klar genug, um ernste Besorgnis zu 
rechtfertigen. Es muß vor allem fest- 
gestellt werden, da@ die Kap-Routen- 
Argumentation in ihrer konventionel- 
len Fassung von zwei verschiedenen 
Gefahren ausgeht. Die erste Gefahr be- 
steht. darin, daß die sowjetische See- 
macht benutzt werden wird, um die le- 
benswichtigen Versorgungswege um das 
Kap abzuschneiden. Dieses Argument 
wurde benutzt, um die "südliche Sache" 
innerhalb der NATUÜ voranzutreiben, 
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SACLANT stellt Pläne zur Verteidigung 
dieses Gebietes auf, weil das Vertei- 
digungsplanungskomitee schloß, daß 
Europas Ülzufuhrrouten verletzbar 
sind. Die sowjetische Seemacht, so 
wurde argumentiert, stelle eine mili- 
tärische Bedrohung der Kap-Route dar. 
Die Schwierigkeit bei dieser Argumen- 
tation besteht darin, daß sie sehr we- 
nig Sinn ergibt. Die Individuen und 
Regierungen, die sich mit dieser spe- 
ziellen Frage beschäftigt haben, ha- 
ben nie richtig klar gemacht, was sie 
unter dieser "Bedrohung" verstehen. 
Tatsächlich haben eine Reihe von mili- 
tärischen Analytikern gesagt, daß es 
kein glaubwürdiges "Drehbuch" für ei- 
ne militärische Bedrohung der Kap- 
Route gibt (53). Es ist höchst un- 
wahrscheinlich, daß die Sowjetunion 

in der Lage ist, die fraglichen 
Schiffahrtslinien auch nur zu stören 
geschweige denn abzuschneiden. Zum er- 
sten hat sie gar nicht genügend Kräf- 
te in diesem Gebiet stationiert, es 
sind nämlich kaum mehr als vier Kampf- 
einheiten gleichzeitig im indischen 
Ozean. Zum zweiten sind die eingesetz- 
ten sowjetischen Einheiten nicht von 
dem Typ, den man zur angesprochenen 
Bedrohung benötigte. Die sowjetischen 
Kampfverbände scheinen wesentlich ei- 
ne Ausgleichsmacht zu sein, deren Ein- 
satz im indischen Ozean eine Antwort 
auf den amerikanischen Einsatz von 
Polaris-U-Booten dort ist (54). Und 
drittens ist die "Kap-Route" ein viel 
zu großes Gebiet, um überwacht zu wer- 
den. Es gibt eine große Meeresfläche 
zwischen dem Kap und der südlichen 
Eislinie. Sie könnte von etwas wie 

den anwesenden sowjetischen Streit- 
kräften' nicht abgedeckt werden. Der 
indische Ozean und der Südatlantik 
stellen weit größere Probleme. Schließ- 
lich hat die Sowjetunion einfach nicht 
die logistischen und anderen Hilfsein- 
richtungen zur Stationierung einer 
Flotte, die eine militärische Bedro- 
hung der Kap-Route darstellen könnte. 
Wenn sie keine große Flotte in diesem 
Gebiet unterhalten kann, dann kann 
auch keine konventionelle militärische 
Bedrohung für die. Seerouten bestehen. 


Geoffrey Jukas faßte die Gründe gegen 
diese Version der Kap-Routen-Argumen- 
tation vor einigen Monaten in einen 
Papier für das "Internationale Insti- 
tut für strategische Studien" in Lon- 
don zusammen: 


"Die sowjetische Flottenpräsenz im 
indischen Ozean ist bislang für 
weitreichende Operationszwecke 
nicht groß genug und nicht genügend 
ausgestattet. Sie stellt wohl eine 
Kombination dar zwischen einer mehr 
symbolischen Streitmacht, einen 
Kommando zur Erkundung des Ter- 
rains, eine Mischung von SSM, SAM 
und ASW-Schiffen, ausgerichtet auf 
eine Anti-Polaris- und/oder Flug- 
zeugträger-fFunktion, mit dem ..zu- 
sätzlichen politischen Ziel der Si- 
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cherung der Kernwaffenfreiheit des 
indischen Ozeans." (55) 


Deshalb dürften die für die Schritte 
in Richtung auf eine militärische Zu- 
sammenarbeit mit den weißen Regimes 
angegebenen Gründe schwerlich die 
wirklichen Gründe sein. Jedoch bezieht 
sich die Kap-Routen-Argumentation auf 
eine zweite Gefahr. Es ist die Gefahr, 
daß die sowjetischen Marinestreitkräf- 
te zur Ausweitung des sowjetischen 
Einflußes eingesetzt werden. In den 
Dokumenten der NATU-Versammlung von 
1972 spielt diese Version des Argu- 
ments eine wichtige Rolle. Tatsäch- 
lich läuft die ganze Argumentation in 
diesen Dokumenten darauf hiraus, daß 
dies die Hauptgefahr ist. Dies scheint 
das Problem zu sein, das in bestimmten 
Kreisen Alarm ausgelöst hat. Denn, wie 
man sah, wird die militärische Situa- 
tion in Südafrika sehr ernst; die wei- 
ßen Regimes geraten zunehmend unter 
Druck. Es besteht die Möglichkeit, 

Jaß die Portugiesen in ein oder zwei 
Jahren aus Mozambique vertrieben wer- 
den. Eine solche Entwicklung wäre na- 
türlich verhängnisvoll. Und die west- 
lichen Mächte sind klar besorgtıdar- 
über, daß eine sowjetische Präsenz im 
indischen Dzean irgendwie das Ergeb- 
nis der sich anbahnenden politischen 
Umwälzungen in diesem Gebiet beein- 
flussen könnte. Folglich, so scheint 
es, versuchen sie eine Gegenpräsenz 
aufzustellen, um die sowjetische 

Macht dort zu neutralisieren. 


Der wirkliche Grund also für die in- 


formelle Ausweitung der NATUO in die 
südlichen Ozeane hinein ist also, den 
Druck auf die weißen Regimes zu min- 


dern. Die Schaffung einer westlichen 
Mserespräsenz im indischen Ozean wür- 
dig einen neuen Faktor in die Politik 
dieser Region einführen. Für Portugal 
und Südafrika würde selbst eine indi- 
rekte Rolle bei dem Aufbau einer sol- 
chen Streitmacht von Vorteil sein. 
Ihre Macht in diesem Gebiet würde 
sehr verstärkt werden. Ein Mitglied 
des Unterausschusses über die "so- 
wijietische Seebedrohung" bestätigte 
kürzlich, daß dies der Grund sei: Der 
scheinbare Grund, so äußerte er, für 
den Druck, die Empfehlung 22 zu verab- 
schieden, war nicht der wirkliche. Das 
Problem war nicht irgendeine plüötzli- 
che "Bedrohung" der Schiffahrt im in- 
dischen Dzean oder irgendwo sonst. 
Die wirkliche Bedrohung entstand aus 
den sich ändernden Gleichgawicht der 
Kräfte im südlichen Afrika. Der Zweck 
der Empfehlung an den NATO-Rat be- 
stand darin, "unseren potentiellen 
Verbündeten im südlichen Afrika" zur 
Hilfe. zu kommen, falls die Notwendig- 
keit sich ergeben sollte. Die. infor- 
mell getroffenen Abmachungen zur Aus- 
weitung der NATU, die zu dieser Zeit 
vorgeschlagen wurden, sind nötig, 
wenn diese "potentiellen Alliierten" 
Hilfe brauchen. 
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SAR:; Konflikt mit der Kirche 


Eine Resolution des Südafrikanischen 
Kirchenrates hat zu einer ernsten Kon- 
frontation zwischen dem Rat und der 
südafrikanischen Regierung geführt. 
Diese Resolution wurde auf einer Kon- 
ferenz des Kirchenrates in Hammans- 
kraal gefaßt und soll über die Nit- 
gliedskirchen an alle Gemeindeglieder 
gerichtet werden. 


Premierminister John Vorster hat die 
Resolution scharf kritisiert und er- 
klärt, er betrachte sie als eine "sehr 
ernste" Angelegenheit, die Konsequen- 
zen für Südafrika haben könnte. "Ich 
möchte ernsthaft darauf hinweisen, daß 
jene, die in dieser Weise mit dem Feu- 
er spielen, es sich sehr gründlich 
überlegen müssen, bevor sie sich ihre 
Finger unwiderruflich verbrennen", 
sagte Vorster. Der südafrikanische 
"Verteidigungsminister Piet Botha hat 
rechtliche Schritte angekündigt. Die 
afrikaans-sprachigs Zeitung "Die Bur- 
ger", die die Regierungspolitik unter- 
stützt, bezeichnete die Resolution 

als "verrückts floralität" (epd, 5.8). 


Nachstehend bringen wir Auszüge aus 
der Resolution: 


"... erklärt die Konferenz, 


5. daß in der Republik Südafrika ge- 
genwärtig eine grundsätzlich unge- 
rechte und. diskriminierende Gesell- 
schaftsordnung besteht und daß die- 
se Ungerechtigkeit und Diskriminie- 
rung die primäre, institutionali- 
sierte Gewalt darstellt, die erst 
die Gegengewalt der Terroristen 
oder Freihsitskämpfer ausgelöst 
hat, . 

6. daß die Streitkräfte unseres Lan- 
des darauf vorbereitet werden, die- 
se ungerechte und diskriminierende 
Gesellschaftsordnung zu verteidi- 
.gen und daß die Drohung mit militä- 
rischer Macht schon jetzt dazu be- 
nutzt wird, den Status quo gegen 
Bemühungen um einen radikalen Wan- 
del zu verteidigen, die außerhalb 
der weißen Wählerschaft unternom- 
men werden, 

7, daß es heuchlerisch ist, die Ge- 
waltanwendung der Terroristen oder 
Freiheitskämpfer zu bedauern, wäh- 


rend wir selbst uns darauf vorberei- 


ten, unsere Gesellschaft mitsamt 
ihrer institutionalisierten Gewalt 
durch Anwendung noch größerer Ge- 
walt zu verteidigen, 

8. daß die Ungerechtigkeit und Be- 
drängnis, unter denen die schwar- 
zen Völker Südafrikas leiden, weit- 
aus größer sind als die, gegen die 
die Buren ihren ersten und zweiten 
Unabhängigkeitskrieg führten. Wenn 
wir die Gewaltanwendung der Buren 
(oder die Gewalt des englischen Im- 
nherialismus) gerechtfertigt und be- 


hauptet haben, daß Gott auf ihrer 
Seite sei, so ist es Heuchelei zu 
leugnen, daß dasselbe auf die 
Schwarzen und ihren gegenwärtigen 
Kampf zutrifft, 

9. daß sie die Grundlagen in Frage, 
stellen muß, auf denen den Streit- 
kräften Militärpfarrer gestellt 
werden, damit es nicht so aussieht, 
als drücke ihre Anwesenheit dort 
moralische Unterstützung für die 
Verteidigung unserer ungerechten 
und diskriminierenden Gesellschaft 
aus. 


Kriegspsychose 


in Südafrika Publik-Forum 
„Verwerfliches Verhalten der Kirchen“ 20.9.74 


D: Kontroverse zwischen dem Staat Süd- 
afrika und den Kirchen spitzt sich da- 
bei zu. Im Hinblick auf eine Entschließung 


des Sädafrikanischen Kirchenrates hat die 

Regierung den Entwurf eines Gesetzes im 

Parlament eingebracht. Danach soll jeder 

Versuch, einen Wehrpflichtigen zur Verwei- 

gerung des Wehrdienstes aufzurufen oder 

zu überreden, mit Geldstrafen bis 40 000 

DM, Gefängnis bis zu zehn Jahren oder 

Geld- und Freiheitsstrafen geahndet wer- 

en. Bu 
Verteidigungsminister Botha begründete 

den Gesetzentwurf damit, daß die gegen- 

wärdige Gesetzgebung keine Handha e & B 

en Personen und Organisationen biete, die | _ n 
sich, wie der Südafıkanische Kirchenrat, ‚Arthur Meyer-Baerma 
„dieses verwerflichen Verhaltens“ schuldig . 


machten. 


Darum stellt die Konferenz folgendes 

fest: 

2. Sie ruft ihre Mitgliedskirchen auf, 
ihre Mitglieder angesichts des Vor- 
hergsesagten zur. Beschäftigung mit 
der Frage anzuregen, ob der Aufruf 
Christi, sein Kreuz auf sich zu 
nehmen und ihm nachzufolgen, um 
sich dadurch mit den Unterdrückten 
zu identifizieren, nicht in unse- 
rer Situation bedeutet, daß man 
den Wehrdienst aus Gewissensgrün- 
den verweigert. 

3. Sie ruft jene Mitgliedskirchen, 
die den Streitkräften Militärpfar- 
rer stellen, auf, die Grundlage 
der Ernennung dieser Pfarrer zu 
überprüfen. 

4. Sie würdigt den Mut und das’ Zeug- 
nis derer, die bereit waren, ins 
Gefängnis zu gehen, um gegen unge- 
rechte Gesetze und. eine ungerechte 
Politik in unserem Land zu prote- 
stieren, und die uns allen damit 
ein Beispiel gegeben. haben. 

6. Sie betet für die Regierung und die 
Menschen in unserem Land und ruft 
sie eindringlich auf, schnelle 
Schritte zu einem radikalen und 
friedlichen Wandel in unserer Ge- 
sellschaft zu unternehmen, damit 
die Gewalt und der Krieg, in die 
unsere Gesellschafts-, Wirtschafts- 
und Innenpolitik uns hineinzieht, 
vermieden werden können. 


aus: Junge Kirche, 8-9/74 
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Leserumfrage 


Die Redaktion der Blätter des iz3uw un- 
ternahm Anfang dieses Jahres in Form 
einer Fragebogenbeilage (Heft Nr. 32/ 
33) eine Leserumfrage unter den Abon- 
nenten der Blätter. Von den damals 
2466 festen Abonnenten reagierten 2568 
auf die Umfrage. Das entspricht seinen 
Antwortenrückgang von ca. 11 %. Diese 
etwas gering ausgefallene Antwortsra- 
te (ein Prozentsatz um 10 % herum ent- 
spricht allerdings den allgemeinen Er- 
fahrungen aus Umfragen digases Charak- 
ters) zwingt zur Vorsicht in der Beur- 
teilung der nachfolgenden Ergebnisse. 
Wir werden also mit diesen Ergebnis- 
sen nicht den Anspruch erheben können, 
ein repräsentatives Bild zu liefern 
über Beruf, Alter, Interessenlage usw. 
unserer Leserschaft (soweit es sich 
dabei um Abonnenten handelte; der Ein- 
zelheftverkauf über Buchhandlungen 
oder über Büchertische bei Veranstal- 
tungen oder in der Universität be- 
läu°t sich im Durchschnitt pro Heft 
nochmals auf ca. 1200 Exemplare). Wir 
glauben oder hoffen zumindest, daß 


dessen ungeachtet die durch den gerin- 


gen Antwortenrückgang bedingte stati- 
stische Verzerrung bei zumindest eini- 
gen Fragsergebnissen nicht so gravie- 
rend ist, daß uns durch dis Umfrage 
gänzlich irreführende Anhaltspunkte 
geliefert werden. Aber selbst wenn 

den vorliegenden 273 Fragebogenrück- 
gängen im allgemeinen Sinns keine sta- 
tistische Verläßlichkeit zuzubilligen 
ist, so scheint uns die Umfrage in 
einem speziellen Punkt durchaus wert- 
voll: Bei der Durchsicht der ausge- 
zählten Antworten fällt auf, daß der 
überwiegende Teil, nämlich 89 % der 
Leser, die uns den genannten Fragsbo- 
"gen beantwortet zurückgesendet haben, 
in verschiedenen Bereichen (nicht nur‘ 
in der Dritte Welt-Arbeit!) politisch 
“ aktiv ist. Ohne Frage nun ist mit an- 
nähernd 90 % der politisch - engagier- 
te (Arbeit in politischen Gruppen) 
Teil der Leser der Blätter in dem 
vorliegenden Sample von 268 weit über- 
repräsentiert. Vermutlich liegt dies-> 
bezüglich der tatsächliche Anteil bei 


nicht mehr. als 20, 30 oder maximal 

40 Prozent. Man wird demnach sagen 
können, daß die Antworten auf unsere 
Umfrage vorzugsweise aus dem Viertel 
oder Drittel der politisch aktiven 
Leser der Blätter kommen und demnach 
dieser Teil der Leserschaft von unse- - 
rer Umfrage relativ gut erfaßt wird, 
Dies scheint uns insofern bemerkens- 
wert, als es uns bislang immer wesent- 
lich darauf angekommen ist, mit den 
Blättern Impulse für konkrete politi- 
sche Arbeit zu liefern. 


Die Umfrage-Ergebnisse im einzelnen: 


Beruf: 


41 % Studenten (110); 15 % Angestell- 
te (39); 13 % Schüler (35); 9 % Leh- 
rer (25); 5 % Pfarrer (12); 8,5 % son- 


Ersatzdienstleistende, Lehrlinge, 
Hausfrauen, Arbeiter... 


Alter: 

15 % Altersgruppe 15-20 Jahre 
37 % Altersgruppe 21-25 Jahre 
24 % Altersgruppe 26-30 Jahre 
21,5 % Altersgruppe 31-40 Jahre 
Rest (2,5 %) über 40 Jahre. 


Geschlecht: 


80 % männlich 219); 
20 % weiblich (53). 


Partei/politische Gruppierung (ge- 
fragt war hier im genaueren: "Welcher 
der folgenden Parteien oder politi- 
schen Gruppen stehen Sie am nächsten? 
Cou/csuU, FDP, SPD, Juso, DKP, Soziali- 
stisches Büro, KBW, KPD".): 


35 % Juso (94); 30 % Soz. Büro (80); 
21 % SPO (57); 8,5 % KBW (23); 6,5 % 
DKP (17); 4 % KPD (11); Rest: CDU (2) 
od. FDP (5); 9,5 % der Antwortenden 
geben keine Gruppe an und 6 % nennen 
eine andere Gruppe. . 


Anmerkung: 35 Leser sind unentschie-. 
den und nennen mehrere der angegebs- 


Er 


nen Parteien oder politischen Grupp 
rungen. 


„Aktive politische Arbeit: 


Nur 11 % der Antwortenden (30) geben 

an, politisch nicht aktiv zu sein. 

Von den übrigen 238 Antwortenden 

(89 %) arbeiten im Bereich Dritte 

Welt: 124 Leser (52 %); Kirche:. 57 

(24 %); Sozialarbeit: 44 (18 %); 

Schule: 44 (18 %); Universität: 40 

(17 %); Gewerkschaften: 36 (15 %); 

Betriebe: 15 (6,5 %); Umweltschütz: 

9; Frauenemanzipation: 8. 40 Leser. 

nennen darüber hinaus.noch weitere 

politische Betätigungsbereiche (Straf- 

vollzug, Wohnungsfragen usw.).: Eine 

Vielzahl von Antwortenden betätigen 

sich in mehr als einem der oben ge- 

nannten Arbeitsbereiche. Daraus re- 

sultierten 97 Mehrfachnennungen (die 

dabei häufigste Kombination: Kirche 
.und Dritte Welt). 


Regelmäßige Lektüre anderer Zeit- 
schriften (gefragt war hier im spe- 
ziellen nach "links", "publik forum", 
"Afrika heute", "Neues Forum", "der 


Überblick", "akid", "epk"): 


94 Leser (35 %) unseres Antwort-Samp- 
les lesen keine der im Fragebogen an- 
gegebenen Zeitschriften. Die Vertei- 
lung der übrigen 174 Antworten glie- 
dert sich wie folgt: "links" 88 (be- 
zogen auf die Gesamtheit der fFragsbo- 
genrückgänge: 32 %); "Afrika heute" 
64 (24 %); "der Überblick" 45 (17 %); 
"opk" 45 (18 %); "publik forum" 34 
(13 %); "Neues Forum" 28 (10,5 %); 
"akid" 23 (8,5 %). 


Anmerkung: erwartungsgemäß gab es 
auch hier zahlreiche Mehrfachnennun- 
gen. 


Intensität im Lesen der "blätter": 


m nn mann ren 


Zumeist wallständig gelesen werden 
die "blätter" von 31,5 % (85); etwa 
die Hälfte der Artikel jeden Heftes 
lesen 34 % (91); diesen und jenen Ar- 
tikel lesen 33 % (88). 


Aktuelle Informationen oder der Er- 
werb von. Hintergrundwissen: 


Den Beantwortern des Fragebogens geht 
es in der überwiegenden Mehrzahl um 
beides: 211 (79 %); Beschränkung auf 
die Varmittlung aktueller Informatio- 
nen: 13; Hintergrundwissen: 42. 


"Fächerung der Themenauswahl: 


89 % der Antwortenden plädieren für 
eine breite Fächerung der in den 
"blättern" zu behandelnden Themen; 
nur 7 % wünschen sich eine Konzentra- 
tion auf nur wenige Themenbereiche. 


Interessenschwerpunkte (die Frage lau- 
tete hisar: "An welchen Themsn sind Sie 
besonders interessiert?" Als Antwort- 
möglichkeiten waren im Eragebogen 12 
verschiedene Themenbereiche vorgege- 
ben): " 


1) Länderanalysen: 
190. Nennungen (71 %); lateinamerikani- 
schen Ländern galt hierbei das größte 
Interesse: 129; dahinter folgen die 
Länder Afrikas südlich der Sahara: 
106; Asien: 75; Nahost: 62; 


2) Privatinvestitionen/Konzerne in 
der Dritten’ Welt: 
151 Nennungen (60 %); 


:3) Berichte über Befreiungsbewegungen: 


151 Nennungen (56 %); 
4) Chronik: 135 (50 %); 


5) Analysen zur sog. Entwicklungspoli- 
tik der BRD und anderer Staaten: 
128 (48 %); 


6) Ideologiekritik: 
112 (43 © 


’ 


‚?) Dritte Welt-Arbeit oppositioneller 


Aktionsgruppen: 
111 (43 %); 


8) Analysen zur Situation 
arbeiter in der. BRD: 


der Fremd- 


:84 (31 %); 


9) Analysen von 8erichten in Presse 
und Fernsehen über Dritte Welt-Länder: 
78 (29 %); 

\ 
10) Kirche in der Dritten Welt: 
76 (28 %); 


11) Kirchliche Entwicklungspolitik: 
56 (21%). . 


Anmerkung: pro Fragebogen fanden sich 
im Durchschnitt 4 bis 5 der oben auf- 
aeführten Themenbereiche genannt. 


Grit Laträcki | 
Wh unten, uchlusr de 


Inhaltliche Beurteilung der "blätter": 


Gefragt war hier: "Nennen Sie einen 
oder mehrere Artikel aus den letzten 
!blättern', die Ihnen gut oder die Ih-. 
nen schlecht gefallen haben?" Nur 

64 % der Antworter auf unsere Umfrage 
sind auf diese Frage eingegangen. Ins- 
gesamt wurds 54mal an einzelnen Arti- 
keln Kritik geübt. Demgegenüber wurde 
in bezug auf verschiedene Artikel 287 
mal "Lob" ge$ußert, oder anders ausge- 
drückt: in den 172. Fragebögen, in de- 
nen bis Februar 1974 erschienene Arti- 


kel der "blätter" einer Bewertung un- 
terzogen werden, stehen insgesamt 278 
positiven Urteilen 53 negative Urtei- 
le gegenüber (eine, wie wir meinen, 
recht erfreuliche Bilanz). 


Gut aufgenommen wurden insbesondere 
folgende Beiträge in den "blättern": 
Ideologie-Kritik-Serie: 32 Positiv- 
Nennungen; Chronik der abhängigen 
Welt: 32 Positiv-Nennungen (die Chro- 
nik wurde zugleich je 6 mal kritisch 
beurteilt); Indonesien-Serie: 23 Posi- 
tiv-Nennungen (zugleich 6 mal kri- 
tisch bewertet); Siemens-Prozeß (Heft 
Nr. 32/33): 21 Positiv-Nennungen (dem 
stehen 17 Negativ-Nennungen gegen- 
über); Analyse der Sahel-Hunger-Kata- 
strophe (Heft 32/33): 19 Positiv-Nen- 
nungen; die Chile-Berichterstattung 
(insgesam+): 18 Pos.-Nen.; Guinsa- 
Bissau - Nach der Unabhängigkeit 
(Heft Nr. 31): 11 Pos.-Nen.; Guatema- 
la - Geschichte der Ausbeutung- (Heft 
Nr. 31): 10 Pos.-Nen.; Struktur-Daten 
Athiopien: 7 Pos.-Nen.; Chile - Die 
historische Entwicklung (Heft Nr. 31): 
5 Pos.-Nen.; Tanzania-Artikel (insge- 
samt): 5 Pos.-Nen.; Fremdarbeiter - 
Industriebetreuung durch Tanz und 
Spiel (Heft 30): 5 Pos.-Nen. 


Kritik geübt wurde insbesondere an 
folgenden Beiträgen: 

Siemens-Prozeß (Heft 32/33): 17. Nega- 
tiv-Nennungen; Indonesien-Serie: 6 . 
Neg.-Nen.; Chronik: 6 Neg.-Nen.; Ideo- 
logie-Kritik Kallgensän): 4 Neg.-Nen.; 
Mao in Chile (Heft 30): 4 Neg.-Nen. 


Methodische (didaktische) Kritik (ge- 
" Blättern! 


fragt war, "gibt es in den 

Artikel, die Ihnen schwer oder gar 
nicht verständlich ware): Kritik wur- 
de in dieser Hinsicht nur von 50 Le- 
sern geäußert, während 156 Leser die- 
vorliegende frage explizit verneinten. 
62 Leser gingen auf diese Frage nicht 
ein. 


Von den Kritikern einzelner Artikel 

in den "blättern" wurde am häufigsten 
die Verwendung zu vieler Fremdwörter 
getadelt: 24 Nennungen; je 20 mal wur- 
de der zu hohe Abstraktionsgrad und 
der zu komplizierte Satzbau verschie- 
dener Artikel kritisiert; 13 mal wur- 
de eine unklare Argumentation moniert; 
9 Leser fanden, daß einzelne Artikel 
ein zu großes Grundwissen vorausset- 
zen; 3 mal wurde als Kritikpunkt 
"schlechte Gliederung" genannt. 


Im methodischen Sinne kritikwürdig 
galt u.a. die Artikelserie "Ideolo- 
gie-Kritik": 15 Nennungen (bezogen 
auf die Serie insgesamt); darüber hin- 
aus wurdenhier noch im speziellen die 
Serien-Beiträge "Bildungshilfe" (3 
Nennungen) und "Marginalität" (2 Nen- 
nungen) kritisiert. An Beiträgen wird 
diesbezüglich weiter genannt: Indone- 
sien-Serie: 3 Nennungen; Artikel zur 
Sahel-Katastrophe: 3 Nennungen; Gui- 
nea-Bissau — nach der Unabhängigkeit: 
2 Nennungen (Rest der Nennungen ver- 
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teilt sich mit je einer Nennung auf 
‚verschiedene andere Artikel). 


Methodische Kritik an den "blättern" 
kam relativ häufiger von Nicht-Studen- 
ten als von Studenten: Nicht-Studen- 
ten: 34 Nennungen (= 68 % der .Nennun- 
gen insgesamt; Anteil der Nicht-Stu- 
denten an dem vorliegenden Sample von 
268 beantworteten Fragebögen: 59 %);. 
Studenten: 16 Nennungen (= 32 % gegen- 
über einer 41prozentigen Repräsenta- 
tion im Sample). Von den einzelnen Be- 
rufsgruppen übten die Lehrer relativ’ 
am häufigsten Kritik: 8 Nennungen (= 
35 % der Lehrer, die auf die Umfrage 
reagiert haben). Im weiteren folgen: 
Schüler mit 9 Nennungen (26 %); Ange- 
stellte mit 10 Nennungen (26 %)... 


Seurteilung der äußeren Erscheinung 
der "blätter" (Drucktechnik, Layout, 
Illustrierung, Einband, Titelblatt 
...): Kritik wurde diesbezüglich von 
43 Lesern geübt; demgegenüber zeigten 
sich 184 Leser (68 2) mit dem Äußeren 
der "blätter" zufrieden; kein Kommen- 
tar: 41 Leser. Kritisiert wurde etwa 
gleich häufig Titelblatt‘(18 Nennun- 
gen), Drucktechnik (17 Nennungen) und 
die Art der Illustrjerung (16 Nennun- 
gen). => 


oe 

IT RER 

u DL, u 
iz3w-Redakteur bei Auswertung der Leser- 
unfrage 


Bei der jetzt noch übrig gebliebenen 
Frage nach dem Verwendungszweck der 
"blätter" (gefragt wurde, "wozu benut-. 
zen Sie die 'blätter' schwerpunktmä- 
Big?") erwies sich eine Auswertung 

der eingegangenen Antworten als nicht 
möglich, da die im Fragebogen vorgege- 
benen Antwortmöglichkeiten mißver- 
ständlich formuliert waren. 
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SÜDKOREA 


Terror gegen Demokraten 


VERHINDERT DEN MORD AN DEN 
KOREANISCHEN FREIHEITSKÄMPFERN 


In Südkorea wurden im Juli dieses Jah- 
res 55 Oppositionelle (53 koreanische, 
2 japanische) gegen das faschistische 
Park-Regime nach einem nur knapp ei- 
nen Monat dauernden Schauprozeß zu un- 
gewöhnlich harten Strafen verurteilt. 


Von dem Militärischen Sondergericht 
wurden 14 zum Tode, 15 lebenslänglich, 
18 zu 20 Jahren, 6 zu 15 Jahren und 2 
Japaner zu 20 Jahren Zuchthaus verur- 
teilt. Ihnen wird vorgeworfen, einen 
kommunistischen Umsturzversuch ge- 
plant zu haben. 


Die Tatsache ist jedoch: daß die fort- 
schrittlichen Studenten, Intellektuel- 
len und Christen als Vortrupp für das 
koreanische Volk gegen die skrupello- 
se Unterdrückung und den faschisti- 
schen Terror durch das diktatorische 
Park-Regime kämpfen. Sie haben sich 
mutig erhoben, um demokratische Ver- 
hältnisse im Lande herzustellen. 


Wie ist die Lage in Südkorea? 


Das sogenannte "Wirtschaftswachstum", 
auf das das Park-Regime so stolz ist, 
hat in der Wirklichkeit nur auf die 
wenigen privilegierten Großunterneh- 
mer riesigen Reichtum konzentriert 
und brachte den Untergang der Mittel- 
und Kleinbetriebe sowie die Verelan- 
dung der Mehrheit des Volkes mit sich. 


*7 Mill. Südkoreaner sind arbeitslos 


In den"blättern des iz3w" 
Nr.32/33,Febr./März 1974, 
veröffentlichten wir einen 


Solidaritätsaufruf für die - ” ie!i_ 42 
Belgrader "Praxis-Sozia- JUGOSIawien vor neuem „Praxis Streit? 
listen.Untenstehend ein 


Bericht über neuerliche 
Angriffe auf diese Gruppe: 


Belgrad, 29. September 


oder Tagelühner (Gesamtbevöälkerung 

32 Mill.). Die Arbeitszeit beträgt 
zwischen 10 und 12 Stunden am Tag und 
6 Tage in der Woche. Und das bei ei- 
nem Monatsverdienst von 60-80 DM (Die 
Armut des Volkes", rororo). Es 
herrscht akute Lebensmittel- und Ener- 
gieknappheit. Ein Großteil des Volkes 
ist ohne Wohnung. 


All das sind die Folgen der Wirt- 
schaftspolitik Parks, der die auslän- 
dischen Monopole begünstigt und die 
Wirtschaft nich! nach den nationalen 
Bedürfnissen und Möglichkeiten aus- 
Tichtet. 


Zum anderen existieren in Südkorea 
schon seit langem keine demokratischen 
Rechte. Nachdem das Park-Regime, das 


1961 durch einen Militärputsch an die 
Macht gekommen ist, in einer Nacht- 
und Nebelaktion die Verfassung so ab- 
änderte, daß Park eine dritte Kandida- 
tur ermöglicht wurde, und nachdem das 
Regime mit Hilfe von Panzern und Kano- 
nen -das Parlament und die Parteien 
aufgelöst und willkürlich eine neue 
Verfassung "Oktober-Yusin" ("Oktober- 
Erneuerung") geschaffen hat (1972), 
versucht es jetzt, mit offenem Terror 
gegen den Willen des koreanischen Vol- 
kes sein "Reich" aufrechtzuerhalten. 


Presse und Runäfunk werden total zen- 
siert. Ilan hat keine Redefreiheit, 
denn man wird überall, in den Städten 
und in den Dörfern, bespitzelt durch 
den KCIA (koreanischer Geheimdienst), 
keine Versammlungs- und Demonstrations- 
freiheit, geschweige denn Streikrecht. 


Montag, 30. September 1974 
‚Südd. Zeitung 


Sechs marxistische Intellektuelle verurtellt / Professoren protestieren 


Von unserem Korrespondenten Olaf Ihlau 


Die Verurteilung von fünf Studenten und 
einem Professor durch ein Kreisgericht in 
Ljubljana droht die sich anbahnende Normali- 
sierung des Verhältnisses zwischen marxistischen 
Intellektuellen und der Parteiführung in Jugo- 
slawien wieder zu gefährden. Wegen „böswil- 
liger und verleumderischer Darstellung der ge- 
sellschaftlichen und politischen Verhältnisse“ 
waren am Wochenende in der slowenischen 
Hauptstadt der Zagreber Philosophieprofessor 
Lino Veljak und die aus Belgrad, Zagreb und 
Ljubljana stammenden Philosophiestudenten 
Milorad Stojanovie, Zoran Djindjic, Mariö Rubi, 
Darko Strajn und Vinko Zalar mit jeweils zehn 
Monaten Gefängnis bestraft worden. 

Hauptsächlich wurde den Angeklagten zur 
Last gelegt, als Studentendelegierte der drei 
philosophischen Fakultäten Ende Januar in 
1jubljana eine Resolution ausgearbeitet zu 


haben, die einem „direkten Angriff auf die heu- 


tige Gesellschaftsform und die politische Ord- 
nung in Jugoslawien“ gleichkomme. Der an alle 
Universitäten verteilte und gerichtlich verbo- 
tene Resolutionsentwurf stellt auf der Linie der 
linken Belgrader Studentenrebellion vom Juni 
1968 eine radikalsozialistische Kritik an innerju- 
goslawischen Fehlentwicklungen dar. So hieß 
es, statt bei der Arbeiterklasse liege die Macht 
im wirtschaftlichen und politischen Bereich in 
den Händen einer „Elite“. Die jugoslawischen 
Hochschulen wurden als „technokratisch kon- 


zipierte Kaderfabriken“ und „Hilfsstätten zur | 
“jetzt kein Hehl daraus, daß der mühsam gefun- 


Erneuerung des bürokratischen Mechanismus“ 
eingestuft. 

Als „geistige Väter“ der studentischen Kritik 
galten jene undogmatischen „Praxis“-Professo- 
ren, die sich besonders an der Belgrader Univer- 
sität monatelang wütenden Attacken des kon- 


servativ-orthodoxen Parteiflügels zu erwehren 
hatten. Anfang August war auf Titos Wink hin 
diese Auseinandersetzung ganz plötzlich abge- 
brochen und vom Bund der Kommunisten durch 
Rückgabe der beschlagnahmten Reisepässe die 
Bereitschaft zu einem Kompromiß signalisiert 
worden. Die „Praxis“-Marxisten. machten eine 
völlige Beilegung des Konflikts indes von der 
Einstellung sämtlicher repressiven Maßnahmen 
gegenüber den Studenten und von einer Rehabi- 
litierung aller bestraften Sympathisanten ab- 
hängig. - 

‚In Belgrader „Praxis“-Kreisen macht man 


dene Kompromiß nunmehr ernsthaft gefährdet 
erscheint. Der Lehrbeauftragtenrat der Belgra- 
der philosophischen Fakultät beschloB am 
Wochenende, ein Protestschreiben an die serbi- 
sche Republikführung zu richten. 


Aktivitäten des südkoreanischen Ge- 
heimdienstes in der BRD 


Das Agentennetz des südkorean!schen 
Geheimdienstes KCIA reicht bis in die 
BRD: 1967 wurden 17 Südkoreaner nach 
Korea entführt und dort verurteilt. 
Der KCIA ist aber auch weiterhin in 
der BRD tätig: viele der insgesamt 

13 000 Südkoreaner, die in Jer BRD 1le- 
ben, wurden aufgrund regierungsfeind- 
licher Äußerungen von Karatekämpfern 
des KCIA zusammengeschlagen. "Man lud 
sie zu. Diskussionen ein und holte si» 
mit Autos ab. Zum Diskutieren sind 

sie nach diesen Fahrten nie gekommen. 
Irgendwo im Wald, in leeren Wohnungen 
oder auf einsamen Grundstücken gab es 
dann Schläge." (Stern, 22.11.73) Aus 
Furcht vor weiterem psychischem oder 
physischem Druck wagen es die Betrof- 
fenen nur selten, die Üffentlichkeit 
zu informieren. Bekannt geworden ist 
in letzter Zeit der Fall des Doktoran- 
den Kim Sung-Soo. Er war Vorsitzender 
der Deutsch-Koreanischen Arbeitsge- 
meinschaft im Rhein-Main-Gebiet, die 
den Koreanern (vorwiegend Kranken- 
schwestern) das Einleben in der BRD 
erleichtern will. Kim Sung-Soo hat im 
letzten Jahr mehrfach die Politik des 
Park-Regime kritisiert. Wegen angebli- 
cher "Spionage für Nordvietnam" wurde 
er daher im November 73 vom südkorea- 
nischen Geheimdienst bedroht und muß- 
te um Asyl in der BRD bitten. (FR, 

a 4171.73) Anscheinend wollte die südko- 
reanische Botschaft an Kim ein Exem- 
pel statuieren und von der innenpoli- 
tisch bedrängten Laae der koreani- 
schen Regiefung ablenken. 


Zur neueren Entwicklung .ı Südkorea 
‚Trotz des seit Oktober 1972 verhäng- 
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ten Kriegsrechts gingen die Studenten 
auf die Straße und verlangten das En- 
de der faschistischen Herrschaft. 
Christen und Intellektuelle initiier- 
ten eine Kampagne für die Aufhebung 
der Yusin-Verfassung. Die Antwort dar- 
auf waren Notstandsmaßnahmen: Nach 


Notstandsmaßnahme Nr. 1 (vom 8.1.74) 


wird jedermann ohne Haftbefehl bis zu 


.15 Jahren Zuchthaus verurteilt, er 


die derzeitige Verfassung "verleumdet" 
oder ihre Revision fordert. Die Not- 
standsnaßnahme Nr. 2 legitimiert die 
Tätigkeit der KCIA; Kriegsgerichte 
werden eingesetzt und unbegrenzte Un- 
tersuchungshaft wird gebilligt. 


AUSSER] 


Trotz dieser brutalen Unterdrückung 
demonstrierten die Studenten Anfang 
April d.3. wieder und forderten Aufhe- 
dung des Yusin-Systems und: Herstel- 


v 


PETITION AN DEN PRÄSIDENTEN DER REPUBLIK KOREA 


WIR FORDERN: 


1. die sofortige und bedingungslose 
Freilassung aller nach den Ausnahme- 
rechtsverordnungen Nr. 1, 2 und 4 
verurteilten, angeklagten und inhaf- 
tierten Personen; 


2. die sotortige Aufhebung der noch 
bestehenden Ausnahmeverordnungen und 
die Auflösung aller in Zusammenhang 
damit eingerichteten Institutionen 
und die Erklärung der Nichtigkeit ih- 
rer bisherigen Akte von Anfang an; 


Name Anschrift 


1 


3. die Garantierung der Grundrechte 
und Grundfreiheiten, wie sie in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte der Vereinten Nationen von 1948 
und in der Internationalen Konvention 
über zivile und politische Rechte nie- 
dergelegt sind; insbesondere das Ver- 
bot der Folter, grausamer, unmensch- 
licher und erniedrigender Behandlung 
während des Verhörs und während der 
Haft; die Sicherstellung eines Verfah- 
tens für politisch Angeklagte vor ei- 
nem unabhängigen Gericht und die Mög- 
lichkeit der Verteidigung nach rechts- 
staatlichen Grundsätzen‘ 


Unterschrift 
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lung der Demokratie, Auflösung des 
brutalen KCIA, eine grundlegende Ver- 
änderung der Wirtschartspolitik, radi- 
kale Steuersenkung, Mindesteinkommen, 
Freiheit für die Arbeiterbewegung usw. 
(Forderungen von "Nationale Föderation 
der Jugend und Studenten für die Demo- 
kratie"). 


Die Antwort des Park-Regimes war Not- 

standsmaßnahme Nr. 4. Danach wird jeg- 
liche Unterstützung oder Sympathie 

mit der "Nationalen Füderation der Ju- 
gend und Studenten für die Demokratie" 
bestraft und Versammlungen oder Demon- 
strationen der Studenten streng verbo- 
ten. 


Offiziellen Angaben zufolge waren bis 
Ende Mai 1974 insgesamt 1024 Dpposi- 
tionelle verhaftet. Darunter auch die 
nun Verurteilten. Die Süddeutsche Zei- 
tung berichtet am 26.7.74, daß die An- 
geklagten nicht schlafen durften; ih- 
nen wurde Wasser irı die Nasenlücher 
gespritzt und sie mußten immer wieder 
unter Strom stehende Leitungen berüh- 
ren, bis sie die vom KCIA vorbereite- 
ten, schriftlichen Geständnisse unter- 
zeichnet hatten. Pfarrer Schneiß von 
der Ostasienmission, der kürzlich aus 
Südkorea zurückkehrte, berichtet un- 
ter anderem davon, daß dem Herausge- 
ber einer christlichen Zeitung bei 

den Verhören beide Beine gebrochen 
wurden, eine Studentin der EWHA-Frau- 
en-Universität auf eine tierische und 
perverse Art zu Tode gefoltert wurde 
Nach Angaben des japanischen Magazine 
"Sekai" wurde ein Student der YOUNSEI- 
Universität durch Elektrofolter getö- 
tet. Professor EHDI Jong-Kil, der 
schon 1967 aus der BRD entführt wurde, 
beging während des Verhörs "Selbst 
mord". 


Wir rufen auf zur Solidarität mit den 
südkoreanischen Widerstandskämpfern! 
Sammeln Sie Unterschriften für die 
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untenstehende Petition und senden Sie 
sie an: 


KONTAKTADRESSE: . 
amnesty international 3RO 
Koordinationsgruppe Korea 
5303 Bornheim-Walberberg 

Heinrich-von-Berge-Weg 37 
Tel. 02227/7132 


Die weltweite Empörung hatte bisher 
schon Erfolg: Notstandsmaßnahmen 

Nr. 1 und Nr. A wurden bereits-aufge- 
hoben. Die Lage der Verurteilten bes- 
sert sich dadurch aber nicht, und 

die Notstandsmaßnahme Nr. 2 ist noch 
in Kraft. 


Spenden, die im übrigen steuerabzugs- 
fähig sind, auf eines der beiden fol- 
genden Konten kommen unmittelbar den 
betroffenen Gefangenen bzw. ihren Fa- 
milien zugute. ‚ 


anmnesty international BRD, 
Deutsche Bank AG Hamburg, 
Konto-Nr... 61/00333, 

Verw. Nr. 5000197 - 
Vermerk: Aktion 


Evangelisches Missionswerk, 
Deutsche Bank AG Stuttgart, 
Konto-Nr. 96/30005 - 
Vernerk: Aktion Südkorea‘ 


Dokumente über Verfolgung und Wider- 
stand koreanischer Thristen und Kir- 
chen in Korea und in der Bundesrepu- 
blik enthält die Broschüre: "Christen 
und Kirchen für Demokratie und Gerech- 
tigkeit in Korea". (epd-dokumentation 
Nr. 38/74, 19.8.74) 


Umfang: 73 Seiten 


Bezugsquelle: 
Evangelischer Pressedienst 
Frankfurt am Main 
Friedrichstr. 34 


SIEMENS-PROZESS 


CABORA-BASSA-PROTFST RECHTSKWIDRIG 


Am 16.3.1972 fand im Kongreßsaal des 
Deutschen Museums in München die Ak- 
tionärs-Hauftversammlung der Siemens- 
AG statt. Unter 2500 Teilnehmern be- 
fanden sich ca. 50 Cabora Bassa-GLeg- 
ner (mit je einer Aktie versehen), 

die durch ihren Protest auf der Haupt- 
versammlung die breite UÜffentlichkeit 
darauf aufmerksam machen wollten, daß 
der Bau des Cabora Bassa-Staudamms in 


Mozambique - der ohne die Beteiligung 
der Siemens-AG nicht möglich gewesen 
wäre - gegen die Interessen der afri- 


kanischen Bevölkerung der portugiesi- 
schen Kolonie gerichtet war. 


Nach ihrer Ansicht war das Projekt 

ein - vom heutigen Standpunkt wohl - 
als gescheitert anzusehender - Ver- 
such, das portugiesische Kolonialre- 
gime zu stärken und den weißen Block 
im südlichen Afrika enger zusammenzu- 
schließen. Durch die Einbeziehung aus- 
1ändischen Kapitals in die koloniale 
Wirtschaft sollte der Rückhalt der 
Kolonialpolitik des Caetano-Regimes 

im Ausland gestärkt und durch die Kon- 
zentrierung des Kapitals ih der stra- 
tegisch exponierten T&öte-Provinz die 
Bereitschaft zu ausländischer Militär- 
hilfe gefördert werden. 


Nachdem fünf Stunden lang eine Themen- 
palette, deren Umfang ans Lächerliche 
grenzte, abgespult worden war, wurden 
von über 50 Wortmeldungen zu Cabora 
Bassa eine zugelassen, während alle 
anderen - trotz aktienrechtlichen Re- 
de- und Auskunftsrechts - untersagt 
wurden. 


Wolf Geisler, Josef Geue und Hartmut 
Müller hatten darauf mit einer Reihe 
anderer Cabora Bassa-Gegner das Red- 
nerpodium bestiegen. Nachdem einige 
Zeit in äußerst friedfertiger leise 
über weiteres Rederecht verhandelt 
wurde, entfernte die Polizei auf 
Wunsch der Firmenleitung die Cabora 
Bassa-Gegner vom Podium. 


Rechtzeitig zur nächsten Hauptversamm- 
lung beantragte die Siemens-AG einen 
Strafbefehl. Der Widerspruch der Ange- 
klagten blieb erfolglos, die Berufun- 
gen der Angeklagten und der Staatsan- 
waltschaft wurnen zurückgewiesen. 

. Las Bayers#suo JUberste Landesgericht 
hat mit Beschluß vom 29. August 1974 

- Az: Reg 3 St 148/74 a-c - die Revi- 
sionen der Angeklagten gegen das Ur- 
teil des Landgerichts München I von 
29. Oktober 1973 entsprechend dem An- 
trag der Staatsanwaltschaft als offen- 
sichtlich unbegründet verworfen. 


Das angefochtere Urteil enthält offen- 
sichtliche Rechtsfehler; diese können 
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jedoch nicht vom Bundesgerichtshof - 
mit dessen Rechtsprechung es deutlich 
im Widerspruch steht - überprüft wer- 
den, da in Bayern für leichtara Straf- 
sachen das Überste Landesgeric.nt Revi- 
sionsinstanz ist. Außerhalb Bayerns 
gibt es keine entsprechende Instanz, 
so daß die Möglichkeit, bis zum Bun- 
desgerichtshof zu kommen, meist gege- 
ben ist. 


Das Bundesverfassungsgericht könnte 
durch eine Verfassungsbeschuwerde ver- 
anlaßt werden, die verfassungsrechtli- 
chen Aspekte des Verfahrehs zu über- 
prüfen. Hierfür bestehen theoretisch 
einige Erfolgschancen; das Gericht 

ist aber derart überlastet, daß es 

98 % aller Verfassungsbeschwerden 
nicht entscheidet, sondern in Vorprü- 
fungsverfahren ablehnt. 


Die Verurteilten haben deshalb be- 
schlossen, auf die Einlegung des letz- 
ten noch möglichen Rechtsmittels zu 
verzichten. 


Mag der Siemens-Vorstand angesichts 
der geänderten Lage in Mozambique be- 
reuen, daß er sich seinerzeit nicht 
von seinen Kleinaktionären von der 
Teilnahme an dem verzweifelten Ver- 
such Lissaboner Kolonialisten, ihre 
Herrschaft in der T&te-Provinz zu sta- 
bilisieren, abbringen lassen wollte; 
mögen Hauptversammlungs-Aktionen mitt- 
lerweile von der Solidaritätsbewegung 
als wenig sinnvoll erkannt worden 
sein, bemerkenswert und bei zukünfti- 
gen Aktionen zu berücksichtigen ist, 
wie die Justiz dazu tendiert, auf ih- 
re eigenen Legalitätsgrundsätze zu 
verzichten, wenn sie in Gefahr gerät, 
politisch mißliebige Bestrebungen zu 
rechtfertigen. 


Anmerkung _ 


1) vgl. 'blätter des izäw', Nr. 20, 
21/22 und 30 
Red. 
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Portugal 


PUTSCH IN PORTUGAL 


Hintergründe und Konsequenzen 


Diese Broschüre enthält neben einer 
ausführlichen Chronik der Ereignisse 
(April-Juli) und dem Lebenslauf Spi- 
nolas eine sehr gute Analyse der üöko- 
nomischen Ursachen, die zum Putsch 
führten. &G. Säumling zeigt hier auf, 
wie zu Beginn der siebziger Jahre die 
portugissischen Kolonien ihre Funk- 
tion als wichtiaster Rohstofflieferant 
und Absatzmarkt des "Mutter"landes 
verloren. Für die fortgeschrittene “a- 
pitalfraktion, die die Aufbauphase zu 
diesem Zeitpunkt im wesentlichen abge- 
schlossen hatte, bedeutete der Kolo- 
nialkrieg und der damit verbundene EG 
Ausschluß eine zunehmende Behinderung. 
Das Caetano-Regime war zu erstarrt, 

um die Politik den neuen langfristi- 
gen Interessen des Kapitals anzupas- 
sen. So kam es zur "Stunde der Mili- 
tärs", die (ähnlich wie in Chile) sta- 
bile Verhältnisse, J.h. gesicherte 
Profitchancen garantieren sollten. 
"Ursache für den Putsch war somit 
nicht ein jäher Einbruch der Profitra- 
te des Kapitals, sondern das Zerbre- 
chen der langfristigen Stabilität - 
d.h. die Unfähigkeit des Regimes, den 
langfristigen Erfordernissen der Pro- 
fitmaximierung in privater Hand ge- 
recht zu werden." (S. 60) Offen bleibt 
bei Säumling die Frage, »b die neue 
Regierung nur ein besserer Garant der 
privaten Profite ist, oder ob sie die 
Möglichkeit schafft, die Position der 
portugiesischen Arbeiter zu stärken. 


Umfang: 72 Seiten : 
Preis: DM 2,-- und Porto (Vorauskasse) 
Bezugsquells: 
AKAFRIK, 48 Bielefeld, 
August-Bebel-Str. 62 


Guinea Bissao 


Schule der Befreiung 


Im Heft 8/74 des Magazins "Betrifft: 
erziehung" geben R.-H. Hintze und M. 
Ruetz einen Bildbericht über das von 
der PAIGC aufgebaute Schulsystem in 
Guinea-Bissao. 


Thema: "Guinea-Bissao: 
Schule der Befreiung" 
(5. 25-29) 


Türkei 


DAYANISMA 


Die Nr. 2 behandelt aktuelle Ereignis- 
se, die die Situation und politische 
Auseinandersetzung in der Türkei und 
hier kennzeichnen: 


- die Amnestiefrage in der Türkei 
- die Verfolgung fortschrittlicher Ar- 
beiter und Studenten in Westeuropa 


Wir wollen in Zukunft unsere Informa- 
tionsarbeit über die Türkei bzw. die 

türkischen Emigranten hier verstärken 
und daher die Türkei-Infos regelmäßig 
herausgeben. 


Abonnement-Preis (5 Nummern incl. Ver- 
sand) Fr./DM 19,-- 


Konten: 


Türkei-Komitee, Zürich PC 80-55430 
(für Schweiz) \ 

Nr. 3978749 Commerzbank Filiale 
Marburg/Lahn (K. Strehler) (für BRD) 


Türkei-Komitee, 
Postfach 299, CH-8035 Zürich 


Kambodscha 


Die ESG Clausthal gab im Mai 74 ein 
Info zu Kambodscha heraus. In knapper 
Form wird zuerst dis Geschichte des 
Befreiungskampfes referiert. Danach 
wird das Leben in den befreiten Gebie- 
ten geschildert und verglichen mit 

der Lage der Bevölkerung in den von 
Lon Nol beherrschten Gebieten. Ab- 
schließend wird die Rolle aufgezeigt, 
die der US-Imperialismus in dieser Si- 
tuation spielt. 


Das Info eignet sich als Linführung 
in diese Problematik. Weiterführende 
Informationen sind darin jedoch nicht 
enthalten. 


Gegen eine Schutzgebühr von 0,50 DM 
zu bestellen bei: 


Gemeinderat der Evangelischen 
Studentengemeinde Clausthal 
3392 Clausthal-Zellerfeld 
Graupenstr. 1a 


BERICHTIGUNG 


Die von un& in der Nr. 36/37 auf Sei- 
te. 3 unten angegebene Adresse der 
Roten _ Hilfe Ostwestfalen hatte sich 
(bereits vor unserer Veröffentlichung) ' 
geändert. Sie lautet jetzt: Rote Hilfe 
Dstwestfalen, c/o Dagmar Risakenberg, 
48 Bielefeld, Paulusstr. 37. 


Wir bitten um Entschuldigung! 


AKAFRıK 
Sie 


brauchen sich um den AKAFRIK-REPORT 


nicht zu RE Ne. 


denn 


ein CHER ist Ihnen immer 


SICHE ‚ wenn Sie nicht jede 


Ausgabe ER bes ellen REN den 


AKAFRIK-REPORTABONNIE 


Ausßerdem unterstützen Sie damit eine 
Gruppe, die sich engagiert gegen 
Rassismus 

(Neo)Kolonialismus 

Imperialismus einsetzt, denn 

wir müssen unsere Arbeit selbst finan- 
zieren und sind auf Ihre aktive Soli- 


darität undHILFE angewiesen. 


Unsere nächsten Nummern: 


Materialsammlung zum Südlichen 
Afrika 


Tansania 
Ursachen einer NHungerkatastrophe 
am Beispiel Sahelzone 


Wem hilft die Entwicklungshilfe? 


Hiermit abonniere ich den AKAFRIK-REPORT 
incl. AKAFRIK-extra und AKAFRIK-ARBEITS- 
HILFE ab Heft Nr...... zum Preis von 


DM 14,- für 6 Einzelhefte 
DM (mind. 5,-)monatl. im 
Förderabonnement 


Den Betrag habe ich am .... auf das Konto 
760 012 13 Stadtsparkasse Bielefeld 
überwiesen/lege ich in Briefmarken bei. 


Unterschrift 


Datum 


Adresse mit Postleitzahl (Deutlich!) 


Einsenden an: 
AKAFRIK, 48 Bielefeld, A.-Bebel-Str. 


"Es ist eine unglückliche, aber 
nicht zu umgehende Tatsache, daß 
der verhängnisvolle Ausgang des 
chinesischen Bürgerkrieges von der 
Regierung der Vereinigten Staaten 
nicht verhindert werden konnte. 
Der Bürgerkrieg war das Werk von 
im Inneren Chinas lebendigen Kräf= 
ten ‚die wir zu beeinflussen 
suchten, aber nicht zu beeinflus= 
sen vermochten.'" 


Außenministerium der USA (!!rsg,.), 
"United States Relations with 
China", Washington 49,5.XVI 
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CHILE 


SS -STANDARTENFÜHRER 
IM EINSATZ 


Es ist kaum zu glauben: Seit neuestem 
hilft ein Endlösungsspezialist :es 
Dritten Reiches, das Morden in vhile 
zu organisieren. Der S5-Standartenfüh- 
rer und Gestapooffizier Walter Rauff 
wurde zum leitenden Berater der DINA 
(Direccion de Inteligencia Nacional 
Anticomunista) ernannt. Die DINA ko- 
ordiniert die gegen den demokratischen 
Widerstand gerichteten Aktionen der 
Geheimdienste und Terrorhorden ("Weiße 
Garden", Todesschwadrone brasiliani- 
schen Musters). 


Walter Rauff war verantwortlicher Ein- 
satzleiter der Vergasunjaswagen, in de- 
nen bis Juli 1942 rund 100 DUO Juden 
in Polen, Jugoslawien und der Ukraine 
vernichtet wurden. Darauf war er Ehef 
des Sicherheitsdienstes in Tunis, 

dann Leiter des Vernishtungslagers in 
Chemno. Ab 1944 leitete er den Sicher- 
heitsdienst in Yailand. Nach dem Zu- 
samnenbruch des Dritten Reiches knnnte 
er sich über Ecuador und Bolivien nach 
Chile absetzen und ließ sich als "Kauf- 
mann" in Punta Arenes nieder. Nichts 
kennzeichnet das NRegims besser als der 
Einsatz dieses Mannes, dem Gelegenheit 
gegeben wird, die Reihe seiner Verbre- 
chen fortzusetzen. 


Verlag des IK AGM 


Verlag des Initiativkreises Freiheit 
für Angola, Guinea-Bissao und Mozambique 


niirnberger 
beiträge 

zu fragen 
der dritten 
welt 


F. Couto: 
FRELIMO und das Porblem der Gewalt 


IK AGM: DM 2,07 

Der Fall Simon Kerscher j 

Dokumentarbericht über eine bundes- 

deutsche Investition in Südafrika 
DM 3,-- 


demnächst erscheinen: 


3. IK AGM: 
Portugal - Ostern 1974 
Bericht und Analyse 


4. J.A. Sarpei, P. Pluschke: 
NIMA 
Slumqurtiere in Afrika 


Vertrieb: 


Politladen GmbH 
852 Erlangen, W. v. Siemens Str. 8 


REPORTAGEN Reihe 
Autobio- ROMANE 


graphien 
® . 
Trikont "3:3: 


ana Ki 


Internatonaln Zeitschrift 


Unabhängige Zeitung 


Christen u Ma Sozialisten für Abhängige 
Kritisches und Texte und Comix, 
Unkritisches, links unbunt 


von der Mitte und bunt 


ek m 

(Mein Volksoll leben! Senn SH | 
ern heutige Unter 

Ariane " inden ISA 


$ Ne 


Die Wunden der 
Freiheit 


DO Neue Freie Presse (10 Hefte) 
Neues Forum/Neue Freie Presse 85 125,— /DM 18, — 


Museumstraße 5 ein Probeheft 
A-1070 Wien O Neues Forum 
Tel. 93 33 53 D Neue Freie Presse 


Ich bestelle 
ein Jahresabo 


DO Neues Forum a. Hefte) 
6S 300,— /DM 43, — Unterschrift 


Ärztliche Fürsorge in Mozambique Tencanın ED 


Poesie und Befreiungskampf 


Schulwesen in Guinea-Bissao für Internationalen 


Palästina-Gedichte von Erich Fried 


Persische Künstler im Widerstand Kulturaustausch 


Einzelheft 2,- DM 
Jahresabo (4 Hefte) 8,- DM + Porto 
Bestellungen an die 
Vereinigung Internationaler 
Kulturaustausch e.V. 

7000 Stuttgart 1, Postfach 1012 


Erika Runge 


Südafrika -Rassendiktatur 
zwischen Elend und Widerstand 


Protokolle und Dokumente zur Apartheid (1765/DM 6,80) 
Maugri Ciagar/Hannelore Koob 


Ferienland Spanien? 


Ein Bild der Diktatur nach Briefen politischer Gefangener 
(1770/DM 4,80) 


Die Armut des Volkes 


Verelendung in den unterentwickelten Ländern. 
Auszüge aus Dokumenten der Vereinten Nationen. (1772/DM 4,80) 


